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Gute Arbeit. Soziales Europa. 

2014 war ein gutes Jahr für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Mit der Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns und der Rente mit 63 nach 45 Versi-
cherungsjahren konnten die Gewerkschaften zentrale 
Forderungen durchsetzen. Mehr als 927.000 Men-
schen in unserem Bezirk werden von Mindestlohn 
profitieren. Er wird die Kaufkraft von Geringverdie-
nern stärken und den Staatshaushalt sowie die So-
zialkassen entlasten. Doch damit der Mindestlohn 
kein leeres Versprechen wird, heißt es jetzt: Dran 
bleiben! Effektive Kontrollen und Aufklärung der 
Beschäftigten über ihre Rechte müssen nun oberste 
Priorität haben.

Der Tag der Arbeit stand in diesem Jahr unter dem 
Zeichen der bevorstehenden Europawahlen. Unter 
dem Motto „Gute Arbeit. Soziales Europa.“ gingen 
überall im Bezirk Tausende Menschen auf die Straße, 
um sich für eine neue Ordnung der Arbeit stark zu 
machen. Gleichzeitig setzten sie ein Zeichen gegen 
die rigorose Sparpolitik und den Abbau von sozia-
len Errungenschaften und Arbeitnehmerrechten in 
Europa.

Das Jahr 2014 brachte auch für den DGB-Bezirk Nie-
dersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt einige Verän-
derungen. Mit der 4. Ordentlichen DGB-Bezirkskon-
ferenz am 8. Februar wurden die Vorgaben aus der 
geänderten Satzung des DGB endgültig umgesetzt. 
Zum ersten Mal wurden die Geschäftsführerinnen 
und Geschäftsführer der neun DGB-Regionen auf der 
Konferenz gewählt. Die DGB-Regionen sind nunmehr 
integraler Bestandteil des Bezirks.

Diese Veränderung zeichnet sich auch im vorliegen-
den Jahresbericht ab. Die landespolitischen Akzente 
des DGB spiegeln Interviews mit dem Bezirksvorsit-
zenden und dem Leiter bzw. der Leiterin der Landes-
büros in Magdeburg und Bremen. Die Tätigkeitsbe-

richte der neun DGB-Regionen werfen Schlaglichter 
auf deren Themenschwerpunkte und herausragenden 
Aktivitäten.

2014 haben wir gemeinsam viel erreicht. Allen, die 
mit uns an der Verwirklichung der gemeinsamen 
Ziele gearbeitet haben, danken wir für die gute und 
erfolgreiche Zusammenarbeit – allen ehren- und 
hauptamtlichen Kolleginnen und Kollegen, allen 
DGB-Gewerkschaften, ihren Mitgliedern und nicht 
zuletzt allen Bündnispartnern. Auf weiteres gutes 
Gelingen und viel Spaß beim Lesen!

Vorwort

Hartmut Tölle, 
DGB-Bezirksvorsitzender

Udo Gebhardt, 
Stellv. Bezirksvorsitzender,
Leiter Landesvertretung 

Sachsen-Anhalt

Annette Düring, 
DGB-Geschäftsführerin

Bremen-Elbe-Weser,
Leiterin Landesvertretung 

Bremen
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Die rot-grüne Landesregierung war Anfang Januar 2015 
zwei Jahre im Amt. Welche positiven Veränderungen sind 
seit dem Regierungswechsel zu verbuchen?

Die neue Landesregierung musste einiges korrigieren, 
was die Vorgängerregierung verbockt hatte. Ganz 
klar hervorzuheben ist der Einsatz von Rot-Grün für 
die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns. Auch 
die Reform des Landesvergabegesetzes begrüßen 
wir, denn dieses gilt nun für alle Branchen. Hervor-
zuheben ist das Engagement gegen den Missbrauch 
von Werkverträgen und Leiharbeit. Dass soziale Min-
deststandard in der Wirtschaftsförderung eingeführt 
und drei Beratungsstellen für mobile Beschäftigte ge-
schaffen wurden, verbuchen wir ebenfalls als positiv. 
Gut ist, dass die Landesregierung den Ausbau der 
Ganztagsschulen vorantreibt und das Turbo-Abitur 
sowie Studiengebühren abgeschafft hat.

Das war ziemlich viel Lob. Was haben die Gewerkschaften 
an der rot-grünen Koalition denn zu kritisieren?

Uns missfällt, dass das Land die Besoldung der Beam-
tinnen und Beamten bereits festgelegt hat, ohne die 
Tarifrunde der Länder abzuwarten. Noch dazu hat sie 
das Tarifergebnis um sechs Monate verzögert über-
tragen. Dass die Landesregierung bei der Arbeitszeit 
von Gymnasiallehrkräften und Lehrkräften über 55 
Wortbruch begangen hat, geht aus Gewerkschafts-
sicht gar nicht. Genauso wenig ist zu verstehen, wa-
rum Rot-Grün trotz des erbitterten Widerstandes von 
Gewerkschaften und Arbeitgebern eine Pflegekammer 
schaffen will.

Wo muss die Regierung Weil/Wenzel in der zweiten Hälf-
te der Legislaturperiode Schwerpunkte setzen?

Die Landesregierung muss jetzt die lange versproche-
ne Ausbildungsgarantie schaffen. Momentan werden 
immer noch zu viele Jugendliche ohne Lehrstelle in 
Warteschleifen geparkt. 97.000 Menschen, die länger 
als ein Jahr arbeitslos sind, finden keinen Job. Die-
se Langzeitarbeitslosen brauchen einen geförderten 

Arbeitsmarkt. An den Hochschulen muss die Lan-
desregierung gute Arbeitsbedingungen verankern. 
Personalräte im Öffentlichen Dienst brauchen bessere 
Möglichkeiten der Mitbestimmung. Bürgerinnen und 
Bürger erwarten von Bund, Land und Gemeinden eine 
gut ausgebaute Infrastruktur und funktionierende 
Dienstleistungen. Aber viel ist davon in den letzten 
Jahren abgebaut worden: Straßen, Brücken, Schulen 
oder Schwimmbäder sind teilweise in katastropha-
lem Zustand. Das Land muss stärker in den Erhalt 
der Infrastruktur und öffentlichen Daseinsvorsorge 
investieren. Grundlage dafür ist eine Steuerpolitik, die 
hohe Einkommen, Vermögen und Erbschaften stärker 
an der Finanzierung öffentlicher Haushalte beteiligt.

Hartmut Tölle

Landespolitisches aus Niedersachsen
Drei Fragen an Hartmut Tölle
Vorsitzender des DGB-Bezirks Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt
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DGB in Aktion
Arbeitsmarkt und Beschäftigung

Innerhalb des Bezirks hat der Arbeitskreis Arbeits-
marktpolitik den Austausch zwischen den DGB-Regi-
onen zu Arbeitsagenturen und Jobcentern verbessert 
und die Arbeit der gewerkschaftlichen VertreterInnen 
in Verwaltungsausschüssen und Beiräten der Jobcen-
ter koordiniert. Schwerpunkte waren der Bottom-
Up-Prozess in den Verwaltungsausschüssen sowie 
Sanktionen nach Sozialgesetzbuch II (SGB II).

Auf Ebene der Regionaldirektion der Bundesagentur 
für Arbeit besteht für die Länder Niedersachsen und 
Bremen ein gemeinsamer Beirat. Hier hat der DGB 
einen Schwerpunkt auf die Verbesserung des Über-
gangs von der Schule in den Beruf gelegt. Ziel ist ein 
abgestimmtes System, bei dem kein Jugendlicher, kei-
ne Jugendliche verloren geht. Es ist gelungen, hierzu 
eine gemeinsame Position mit allen Mitgliedern des 
Beirates zu erarbeiten.

Das „Kurzinfo Arbeitsmarkt“ erscheint monatlich mit 
den aktuellen Arbeitsmarktzahlen der drei Länder 
des Bezirks sowie weiteren relevanten Materialien.

Niedersachsen

Zehn Jahre nach Einführung von Hartz IV ist die Bilanz 
negativ. Die Zusammenführung von Arbeitslosen- 

und Sozialhilfe hat gravierende Einschnitte für die 
Beschäftigten verursacht und negative Folgen für 
den Arbeitsmarkt gezeitigt. Die Zahl der Empfän-
gerInnen von Arbeitslosengeld II ist nicht gesunken, 
prekäre Beschäftigung hat massiv zugenommen. Der 
zunehmende Niedriglohnsektor und eine fallende 
Lohnquote haben die wirtschaftliche Lage der Men-
schen verschlechtert. Die Zahl der erwerbsfähigen 
Hartz IV-EmpfängerInnen in Niedersachsen liegt mit 
412.812 im Jahr 2014 fast genauso hoch wie vor 
zehn Jahren. 45 Prozent aller EmpfängerInnen von 
Arbeitslosengeld II beziehen diese Sozialleistung seit 
mindestens vier Jahren. Da nur rund 50.000 offene 
Arbeitsstellen gemeldet sind, ist eine Vermittlung in 
Arbeit für die allermeisten Hartz IV-EmpfängerInnen 
illusorisch. Leider hat die Landesregierung bisher kei-
ne Schritte unternommen, Langzeitarbeitslose durch 
die Schaffung eines sozialen Arbeitsmarktes wieder 
in Arbeit zu bringen.

590.000 Niedersachsen verdienen weniger als 8,50 
Euro in der Stunde. Aus diesem Grund hat sich der 
DGB massiv für eine rasche Einführung des Mindest-
lohnes eingesetzt. Ziel war dabei ein Mindestlohn 
ohne Ausnahmen. Diese Forderung ist vom DGB 
offensiv vertreten worden, unter anderem in öffent-
lichkeitswirksamen Aktionen, bei einem Fachvortrag 
von Thorsten Kalina an der Universität Hannover und 
in verschiedenen Formen gegenüber den politischen 
Parteien.

Der DGB hat sich intensiv und erfolgreich in das An-
hörungsverfahren zum Entschließungsantrag „Gute 
Arbeit durch Gesundheitsförderung“ der Fraktionen 
von SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN im Landtag 
eingebracht.

Im Rahmen der Mitarbeit an der Ausgestaltung 
der neuen EU-Förderperiode ist es gelungen, den 
neuen Förderschwerpunkt „Soziale Innovation“ im 
Operationellen Programm zu verankern. Die EU-
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Beratungsstelle der Gewerkschaften konnte für das 
Konvergenzgebiet erfolgreich Weiterbildung für Ar-
beitnehmerInnen mitgestalten.

Fachkräfteinitiative Niedersachsen
Das Thema der Fachkräftesicherung ist vor dem 
Hintergrund demografischer und wirtschaftlicher 
Entwicklungen auch in Niedersachsen in der breiten 
politischen Diskussion angekommen. Die Landesre-
gierung hat das Thema ressortübergreifend aufge-
griffen sowie unter Federführung des Ministeriums 
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr eine Vereinbarung 
zur Fachkräftesicherung entwickelt und im Sommer 
beschlossen - gemeinsam mit verschiedenen Insti-
tutionen und Verbänden, darunter unter anderem 
Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, Kammern, 
die kommunalen Spitzenverbände und die Regio-
naldirektion der Bundesagentur für Arbeit. Der DGB 
beteiligt sich an dieser so genannten „Initiative der 
Arbeitsmarktpartner“ und hat die in diesem Zusam-
menhang essenziellen Aspekte „Gute Arbeit“, die 
Ordnung des Arbeitsmarktes sowie die Bedeutung 
der Tarifbindung eingebracht, so dass diese nach 
kontroversen Diskussionen in die gemeinsame Ver-
einbarung aufgenommen wurden. Auf der Grundlage 
der Vereinbarung sollen die Partner der Fachkräftein-
itiative Niedersachsen nun gemeinsam ansetzen und 
Beiträge zur Sicherung der Fachkräftebasis leisten. 
Die Fachkräfteinitiative ist bis 2018 angelegt, in die-
ser Zeit will die Landesregierung ressortübergreifend 
200 Millionen Euro ESF-Mittel für die Fachkräftesi-
cherung einsetzen.

Gemeinsam mit Mitgliedsgewerkschaften und Bil-
dungsträgern hat der DGB eine Veranstaltungsreihe 
konzipiert, die Alternativen zum Neoliberalismus 
aufzeigt. Die erste Veranstaltung fand im November 
im Veranstaltungszentrum Pavillon am Raschplatz in 
Hannover statt und war sehr gut besucht.

Bremen

Die Arbeitsmarktlage im Land Bremen ist weiterhin 
schwierig. Aktuell liegt die Arbeitslosenquote bei 
10,8 Prozent. Damit liegt Bremen im Vergleich zu an-
deren Ländern an vierter Stelle, wobei alle drei Stadt-
staaten überdurchschnittliche Quoten aufweisen. Im 
Zwei-Städte-Staat müssen Bremen und Bremerhaven 
gesondert betrachtet werden. In Bremerhaven ist die 
Arbeitslosigkeit mit einer Quote von 14,6 Prozent 
sehr hoch. Die Windenergiebranche greift nicht wie 
erwartet als Jobmotor, sondern hat durch den Ab-
bau von Arbeitsplätzen einen erheblichen Dämpfer 
erhalten.

Die größte Boom-Branche im Land Bremen ist wie 
im Vorjahr die Leiharbeitsbranche. Jede zweite Ar-
beitsstelle, die die Agentur für Arbeit vermittelt, ist 
eine Leiharbeitsstelle. Bei den Arbeitsverhältnissen 
insgesamt dominiert zwar die Vollzeitarbeit, deutlich 
stärker wuchs aber die Zahl der Teilzeitarbeitsstel-
len, besonders in den Branchen Einzelhandel und 
Gesundheit.

Erhebliche Probleme bereitet die Situation der Lang-
zeitarbeitslosen. Die Betroffenen können nicht in glei-
chem Maße an der Zunahme von sozialversiche rungs-
pflichtiger Beschäftigung profitieren. Die verfestigte 
Langzeitarbeitslosigkeit aufzulösen, die oft schon in 
frühen Jahren beginnt, wird eine der Herausforde-
rungen der nächsten Jahre sein.
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Sachsen-Anhalt

Obwohl die statistische Arbeitslosigkeit in 2014 
erstmals unter die Zehn-Prozent-Quote sank, blei-
ben andere Merkmale des Arbeitsmarktes sehr un-
befriedigend: Prekäre Beschäftigungen und Niedrig-
lohnbereiche sind weit verbreitet, die Abwanderung 
junger Auszubildender und von Facharbeitern hält an.
Langzeitarbeitslose, insbesondere Ältere und Men-
schen mit körperlichen oder sozialen Handicaps sind 
arbeitsmarktpolitisch leider aus dem Blickfeld ge-
raten. Diese Menschen brauchen die Möglichkeiten 
eines sozialen Arbeitsmarktes, um am Erwerbsleben 
und am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. Das gilt 
vor allem in den ländlichen Regionen. Auf jeden Fall 
ist es würdiger, Arbeit zu finanzieren als Arbeitslo-
sigkeit. Deswegen unterstützt der DGB das Beschäf-
tigungs-Konzept für den sozialen Arbeitsmarkt, das 
von den arbeitsmarktpolitischen SprecherInnen der 
Koalitionsparteien angeregt wurde.

DGB-Index Gute Arbeit
Zu den für die Fachkräfteentwicklung notwendigen 
Positivfaktoren gehören höhere Tarifbindung, eine 
stimulierende Wirtschaftsförderung und die Indizes 
für „Gute Arbeit“. Um diese Faktoren messbar zu 
machen, hat der DGB 2014 eine landesbezogene 
Beschäftigtenbefragung erstellen lassen. Die von 
der DGB-Index Gute Arbeit GmbH realisierte Stu-
die wurde vom Land Sachsen-Anhalt und von den 
Europäischen Sozialfonds gefördert. Zum Resümee 
gehören zwei bemerkenswerte Aussagen: Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in Sachsen-Anhalt 
haben tendenziell weniger Arbeitsplatzsorgen, aber 
mehr Unzufriedenheit mit dem Einkommen.

Wichtige Ergebnisse im Einzelnen
Beschäftigte haben weniger Sorgen um den Ar-
beitsplatz: So befürchten nur noch 20 Prozent der 
Beschäftigten, bei Arbeitsplatzverlust keine neue Ar-
beit zu finden (2011: 37 Prozent). Allerdings haben 

weiterhin 25 Prozent der Beschäftigten Sorge um 
ihre berufliche Zukunft.

Unzufriedenheit mit dem Einkommen nimmt zu: 
Nur 39 Prozent der Befragten finden ihr Einkommen 
angemessen, 2011 waren dies noch 44 Prozent. Be-
lastende Arbeitsbedingungen sind stark verbreitet. 
Schwere körperliche Arbeit leisten 43 Prozent (West-
deutschland 31 Prozent). Nachtarbeit betrifft 17 Pro-
zent der Beschäftigten und damit deutlich mehr als 
in Westdeutschland (10 Prozent). Arbeit in ungüns-
tiger Körperhaltung betrifft 66 Prozent der Befragten 
(Westdeutschland 53 Prozent). Hohe Wertschätzung 
für Betriebsräte halten 70 Prozent der Befragten für 
wichtig bis sehr wichtig und Tarifverträge finden 83 
Prozent der Befragten wichtig bis sehr wichtig.

Anlässlich der Veröffentlichung dieser Werte be-
scheinigte IG Metall-Bezirksleiter Hartmut Meine den 
Beschäftigten in Sachsen-Anhalt ein gewachsenes 
Selbstbewusstsein. Sie seien bereit, ihren Arbeitgeber 
zu wechseln, und achteten dabei sehr genau auf tarif-
lich abgesicherte Arbeits- und Leistungsbedingungen. 
Arbeitsbedingungen, Einkommen, berufliche Sicher-
heit und Aufstiegschancen sind allerdings noch im-
mer zu schlecht, um ausreichend Fachkräfte für den 
Wirtschaftsstandort zu halten und zu gewinnen. Da 
müssten die Arbeitgeber mehr Weitsicht beweisen.
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WISO-Info
Der DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen – Sachsen-
Anhalt unterhält gemeinsam mit dem DGB-Bezirk 
Hessen-Thüringen einen Arbeitskreis für Wirtschafts- 
und Strukturpolitik, der als Herausgeber der elekt-
ronischen Publikation „WISO-Info“ fungiert. Diese 
Zeitschrift erschien 2014 in vier Ausgaben. Themen 
waren unter anderem die derzeit diskutierten Freihan-
delsabkommen (TTIP, CETA, TISA), die Finanz- und 
Wirtschaftskrise, die Situation öffentlicher Haushalte, 
die Struktur- und Industriepolitik, die Finanzierung 
des Öffentlichen Personennahverkehrs sowie die 
Wohnungspolitik.

Niedersachsen

Eurokrise
Gemeinsam mit der Friedrich-Ebert-Stiftung Nieder-
sachsen hat der DGB im Februar in Hannover eine 
Veranstaltung zur Rechtswidrigkeit der europäischen 
Austeritäts- und Kürzungspolitik durchgeführt. Als 
Referentinnen und Referenten waren eingeladen Hei-
ner Fechner und Steffen Kommer (Wissenschaftliche 
Mitarbeiter am Zentrum für Europäische Rechtspolitik 
der Universität Bremen), Bernd Lange (Mitglied des 
Europäischen Parlaments) und Prof. Dr. Mechthild 
Schrooten (Hochschule Bremen, Sprecherin der Ar-
beitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik).

Freihandelsabkommen
Der DGB hat seine kritische Haltung zu den aktuellen 
Verhandlungen der EU-Kommission über Freihandels-
verträge mit den USA sowie mit Kanada verdeutlicht. 
Im Februar nahm der DGB-Bezirksvorsitzende Hart-
mut Tölle als Diskutant an einer Veranstaltung zum 
EU-US-Freihandelsabkommen TTIP teil, die der DGB 
gemeinsam mit der Niedersächsischen Staatskanzlei 
und den Unternehmerverbänden Niedersachsen in 
Brüssel organisierte.

Im Juni organisierte der DGB gemeinsam mit der 
Friedrich-Ebert-Stiftung eine Veranstaltung zum The-

Wirtschafts- und Finanzpolitik
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ma „Das Freihandelsabkommen zwischen Europa 
und den USA – Programm für mehr Wohlstand oder 
Gefahr für die Demokratie?“. Als DiskutantInnen nah-
men daran teil: Bernd Lange (Mitglied des Europäi-
schen Parlaments), Dr. Dierk Hirschel (Bereichsleiter 
Wirtschaftspolitik bei der ver.di-Bundesverwaltung), 
Alessa Hartmann (Koordinatorin des zivilgesellschaft-
lichen Bündnisses TTIPunfairHandelbar) und Christa 
Hecht (Geschäftsführerin der Allianz der öffentlichen 
Wasserwirtschaft).

Schriftlich hat der DGB die gewerkschaftlichen Posi-
tionen zu TTIP im Rahmen einer Anhörung durch den 
Landtagsausschuss für Bundes- und Europaangele-
genheiten, Medien und Regionalentwicklung sowie in 
einer Publikation der Friedrich-Ebert-Stiftung „Vision 
Europa“ vertreten.

Wirtschaftsförderung
Als die Landesregierung Mitte des Jahres ihre Richt-
linien für die Vergabe von Mitteln im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ novellierte, setzte sich der DGB 
für eine stärkere Verankerung des Themas „Gute Ar-
beit“ ein. Bei aller Kritik im Detail ist festzustellen, 
dass die Kriterien für „Gute Arbeit“ nun stärkere 
Berücksichtigung finden als in der Vergangenheit.

EU-Strukturförderung
Der DGB war in den Begleitausschüssen aller drei 
Strukturfonds (ESF, EFRE, ELER) für die abgelaufene 
Förderperiode 2007-2013 vertreten; die Gremien ka-
men auch 2014 zusammen. Zusätzlich wurde seitens 
des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, 
Arbeit und Verkehr eine so genannte „Arbeitsge-
meinschaft Programmaufstellung“ eingerichtet. Der 
DGB vertrat die Gewerkschaften in diesem Gremi-
um, dessen Aufgabe die Vorbereitung der neuen EU-
Förderperiode für die beiden Strukturfonds ESF und 
EFRE ist. Ziel des DGB ist es, dass in der europäischen 
Strukturförderung auch zukünftig die Interessen der 
Beschäftigten und der Gewerkschaften Berücksich-
tigung finden. Dies umfasst nicht zuletzt eine stär-
kere Verankerung von Kriterien „Guter Arbeit“ in 
der europäischen Strukturförderung. Es gelang, das 
Thema im gemeinsamen Operationellen Programm 
von ESF und EFRE zu verankern. Der DGB setzte sich 
in persönlichen Gesprächen und während diverser 
Gremiensitzungen dafür ein, soziale Kriterien auch 
auf Richtlinienebene stärker zu verankern.

Landeskreditausschuss
Der DGB nimmt regelmäßig an den Sitzungen des 
Landeskreditausschusses als beratendes Mitglied 
teil. Der Ausschuss entscheidet über die Vergabe 
von Landesbürgschaften.

Vergabegesetz
DGB und Gewerkschaften haben wiederholt eine No-
vellierung des niedersächsischen Vergabegesetzes 
eingefordert. Die neue Landesregierung machte dies 
2013 zu einer ihrer ersten politischen Maßnahmen. 
Schon früh im Jahr 2014 deutete sich an, dass es 
eine weitere Novellierung des Gesetzes geben werde. 
Die Vorarbeiten hierzu begannen gegen Jahresende. 
Der DGB wird erneut, eng mit den Gewerkschaften 
abgestimmt, gewerkschaftliche Positionen in die 
Diskussion um ein neues Vergabegesetz einbringen.
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Bremen

Wirtschaftslage
Nach der Wirtschaftskrise 2009 hat sich die bremi-
sche Wirtschaft wieder erholt. War allerdings in den 
letzten fünf Jahren ein Wachstum von 9,3 Prozent 
zu verzeichnen, so stieg die Zahl der Erwerbstätigen 
nur um 3,4 Prozent. Die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten stieg im gleichen Zeitraum um 
5,7 Prozent (Bremen 5,5 Prozent und Bremerhaven 
6,4 Prozent) und lag damit unter der Entwicklung 
im Bund. Im Ländervergleich hat das Land die viert-
höchste Arbeitslosenquote. Zudem weist Bremen ei-
nen überdurchschnittlich hohen Anteil an prekären 
Beschäftigungsverhältnissen auf.

Veranstaltung „EURO stabilisieren – EU 
demokratisieren – Aus den Krisen lernen“
Unter diesem Titel führte der DGB im Juli gemeinsam 
mit dem Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW) eine 
Veranstaltung durch. Die Autoren Rudolf Hickel und 
Johann G. König stellten dabei die zentralen Thesen 
ihrer gleichnamigen Veröffentlichung vor. Die bis-
herige Festlegung der Finanzhilfen für die Krisen-
länder auf eine Kürzungs- und Austeritätspolitik ist 
ihrer Ansicht nach gescheitert. Die wirtschaftliche 

Spaltung zwischen den Mitgliedsländern muss durch 
aktive Wirtschaftspolitik abgebaut werden. Der auf 
Schrumpfung ausgerichtete Fiskalpakt muss endlich 
durch eine expansive, auf die Stärkung wirtschaftli-
cher Strukturen und Infrastrukturprojekte ausgerich-

tete Finanzpolitik ergänzt werden. Damit untermauer-
ten die beiden Autoren die Forderung des DGB nach 
einem Marshallplan für Europa.

Solidarische Ökonomie
Dass Forderungen des DGB sich langfristig durchset-
zen, wird am Beispiel der Förderung von Modellen 
solidarischer Ökonomie deutlich. Schon 2012 disku-
tierte der DGB in seiner Veranstaltung „Solidarische 
Ökonomie – Möglichkeit auch für Bremen?!“ über 
Um set zungsmöglichkeiten in Bremen. In seiner 
Stel   lung nahme zum Entwurf des EFRE-Programms 
2014 bis 2020 griff der DGB diese Forderung erneut 
auf. Im Juni dieses Jahres beschloss die Deputation 
für Wirtschaft, Arbeit und Häfen schließlich, dass 
auch einge tragene Genossenschaften die bremische 
Wirtschafts  förderung beanspruchen können.

Gute Arbeit in Niedersachsen und Bremen
Im Oktober führte der DGB gemeinsam mit der Ar-
beitnehmerkammer die Veranstaltung „Gute Arbeit 
in Niedersachsen und Bremen“ durch, an der unter 
anderem der niedersächsische Arbeits- und Wirt-
schaftsminister Olaf Lies und der bremische Senator 
für Wirtschaft, Arbeit und Häfen Martin Günthner 
teilnahmen. Vor etwa 80 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern diskutierten die beiden Regierungsvertreter 
gemeinsam mit Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schaftern sowie drei ReferentInnen die Themen Gute 
Arbeit in der Wirtschaftsförderung, Vergabe- und 
Landesmindestlohngesetze sowie die Lebens- und 
Arbeitssituation mobiler Beschäftigter.

Begleitausschüsse EFRE und ESF
Der DGB ist in beiden Begleitausschüssen vertreten 
und begleitet die Umsetzung der Programme kritisch 
und konstruktiv. An den von den zuständigen sena-
torischen Behörden eingerichteten Begleitgremien für 
die Operationellen Programme (OP) der Förderperio-
de 2014-2020 hat der DGB teilgenommen. Beim ESF 
setzt der DGB seinen Schwerpunkt auf Armutsbe-
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kämpfung und die Förderung von Berufsausbildung 
benachteiligter Jugendlicher. Leider ist es beim EFRE 
nicht gelungen, „Gute Arbeit“ als Querschnittsziel 
in das Programm mit aufzunehmen. Allerdings wird 
in der Einleitung des Operationellen Programms des 
EFRE auf das Strukturkonzept 2020 verwiesen. Da 
das Thema „Gute Arbeit“ in all seinen Facetten und 
als strukturprägender Begriff im Strukturkonzept 
enthalten ist, ist es indirekt auch im EFRE verankert.

Strukturkonzept und Masterplan Industrie
Der DGB war an der Diskussion über das Struktur-
konzept beteiligt und hat eine Stellungnahme zum 
Masterplan Industrie abgegeben, in der er dessen 
Fortschreibung begrüßte. Moniert hat der DGB aller-
dings, dass unter dem Kapitel „Zukunft der industri-
ellen Produktion – Industrie 4.0“ keine Anregungen 
für die Zukunft der Arbeit gegeben wurden.

Sachsen-Anhalt

Fachkräftepakt
Der DGB hat seine Mitarbeit im Fachkräftepakt aktiv 
fortgesetzt. Dieser hat eine gemeinsame Erklärung 
zu Ausbildungsplätzen abgegeben. In Vorbereitung 
ist eine Erklärung zum Umgang mit ausländischen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die ins Land 
geholt werden sollen. Eine Information über Rech-
te und Pflichten von Beschäftigten soll in mehreren 
Sprachen erstellt werden.

Bürgschaftsausschuss
Der DGB nimmt regelmäßig an den Sitzungen dieses 
Gremiums teil, das über die Vergabe von Landes-
bürgschaften entscheidet. Da die Zahl der Anträge 
zurückgeht, finden die Sitzungen seltener statt als in 
der Vergangenheit.

EU-Strukturfonds
Der DGB arbeitet im Begleitausschuss und in der 
Lenkungsgruppe sowie in den Jurys zur Durchführung 

der Operationellen Programme EFRE und ESF mit, die 
den Einsatz der EU-Strukturmittel in Sachsen-Anhalt 
steuern. Die Erarbeitung des Entwurfs der Operatio-
nellen Programme für die neue Förderperiode hat der 
DGB aktiv begleitet. Im ESF gelang es, das Thema 
„Gute Arbeit“ zu verankern. Das durch den DGB als 
Lead Partner geführte Kompetenzzentrum wird auch 
in der neuen Förderperiode mit zwei Mitarbeiterinnen 
fortgeführt.

Der DGB Sachsen-Anhalt nahm 2014 regelmäßig 
an den Sitzungen des Begleitausschusses des Eu-
ropäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raumes (BA ELER) teil. Auch 
die Gewerkschaften IG BAU und ver.di sind im BA 
ELER vertreten.

Parallel zum Wechsel in die EU-Förderperiode 2014-
2020 haben die Verwaltungsbehörden mit Vorbe-
reitungen begonnen, um den BA ELER und den Be-
gleitausschuss der EU-Strukturfonds EFRE und ESF 
zu einem gemeinsamen Regionalen Begleitausschuss 
zusammenzulegen. Voraussichtlich im Sommer 2015 
soll dieser gemeinsame Begleitausschuss – dann mit 
neu aufgestellter gewerkschaftlicher Vertretung – 
arbeitsfähig sein.
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Der bezirksweite Arbeitskreis Bildung hat vier Mal 
getagt. Als Mitglieder arbeiten VertreterInnen der 
Mitgliedsgewerkschaften, des DGB und der Wissen-
schaft mit. Sie entwickeln Positionen des DGB zu 
allen Bereichen der Bildung, vom Elementarbereich 
über Schule und Berufsbildung bis hin zur Weiterbil-
dung. In diesem Jahr hat der Arbeitskreis vor allem 
das niedersächsische „Bündnis Duale Ausbildung“ in-
haltlich begleitet. Im Oktober fand ein Fachgespräch 
mit dem Arbeitskreis Kultus der Landesregierung zum 
Thema „Übergang Schule-Beruf“ und „Duale Aus-
bildung“ statt.

Niedersachsen
Frühkindliche Bildung
Die Landesregierung plant, wie vom DGB schon lange 
gefordert, das niedersächsische Kita-Gesetz zu no-
vellieren. Ein erster Schritt, um die Fachkräfte in den 
Krippen zu entlasten, ist die Einführung der dritten 
Krippenkraft im Jahr 2015. Diesen Schritt hat der DGB 
ausdrücklich begrüßt. Die weiteren Anforderungen des 
DGB an ein modernes Kita-Gesetz müssen nun aber 
zügig  umgesetzt werden.

Allgemeinbildende Schulen
Der DGB hat Stellung genommen zu folgenden Ent-
würfen:
–  Runderlass „Orientierungsrahmen Schulqualität 

in Niedersachsen als Grundlage der Qualitätsent-
wicklung an allgemein bildenden Schulen“

–  Runderlass „Schulinspektion in Niedersachsen“

–  Neufassung des Runderlasses „Integration und 
Förderung von Schülerinnen und Schülern nicht-
deutscher Herkunftssprache“

–  Runderlass „Regelungen in Schulen und Studi-
enseminaren zur Durchführung der Praxispha-
se der Masterstudiengänge für das Lehramt an 
Grundschulen und das Lehramt an Haupt- und 
Realschulen“ (GHR 300)

–  Antrag „Schule muss der Vielfalt sexueller und 
geschlechtlicher Identitäten gerecht werden - Per-
sönlichkeitsentwicklung der Kinder und Jugendli-
chen fördern - Diskriminierung vorbeugen“

Der DGB hat die Reform des Niedersächsischen 
Schul gesetzes begrüßt. Dieses sieht unter anderem 
die Rückkehr zu G9 und die Abschaffung der Schul-
laufbahnempfehlung vor.

Hochschulpolitik
Der Hochschulpolitische Arbeitskreis (HoPoAK) des 
DGB hat die Entwicklungen im universitären Bereich 
kritisch begleitet. So hat der DGB Stellung genommen 
zum „Entwurf für ein Gesetz zur Entwicklung der 
Fach hochschulen in Niedersachsen“ und zur „Ver-
ordnung zur Änderung der Verordnung über Master-
abschlüsse für Lehrämter in Niedersachsen und der 
Verordnung über die Ersten Staatsprüfungen für Lehr-

Bildungspolitik
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ämter im Land Niedersachsen“. Themenschwerpunk-
te der Sitzungen des HoPoAK waren insbesondere die 
prekären Arbeitsbedingungen an den Hochschulen. 
Die Kooperation mit den niedersächsischen Initiati-
ven Mittelbau stand dabei ebenso im Fokus wie die 
Anforderungen des DGB an eine Novellierung des 
Niedersächsischen Hochschulgesetzes.
Im März zog der HoPoAK eine erste Bilanz der hoch-
schulpolitischen Arbeit der Landesregierung. An der 
Sitzung nahmen die hochschulpolitischen Spreche-
rInnen der Landtagsfraktionen von SPD und Grünen 
teil, Dr. Silke Lesemann und Ottmar von Holtz. Im 
Sommer erstellte der DGB einen ausführlichen For-
derungskatalog, der an die Fraktionen und die Wis-
senschaftsministerin Gabriele Heinen-Klajic versandt 
wurde. Schwerpunkte des Papiers sind die Themen 
„Stärkung der Hochschulselbstverwaltung: Demokra-
tische Hochschule“, „Gute Arbeit an Hochschulen“ 
und „Qualität der Lehre und Mobilisierung hetero-
gener Bildungspotenziale“.

Die Jahrestagung des HoPoAK am 24. Oktober hatte 
das Thema „Neue Wege in der Hochschullehre. Ex-
perimente für ausgewählte Gruppen oder künftiger 
Alltag für alle Studierenden?“. Die Gäste diskutierten 
unter anderem mit Prof. Dr. Margret Bülow-Schramm 
Herausforderungen und Perspektiven für eine inno-
vative Hochschullehre und -didaktik.

Netzwerk Kooperationsstellen
Das „Netzwerk Kooperationsstellen“ koordiniert die 
Arbeit der fünf Kooperationsstellen Hochschule und 
Gewerkschaften in Niedersachsen. Diese sitzen in 
Braunschweig, Göttingen, Hannover, Oldenburg und 
Osnabrück. Ein regelmäßig erscheinendes Netzwerk-
Info informiert über die regelmäßigen Treffen, über 
Veranstaltungen und Schwerpunkte ihrer Tätigkeit. 
In den Beiräten der Kooperationsstellen arbeiten Ver-
treterinnen und Vertreter der DGB-Regionen und des 
DGB-Bezirks mit.

Berufliche Bildung 
Der Austausch mit den Mitgliedsgewerkschaften zu 
Fragen der beruflichen Bildung erfolgte in den Sit-
zungen des Arbeitskreises Bildung.

11.458 erfolglosen Bewerberinnen und Bewerbern 
standen am Stichtag 30. September 2014 nur 3.169 
offene Ausbildungsstellen gegenüber. Dies geht 
hervor aus der von der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) veröffentlichten Bilanz für das Ausbildungsjahr 
2013/2014. Bei den BewerberInnen sind zudem nur 
diejenigen erfasst, die nach Beginn des Ausbildungs-
jahres noch nicht aufgegeben haben und sich weiter-
hin bei der BA melden. Viele Jugendliche, die keinen 
betrieblichen Ausbildungsplatz bekommen haben, 
sind zu diesem Zeitpunkt bereits in Maßnahmen des 
so genannten Übergangssystems eingemündet. In 
Niedersachsen befinden sich rund 40.000 Jugendli-
che in diesem Übergangsbereich. Die DGB-Analyse 
des Ausbildungsmarktes in Niedersachsen findet sich 
unter http://niedersachsen.dgb.de/-/rDY.

Auch auf Grund der Aktivitäten des DGB hat die 
rot-grüne Landesregierung vor, den Übergang von 
der Schule in den Beruf deutlich zu verbessern. Sie 
richtete dazu das Bündnis Duale Ausbildung ein, das 
aus einem Steuerkreis und fünf Arbeitsgruppen be-
steht. Der DGB beteiligt sich mit folgenden Zielen:

– Ab der achten Klasse soll es an allen allgemein-
bildenden Schulen eine umfassende, systematisch 
gestaltete Berufsorientierung und Hilfestellung bei 
der Berufswahl geben.

– Jugendberufsagenturen sollen gewährleisten, 
dass die zuständigen öffentlichen Stellen bei der 
Betreuung und Vermittlung von Jugendlichen in 
Ausbildung besser zusammenarbeiten.

– Junge Menschen, die keinen betrieblichen Aus-
bildungsplatz erhalten, müssen außerbetriebliche 
Ausbildungsstellen bekommen. Die Jugend in Nie-
dersachsen braucht eine Ausbildungsgarantie.
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Bremen

Berufliche Bildung
Der DGB benennt die Mitglieder der Arbeitnehmer-
bänke in den Berufsbildungsausschüssen der Handels- 
und Handwerkskammer Bremen, der Industrie- und 
Handelskammer Bremerhaven sowie des Landesaus-
schuss für berufliche Bildung und der Ausbildungsbei-
räte beruflicher Schulen. 2014 wurden alle Prüfungs-
ausschüsse der Handelskammer Bremen neu benannt. 
Schwerpunkt im Landesausschuss waren neben der 
aktuellen Ausbildungssituation der Übergang von 
Schule in Ausbildung, die Verwendung von ausbil-
dungsbezogenen EFRE-Mitteln sowie die personelle 
und räumliche Ausstattung beruflicher Schulen.

Im Land Bremen sind deutlich mehr erfolglose Bewer-
berinnen und Bewerber als Stellen zu verzeichnen, 
zumal Bremen einen für EinpendlerInnen attraktiven 
Ausbildungsmarkt hat. Die Anzahl der ausbildenden 
Betriebe ist leicht gestiegen und liegt derzeit bei 24 
Prozent, die Zahl der Ausbildungsplätze insgesamt ist 
jedoch leicht rückläufig. Ziel des DGB ist es, Angebo-
te auszubauen, die auf einen beruflichen Abschluss 
bezogen sind, und Warteschleifen zu vermeiden. Vor-
rang bei allen Aktivitäten hat die duale betriebliche 
Ausbildung.

Das Land hat dazu zwei Initiativen gestartet: die 
Ausbildungsgarantie und die Einführung der Jugend-
berufsagentur. Denn 10 bis 15 Prozent eines jeden 
Jahrgangs verlassen die Allgemeinbildende Schule, 
ohne dass etwas über ihren Verbleib bekannt ist. 
Zur Umsetzung der Ausbildungsgarantie hat die Lan-
desregierung vier Millionen Euro Arbeitsmarktmittel 
eingestellt. Im Land wird die Einführung eines schu-
lischen ersten Ausbildungsjahres mit betrieblichen 
Partnern intensiv diskutiert. Das erste Ausbildungs-
jahr soll vollständig abgebildet werden, so dass die 
Jugendlichen im Anschluss in das zweite Jahr einer 
dualen betrieblichen Ausbildung übergehen.

Bremer Vereinbarung
Zusätzlich zur Ausbildungsgarantie und Jugendbe-
rufsagentur gibt es die Bremer Vereinbarung zur Aus-
bildung und Fachkräftesicherung, diese wurde 2014 
erneuert. Kernpunkte sind die deutliche Erhöhung 
der Ausbildungszahlen, die Verringerung der Schul-
abbrüche, die Erhöhung der Teilzeitausbildung sowie 
die Verbesserung der Nachqualifizierung. Damit hat 
sich die Bremer Vereinbarung über die Jahre hinweg 
qualitativ verbessert.

Hochschulpolitik
Anfang des Jahres legte die Senatorin für Wissen-
schaft und Bildung, Prof. Dr. Eva Quante-Brandt, 
den Entwurf für den Wissenschaftsplan 2020 vor. 
Darauf hin lud der Arbeitskreis Hochschulpolitik des 
DGB die wissenschaftspolitischen SprecherInnen 
der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen sowie den wissenschaftlichen Mitarbeiter der 
Linken ein, um die Forderungen des DGB zur Weiter-
entwick lung der bremischen Hochschulen zu diskutie-
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ren. Die anschließend verfasste Stellungnahme zum 
Wissenschaftsplan 2020 hat der Arbeitskreis an die 
Wissenschaftssenatorin und die Mitglieder der Wis-
senschaftsdeputation verschickt. Die Stellungnahme 
ist abrufbar unter http://bremen.dgb.de/-/IV3.

Der DGB-Arbeitskreis kritisierte insbesondere die 
zunehmend prekären Arbeitsverhältnisse: befriste-
te Arbeitsverhältnisse (auch mit Kettenverträgen), 
Teilzeitstellen (mit den realen Anforderungen einer 
Vollzeitstelle) sowie geringfügige Beschäftigung. Das 
Land Bremen hat als Arbeitgeber Verantwortung 
für die einzelnen Beschäftigten zu tragen und muss 
gleichzeitig für eine Personalstruktur sorgen, die es 
ermöglicht, Wissenschaft als Beruf zu betreiben. Dies 
bedeutet, für den wissenschaftlichen Nachwuchs 
statt prekärer Beschäftigungsverhältnisse verlässli-
che Karriereperspektiven anzubieten, unter anderem 
durch unbefristete Funktionsstellen für Daueraufga-
ben in Forschung, Lehre und Wissenschaftsmanage-
ment. In Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften 
müssen Land und Hochschulen Vereinbarungen für 
verbesserte Arbeitsbedingungen treffen.

In einer öffentlichen Veranstaltung in Kooperation mit 
der Arbeitnehmerkammer diskutierten VertreterInnen 
des Arbeitskreises mit der Wissenschaftssenatorin 
diese gewerkschaftlichen Forderungen. Die Forde-
rung nach Einrichtung einer Arbeitsgruppe „Gute 
Arbeit an Bremischen Hochschulen“ war erfolgreich. 
Anfang Oktober hat der Staatsrat für Bildung und 
Wissenschaft den DGB gebeten, Mitglieder für eine 
entsprechende Arbeitsgruppe zu benennen. Fünf 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter werden 
den DGB nun dort vertreten.

Kooperationsstelle Hochschulen – Gewerk-
schaften
Im Wintersemester 2013/2014 führte die Koope-
rationsstelle eine Ringvorlesung zum Thema „Die 
Bedeutung gesellschaftlicher Verantwortung in 

Wissenschaft und Arbeitswelt“ durch. In den gut 
besuchten Veranstaltungen referierten Wissenschaft-
lerInnen, GewerkschafterInnen und betriebliche In-
teressenvertreterInnen. Die Veranstaltungsreihe wird 
im Wintersemester 2014/2015 unter dem Titel „So-
ziale Verantwortung von Betrieben“ weitergeführt. 
Ende des Jahres läuft die Anschubfinanzierung der 
Kooperationsstelle durch die Hans-Böckler-Stiftung 
aus. Im Rahmen eines EFRE-Projekts soll ihre Arbeit 
weitergeführt werden.

Sachsen-Anhalt

Der Bildungs- und Kulturbereich war wie schon im 
vorangegangenen Jahr von finanziellen Kürzungsde-
batten geprägt. Die Landesregierung hatte bereits 
im ersten Quartal des Jahres ihren Haushaltsentwurf 
vorgelegt. Diese Sparpläne sorgten in der breiten 
Öffentlichkeit für zahlreiche Debatten und heftige 
Proteste. DGB und Gewerkschaften arbeiteten in den 
landesweiten wie regionalen Bündnissen mit und un-
terstützten die vielfältigen Aktionen.

Hochschulpolitik
An der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg 
sowie der Martin-Luther-Universität (MLU) Halle-
Wittenberg existieren Hochschulinformationsbüros, 
gewerkschaftliche Hochschulgruppen und die Ko-
operationsstelle DGB-MLU Halle. Diese Einrichtungen 
werden durch DGB und Gewerkschaften unterstützt. 
Weitere Kooperationsbeziehungen pflegt der DGB 
Sachsen-Anhalt mit dem Fachbereich Sozial- und Ge-
sundheitswesen an der Hochschule Magdeburg/Sten-
dal. Gemeinsam mit der Fachhochschule hat der DGB 
Fortbildungen zum Sozialgesetzbuch (SGB) II und III 
sowie zum Erfahrungsaustausch von Akteurinnen 
und Akteuren organisiert. Darüber hinaus fand eine 
Bildungsreise nach Auschwitz statt, an der sich auch 
das Alternative Jugendzentrum Dessau e.V. beteiligte.
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Berufliche Bildung
Trotz einiger positiver Entwicklungen bleibt die Situ-
ation auf dem Ausbildungsmarkt in Sachsen-Anhalt 
schwierig. Aufgrund des demografisch bedingten 
Rückgangs von Bewerberinnen und Bewerbern sind 
Angebot und Nachfrage im Berufsberatungsjahr 
2013/2014 rein rechnerisch zwar weiter zusammen-
gerückt. Insbesondere für Jugendliche mit schlechte-
ren Startchancen sowie für junge Erwachsene über 
25 Jahre ohne Berufsabschluss ist der Einstieg ins 
Berufsleben aber weiter schwierig, auch wenn Initia-
tiven erste Erfolge zeigen.

Der Landesausschuss für Berufsbildung beschäftigte 
sich in seinen Sitzungen unter anderem mit folgenden 
Schwerpunkten:

– Gestaltung des Übergangsmanagements – Regi-
onales Übergangsmanagement Sachsen-Anhalt 
(RÜMSA)

– Verbesserung der Attraktivität und Qualität der 
Berufsausbildung, unter anderem mit der Frage 
der Durchlässigkeit in der beruflichen Bildung 
sowie nach Chancen für StudienabbrecherInnen

– Umsetzung der Inklusion in der Berufsausbildung

– aktuelle Ausbildungsplatzsituation und Beschu-
lung an den Berufsbildenden Schulen im Rahmen 
der dualen Berufsausbildung

– Berufswahlorientierung insbesondere an den 
Gymnasien sowie die Frage der Überwindung 
von Geschlechterstereotypen,

– Projektinitiativen wie die assistierte Ausbildung 
oder die Fortsetzung der Programme STABIL und 
BRAFO.

Der Landesbeirat „Übergang Schule Beruf“ analy-
siert die aktuelle Situation und die Angebote der 
Berufsorientierung wie des Ausbildungsmarktes, 
bewertet Positionen und schlägt Schritte zur ver-
besserten Zusammenarbeit der Akteure vor. Im Mit-
telpunkt der Auseinandersetzung standen folgende 

Themen: Weiterentwicklung des Programms BRAFO 
(Berufswahl richtig angehen frühzeitig orientieren), 
Berufs- und Studienorientierung an Gymnasien sowie 
die Weiterentwicklung des Überganssystems. Der 
Arbeitskreis berufliche Bildung des DGB traf sich vier 
Mal und beschäftigte sich unter anderem mit der 
aktu ellen Ausbildungssituation und dem Stand des 
Bewerberjahres.

Um eine enge Verknüpfung der Lernorte Schule 
und Betrieb für die gewerkschaftliche Arbeit und 
die Mitarbeit in Landesgremien und Arbeitskreisen 
abzu sichern, arbeitet der DGB im Vorstandsbereich 
Berufs bildende Schulen der GEW Sachsen-Anhalt mit.
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Niedersachsen

Trotz guter konjunktureller Entwicklung ist die Ar-
mutsgefährdungsquote in Niedersachsen auf über 
15 Prozent angestiegen. Damit ist rund jeder siebte 
Niedersachse, jede siebte Niedersächsin von Armut 
betroffen. Der DGB hat sich als Mitglied der Lan-
desarmutskonferenz intensiv für eine Verringerung 
von Armut eingesetzt. Diese hat eine Erklärung zur 
Bekämpfung von Armut in Deutschland und Europa 
erarbeitet und auf einer Tagung im November der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Anlässlich der Feier zur 
deutschen Einheit in Hannover hat die Landesar-
mutskonferenz eine Zeitung erstellt und am 3. Ok-
tober verschiedene öffentlichkeitswirksame Aktionen 
durchgeführt. Positiv ist, dass die Landesarmutskon-
ferenz sowie Arbeitslosenselbsthilfegruppen vom 
Land ab 2014 eine Förderung erhalten. Negativ sind 
die anhaltende Arbeitslosigkeit und die damit ver-
bundene Armut, hier fehlt eine aktivere Wirtschafts- 
und Sozialpolitik auf Landesebene. Der Vorrang des 
Schuldenabbaus erweist sich als kontraproduktiv.

Im Zusammenhang mit der Einführung der abschlags-
freien Rente nach 45 Beitragsjahren hat der DGB ent-
schieden den Standpunkt vertreten: „Wer 45 Jahre 
lang hart gearbeitet hat, verdient es, abschlagsfrei in 
Rente zu gehen.“ Das sinkende Rentenniveau erweist 
sich als immer größeres Problem. Altersarmut nimmt 
zu, oftmals auch bei Menschen, die jahrzehntelang 
erwerbstätig waren. Deshalb hat sich der DGB erneut 
für eine Revision der Rentenreform eingesetzt. Die 
Rente mit 67 hält der DGB angesichts einer deutlich 
erhöhten Arbeitslosenquote der Über-55-Jährigen in 
Niedersachsen für falsch.

Im Bereich des Sozialgesetzbuches (SGB) II ist der 
DGB in der Vorbereitungskommission der Bund-Län-
der-Arbeitsgruppe vertreten. Die Zahl der erwerbsfä-
higen LeistungsempfängerInnen ist fast doppelt so 
hoch wie die der registrierten Arbeitslosen. Der DGB 

hat daher den Schwerpunkt seiner Aktivitäten auf die 
Perspektive der LeistungsempfängerInnen gelegt.

Bremen

Die Wirtschaft wächst und dennoch steigt die Gefahr, 
in Armut zu geraten – besonders im Land Bremen. 
Jede vierte Person (24,6 Prozent) ist von Armut be-
troffen. Unter allen Bundesländern ist Bremen damit 
das Schlusslicht. Besonders betroffen sind Kinder. 
Das hat das Soziale Bündnis, an dem auch der DGB 
beteiligt ist, zum Anlass genommen, 2013 eine Ar-
mutskonferenz zum Thema „Chancen für Kinder“ 
durchzuführen. In Workshops, die direkt in den 
Stadtteilen stattfanden, haben die Teilnehmenden 
über Lösungsstrategien diskutiert. Ausgehend von 
dieser Konferenz hat das Bündnis Gespräche mit 
politischen Vertreterinnen und Vertretern geführt. 
Daraufhin nahm sich Bürgermeister Jens Böhrnsen 
des Themas an. Seit Mai 2014 trifft sich das „Bündnis 
für sozialen Zusammenhalt“, an dem auch Vertre-
terInnen der Bremer Regierung beteiligt sind, und 
arbeitet zu Themen wie Sprachförderung, Bremen-
Pass oder Ausbildung für Flüchtlinge.

Außerdem arbeitet der DGB im „Bündnis für Familie“ 
tatkräftig mit. 2014 stand die Lebenssituation von 
Alleinerziehenden auf der Tagesordnung. Im Land 
Bremen leben 28.000 Alleinerziehende. Ihr Anteil an 
allen Arbeitslosen erreicht traurige 11 Prozent – der 
höchste Wert deutschlandweit. Mit verstärkten Be-

Sozialpolitik 
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treuungsangeboten, Teilzeitausbildung und besserer 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf wollen die am 
Bündnis beteiligten Organisationen die Situation von 
Alleinerziehenden verbessern.

Sachsen-Anhalt

Zum 1. Januar 2014 hat die Bundesregierung die 
Beiträge für die Krankenkassen auf 7,3 Prozent für 
Arbeitgeber und Versicherte festgelegt. Falls das Geld 
nicht reicht, müssen die Versicherten einen Zusatz-
beitrag zahlen. Trotz aller Proteste auch von Seiten 
des DGB konnte dies nicht verhindert werden. Der 
Schätzerkreis rechnet mit 0,9 Prozent Zusatzbeitrag. 
Es wird wohl keine Krankenkasse geben, die auf die-
sen Beitrag verzichten kann. Wichtig ist, nicht nur 
auf den Beitrag, sondern auch auf die Leistungen 
der Krankenkassen, die Anzahl ihrer Geschäftsstellen 
sowie auf den angebotenen Service für die Versicher-
ten zu achten.

Zweimal im Jahr treffen sich Sozialminister Nor-
bert Bischoff und Akteure wie die Gewerkschaften 
GEW, ver.di und der DGB zum Dialog zu Fragen des 
Kinder förderungsgesetzes. Der DGB nimmt regel-
mäßig an den Sitzungen des Landesarbeitskreises 
für Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz teil. 
Die Gewerkschaften und der DGB beteiligen sich in 
diesem Rahmen an der Gestaltung des Tages der 
Arbeits sicherheit. Der DGB ist Mitglied im Demogra-
fiebeirat und nimmt im Rahmen seiner Möglichkeiten 
an den betreffenden Arbeitsgruppen teil.
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Nach § 2 seiner Satzung fungiert der DGB als Spit-
zenorganisation in Fragen des Beamten- und Besol-
dungsrechts in Bund und Ländern und koordiniert 
die gemeinsamen Aufgaben der Gewerkschaften für 
die Beamtinnen und Beamten. In enger Abstimmung 
und konstruktiver Zusammenarbeit mit den beteilig-
ten Mitgliedsgewerkschaften nimmt der DGB seine 
Beteiligungsrechte in Gesetzgebungsverfahren wahr, 
erarbeitet Stellungnahmen, führt Beteiligungsgesprä-
che und entwickelt Grundsatzpositionen in beamten-
rechtlichen Fragen (zum Beispiel zum Laufbahnrecht 
oder zu Besoldung und Versorgung).

Niedersachsen

Die Landesbeamtenkommission (LBK) hat 2014 zwei 
Mal getagt und sich mit Gesetzes- und Verordnungs-
entwürfen sowie beamtenpolitischen Fragen befasst. 
Insbesondere die 2015 bevorstehende Tarif- und Be-
soldungsrunde der Länder und die Novellierungen 
des Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes 
(NPersVG) sowie des Niedersächsischen Beamtenge-
setzes hat die LBK diskutiert.

Gemeinsame Stellungnahmen haben der DGB und 
seine Mitgliedsgewerkschaften des Öffentlichen 
Dienstes zu folgenden Entwürfen abgegeben:

– Verordnung über die Arbeitszeit der BeamtInnen 
an öffentlichen Schulen

– Gesetz zur Reform der Professorenbesoldung

– Niedersächsische Reisekostenverordnung

– Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
die Lehrverpflichtung an Hochschulen

– Verordnung zur Verbesserung der Pflege- und 
Betreuungsmöglichkeiten für BeamtInnen

– Entschließungsantrag zum Radikalenerlass

– Gesetz zur Altersteilzeit der BeamtInnen an öf-
fentlichen Schulen

Am 25. September fand die Personal- und Betriebs-
rätekonferenz des DGB in Hannover statt. Schwer-
punktthemen waren Fragen der Mitbestimmung und 
der Gesundheit am Arbeitsplatz. Dr. Karsten Schneider 
vom DGB-Bundesvorstand stellte die gewerkschaftli-
chen Anforderungen an ein modernes Personalvertre-
tungsrecht vor. Anschließend wurden Anforderungen 
an die Novellierung des NPersVG diskutiert.

Öffentlicher Dienst / Beamtenpolitik

Personal- und Betriebsrätekonferenz des DGB am 25. September 2014 in Hannover
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Vereinbarungen nach § 81 NPersVG
Als Spitzenorganisation der zuständigen Gewerk-
schaften schließt der DGB mit der Landesregierung 
81er-Vereinbarungen ab. Im Jahr 2014 wurde die 
Vereinbarung über Angestelltenlehrgänge novelliert 
sowie eine Grundsatzvereinbarung über die „Ein-
führung von Hard- und Software in der Landesver-
waltung“ abgeschlossen. In neue Verhandlungen 
eingetreten ist der DGB zu Vereinbarungen über 
„Arbeit und Gesundheit in der Landesverwaltung“, 
die „Einführung von Onlinebewerbungsverfahren in 
der Landesverwaltung“ und die Schwerbehinderten-
richtlinien des Landes. Die Vereinbarung über die 
„Nutzung dienstlicher Telekommunikationsendgeräte 
in der niedersächsischen Landesverwaltung (Telefo-
nie)“ befindet sich in der Erörterung.

Bremen

Der DGB Bremen koordiniert die Arbeit der Lan-
desbeamtenkommission, die sich regelmäßig trifft. 
In Stellungnahmen vertritt diese die Interessen der 
Beamtinnen und Beamten im Land.

2013 bereits hatten die höheren Besoldungsgruppen 
eine Nullrunde in Kauf nehmen müssen. Nachdem 
2014 viele Urteile zur Rechtmäßigkeit der Beam-
tenbesoldungsgesetze gesprochen wurden, hat der 
Bremer Senat ein Änderungsgesetz in Anlehnung an 
Nordrhein-Westfalen vorgelegt. Danach werden auch 
Besoldungsgruppen ab A 13 berücksichtigt, allerdings 
nicht im vollen Umfang der tariflichen Erhöhung und 
mit zum Teil erheblichen Verzögerungen. Die Lan-
desbeamtenkommission sieht darin das Alimentati-
onsprinzip verletzt. Den VersorgungsempfängerIn-
nen werden 0,2 Prozent pro Jahr für eine Rücklage 
abgezogen. Das stellt diese schlechter als im alten 
Besoldungsgesetz. Der DGB hatte dem Gesetzesent-
wurf daher nicht zugestimmt.

Die bereits 2013 vorbereiteten 
Musterklagevereinbarungen 
gel ten weiterhin. Mehr als 8.000 
Beamtinnen und Beamte haben 
bislang Widerspruch eingereicht, 
sieben Beamtinnen und Beamte 
sind Klageführer. Die Landes be-
am ten kommission hat oft und 
erfolgreich Pressearbeit gemacht 
und die Gesetzgebungsverfahren 
öffentlich begleitet. Am 11. De-
zem ber wurde der Senatorin für 
Finanzen Karoline Linnert ein 
ver trockneter Baum überreicht 
als Sym bol für die Beamtenpolitik 
im vergangenen Jahr.

Sachsen-Anhalt

Der DGB hat zu allen Gesetzentwürfen und Richt-
linien Stellungnahmen abgegeben. Zusammen mit 
seinen Gewerkschaften des Öffentlichen Dienstes 
arbeitet er konstant im Landespersonalausschuss und 
im Beirat für Versorgung mit. Regelmäßig fanden 
Gespräche mit dem Staatssekretär des Finanzminis-
teriums Jörg Felgner statt. Auch den Austausch mit 
dem Datenschutzbeauftragten Dr. Harald von Bose 
suchte der DGB.

Im Oktober unterstützte der DGB die Demonstration 
von Polizei und Feuerwehr vor dem Landtag. Das 
Land will das Pensionseintrittsalter hochsetzen und 
weitere Kürzungen vornehmen. Dagegen protestier-
ten die Demo-Teilnehmenden.

MusterklägerInnen mit Landesbeamtenkommission
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Ausschuss für Umweltfragen
Der Ausschuss für Umweltfragen (AfU) des DGB-
Bezirks tagte regelmäßig, bei den Sitzungen waren 
häufig Externe zu Gast. Inhaltlich war die Arbeit des 
AfU von der Energiepolitik der Bundes- und Lan-
desregierung sowie von den Diskussionen rund um 
das Atommülllager Asse und das geplante Endla-
ger Gorleben geprägt. Im Rahmen einer Exkursion 
in den Raum Oldenburg hat sich der Ausschuss im 
September unter anderem mit dem Luftspeicher-
Gasturbinen-Kraftwerk sowie in Gesprächen mit 
MitarbeiterInnen der EWE-Netzleitstellen Strom/Gas 
mit der Frage der Energiewende befasst.

Niedersachsen

Energie- und Klimaschutzpolitik
Der DGB ist seit diesem Jahr im Beirat der Klima-
schutz- und Energieagentur des Landes Niedersach-
sen vertreten. Er macht dort auf die spezifischen 
Interessen von Beschäftigten und Gewerkschaften 
in Sachen Energiepolitik, Energiewende und Klima-
schutz aufmerksam.

Sachsen-Anhalt

Umweltallianz
Der DGB nimmt regelmäßig an den Sitzungen des 
Beirates für Umwelt und Wirtschaft in der Umweltal-
lianz Sachsen-Anhalt teil. Diese wurde 1999 als frei-
willige Vereinbarung zwischen der Landesregierung 
und der Wirtschaft geschlossen. Auch Unternehmen 
können sich an der Allianz beteiligen – Vorausset-
zung dafür sind freiwillige Umweltschutzleistungen, 
die über die gesetzlichen Mindestanforderungen 
hinaus erbracht werden.

Schweinezucht
Auf Bitten von KommunalvertreterInnen aus dem 
Jerichower Land hat sich das Magdeburger DGB-
Landesbüro an einem Erörterungstermin des Lan-
desverwaltungsamtes zur amtlichen Genehmigung 
eines industriellen Schweinezuchtbetriebes in Genthin 
beteiligt. Der wegen zahlreicher Regelverletzungen in 
mehreren Bundesländern bekannte Investor arbeitet 
indes ohne Genehmigung nach dem Bundesemissi-
onsschutzgesetz weiter.

Energiepolitik
Im Rahmen einer deutsch-polnischen Journalistenrei-
se hat die DGB-Landesvertretung eine Diskus sions-
veranstaltung in Dessau mit dem Titel „Die Kohle 
geht – die Arbeitsplätze auch?“ organisiert. Gewerk-
schaftlicher Fachreferent und Diskussionspartner war 
Erhard Koppitz, Bezirksleiter und Vorsitzender des 
Bezirksvorstandes der IG BCE Halle-Magdeburg.

Umwelt, Energie, Verkehr

Diskussionsveranstaltung in Dessau: „Die Kohle geht – die Arbeitsplätze auch?“ 
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Niedersachsen

Der Beirat für Arbeitsschutz beim Niedersächsischen 
Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstel-
lung tagte 2014 zwei Mal. Auf der ersten Sitzung 
betonte die zuständige Ministerin Cornelia Rundt den 
hohen Wert des Arbeitsschutzes für die Landesregie-
rung. Dieser werde durch die Mitarbeit im Rahmen 
der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie 
insbesondere beim Thema psychische Belastungen 
und bei der Bekämpfung des Werkvertragsmiss-
brauchs deutlich. In der offenen Aussprache mit der 
Ministerin problematisierten die Mitglieder des Bei-
rats Fragen wie Arbeitszeiten von Auszubildenden, 
die Zunahme von Krankmeldungen aufgrund psychi-
scher Belastungen, die persönliche Schutzausrüstung 
für Schülerinnen und Schüler sowie den Missbrauch 
von Werkverträgen. Psychische Belastungen am Ar-
beitsplatz und die Novelle der Gefahrstoffverordnung 
bildeten den Schwerpunkt der zweiten Sitzung. Bruno 
Reddehase vom Gewerbeaufsichtsamt Hannover so-
wie Dr. Hans Linde aus dem Sozialministerium hielten 
dazu Vorträge.

Bremen

Im Frühjahr fand die 20. Arbeitsschutzkonferenz mit 
dem Titel „Wenn zwei das Gleiche tun“ zum Thema 
„Gender im Arbeitsschutz“ statt. In Workshops wie 
„Gender – wie mache ich das Thema praxistaug-
lich?“ oder „Gefährdungsbeurteilung einmal an-
ders betrachtet“ haben Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter konkrete Handlungshilfen erarbeitet 
für einen passgenauen Arbeitsschutz. Die Konferenz 
war mit rund hundert Teilnehmenden sehr gut be-
sucht, viele Interessierte kamen auch aus anderen 
Bundesländern. Alle Beiträge sind im Internet nach-
zulesen unter http://bremen.dgb.de/-/IkR.

Der DGB unterstützt die Beratungsstelle für Berufs-
krankheiten bei der Arbeitnehmerkammer Bremen. 

Diese Stelle wird über das Land Bremen finanziert. 
Der DGB hat sich erfolgreich dafür eingesetzt, die 
Personalstelle zu verstetigen. Für die Schriftenreihe 
der Arbeitnehmerkammer hat die Beratungsstelle 
die Broschüre „Wissenstransfer Berufskrankheiten“ 
erarbeitet.

Im September fand der gemeinsame Kongress der 
Landesarbeitskreise Arbeits- und Gesundheitsschutz 
Bremen und Niedersachsen in Bremen statt. An Infor-
mationsständen sowie in Vorträgen und Diskussions-
foren wurden aktuelle Themen des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes erörtert. IG Metall, ver.di und der 
DGB waren mit einem Informationsstand vertreten.

Sachsen-Anhalt

Der DGB nimmt regelmäßig an den Sitzungen des 
Landesarbeitskreises teil. Gewerkschaften und DGB 
beteiligen sich in diesem Rahmen an der Gestaltung 
des Tages der Arbeitssicherheit.

Arbeits- und Gesundheitsschutz 
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Niedersachsen

In Niedersachsen bestehen sechs Kammern, die von 
den DGB-Regionen betreut werden. Auf bezirklicher 
Ebene fand die Abstimmung zwischen Arbeitneh-
mervizepräsidenten und Gewerkschaften innerhalb 
des Arbeitskreises Handwerk statt. Im Mittelpunkt 
standen die Kammerwahlen sowie die Frage der Tä-
tigkeit der AusbildungsberaterInnen der Kammern. 
Gemeinsam mit der IG BAU hat der DGB zu dieser 
Frage eine Veranstaltung konzeptioniert. Außerdem 
war die Frage der Entschädigungen der ehrenamtlich 
Tätigen in den Kammern Thema. Der DGB setzt sich 
hier für eine transparente, dauerhafte und rechtssi-
chere Regelung ein, die Raum für eine angemessene 
Vertretung der Arbeitnehmerinteressen lässt. Hier 
konnten bereits Erfolge erzielt werden.

Bremen

Der DGB benennt die Vertreterinnen und Vertreter 
der Arbeitnehmerseite für die Vollversammlung und 
den Berufsbildungsausschuss der Handwerkskammer 
Bremen. 2014 haben Neuwahlen stattgefunden. Für 
beide Gremien konnten alle Plätze besetzt werden.
Auf der Vollversammlung im Juni wurde die vorläu-
fige Entschädigungsregelung des Vorstandes ent-
fristet und für etliche Berufe die überbetriebliche 
Lehrlingsunterweisung neu geregelt. Auf der kon-
stituierenden Vollversammlung im Juni haben die 
ArbeitnehmervertreterInnen einen neuen Vorstand 
gewählt sowie die Mitglieder der Meister- und Gesel-
lenprüfungsausschüsse. Eine neue Entschädigungs-
regelung für Meisterprüfungsausschüsse steht noch 
aus. Auf der Vollversammlung im November hat der 
Arbeitnehmer-Vize Rainer Schnaars seinen Rücktritt 
erklärt, eine Nachwahl hat auf einer separaten Voll-
versammlung im Dezember stattgefunden.

Auf einer Klausurtagung im Sommer haben die 
benannten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
Ziele erarbeitet, wie die Arbeitnehmervertretung in 
der Kammer noch sichtbarer wird, sowie ein Positi-
onspapier zur Ausbildung von jungen Flüchtlingen 
entwickelt.

Einen personellen Wechsel gab es in der Geschäfts-
führung der Handwerkskammer: Der Geschäftsführer 
ist auf der Vollversammlung im Juni zurückgetreten. 
Auf der Vollversammlung im November ist die neue 
Geschäftsführerin gewählt worden. Auch das Bil-
dungszentrum HandWerk hat eine eigene Geschäfts-
führung bekommen.

Handwerk
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Der DGB-Bezirk unterhält zahlreiche gute Kontakte 
mit regionalen Gewerkschaften und Gewerkschafts-
dachverbänden aus Italien, Frankreich, England, Po-
len, Niederlande und Israel. Diese Kontakte wurden 
auch 2014 aufrechterhalten.

Gesprächsreise mit französischen und italie-
nischen KollegInnen
Im Vorfeld der Europawahl 2014 waren Anfang Mai 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter aus Italien 
und Frankreich im Bezirk zu Gast: der Direktor des 
gewerkschaftsnahen wirtschafts-und sozialwissen-
schaftlichen Forschungsinstituts IRES in Bologna Ce-
sare Minghini, sowie zwei regionale Gewerkschafts-
sekretärInnen der Gewerkschaft CFDT in der Haute 
Normandie Nicole Goossens und Hervé Goujon. Auf 
Veranstaltungen in Hannover, Bremen, Wolfsburg und 
Halberstadt diskutierten sie mit Gewerkschafte rInnen 
und weiteren Interessierten über die Folgen der eu-
ropäischen Austeritäts- und Kürzungspolitik in ihren 
Ländern sowie über den wachsenden Rechtspo pu-
lismus in Europa.

Europäische Konferenzprojekte
Der DGB-Bezirk hat 2014 keine Förderung von eige-
nen Projekten bei der EU-Kommission beantragt. Er 
hat aber als Projektpartner für drei Anträge fungiert, 
die die italienische Gewerkschaft CGIL, Region Lom-
bardei, eingereicht hat. Einer dieser Anträge wurde 
positiv beschieden, sodass der DGB in den Jahren 
2015 und 2016 an einem Austauschprojekt mit Ge-
werkschaften aus Italien, Frankreich, Großbritannien, 
Polen, Rumänien und Spanien teilnehmen wird.

Israel
Vom 8. bis zum 16. November reisten der DGB-Be-
zirks  vorsitzende Hartmut Tölle und Peter Strüber 
(EVG) gemeinsam mit VertreterInnen der DGB-Bezir-
ke Baden-Württemberg und Nord nach Israel. Gast-
geber war die Histadrut-Haifa vom Dachverband der 
Gewerkschaften in Israel. Die Teilnehmenden führten 
Gespräche in der Knesset und beschäftigten sich mit 
der aktuellen Situation in Israel und dem Nahen Os-
ten nach dem Gazakrieg. Der Kontakt soll weiter 
gepflegt werden.

Europäischer und internationaler Austausch
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Niedersachsen

Der DGB beteiligte sich an vielen Orten in Bündnissen 
an Gegendemonstrationen gegen Naziaufmärsche, 
zum Beispiel gegen den sogenannten „Trauermarsch“ 
in Bad Nenndorf im August oder unter dem Motto 
„Bunt statt Braun“ bei der Veranstaltung gegen die 
Kundgebung gewaltbereiter Hooligans im November 
in Hannover.

Die DGB-Jugend in Hannover engagierte sich wie 
in den letzten Jahren als Teil eines antirassistischen 
Bündnisses, das im Rahmen der Internationalen 
Wochen gegen Rassismus eine Veranstaltungsreihe 
organisierte. Diese trug den Titel „Antirassistisches, 
weltoffenes und demokratisches Hannover?!“. Die 
DGB-Jugend steuerte ein interaktives Theaterstück 
für Schulklassen zum Thema Gewalt und Diskrimi-
nierung in der Schule bei. Außerdem beteiligte sich 
die DGB-Jugend Niedersachsen-Mitte wieder an der 
Antifaschistischen Sozialkonferenz in Hannover, die 
Ende Januar zum Thema „Europas neue politische 
Rechte“ stattfand.

Am 1. Mai thematisierte die DGB-Jugend Niedersach-
sen-Mitte zusammen mit dem linken Jugendbündnis 

die Abschottung Europas gegenüber flüchtenden 
Menschen. Dazu wurde die 1. Mai-Demo in Han-
nover von jungen Menschen mit großen Schildern 
mit der Aufschrift „Festung Europa“ gestoppt. Um 
die Demo fortsetzen zu können, musste die Festung 
Europa von der Spitze des Demozuges symbolisch 
eingerissen werden.

Um gegen Nazistrukturen in Hannover vorzugehen, 
führte die DGB-Jugend in Kooperation mit dem 
Stadtjugendring Hannover im ersten Halbjahr eine 
Aktion gegen einen Laden im Stadtteil List durch, 
der Kleidung der Marke Thor Steinar verkauft. Im 
Rahmen dieser Aktion wurden T-Shirts mit Storch-
Heinar-Motiv verteilt sowie Fotos und Statements 
gegen den Laden, gegen Nazis in Hannover und 
gegen Rassismus gesammelt. Alle Fotos und State-
ments finden sich unter http://www.sjr-hannover.de/
themen/antirassismus-und-integration.html.

Am 15. November führten Hooligans und Neonazis in 
Hannover eine Kundgebung durch. Die DGB-Jugend 
Niedersachsen-Mitte unterstützte den Aufruf zur Ge-
genveranstaltung unter dem Motto „Gemeinsam ge-
gen Rassismus und religiösen Fundamentalismus“ und 
nahm an den Protesten gegen die Kundgebung teil.

Aktiv gegen Rechts

Jugendliche blockieren symbolisch den 1.-Mai-Demonstrationszug in Hannover

Großtransparent am Gewerkschaftshaus in Hannover
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In Göttingen führt das Bündnis 27. Januar jährlich die 
Veranstaltungsreihe „Zum Gedenken an die Opfer 
des Nationalsozialismus“ durch. Die DGB-Jugend 
koordiniert das Bündnis, in dem verschiedene Ins-
titutionen und Gruppen an die Verbrechen und der 
Opfer des Nationalsozialismus erinnern und rechten 
Strukturen entgegenwirken. Die DGB-Jugend richtete 
in Zusammenarbeit mit dem DGB eine Veranstaltung 
aus mit dem Titel „Leningrader Blockade – Film und 
Gespräch mit einer Zeitzeugin“.

In Oldenburg veranstaltete die DGB-Jugend im April 
die „Antirassistischen Wochen“. Es gab einen alterna-
tiven Stadtrundgang, die Eröffnung einer Ausstellung 
über regionale Nazistrukturen im Wandel der Zeit 
sowie einen Workshop zum Rechtspopulismus der 
Partei AfD. Am Vorabend des 1. Mai fand das Konzert 
„Rock gegen Rechts“ mit 4.000 BesucherInnen statt.

Bremen

Der DGB hat in einigen Kooperationen vielfältige 
und öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen zu 
den Schwerpunkten Rechtsextremismus, Nationa-
lismus, Rassismus und Antisemitismus durchgeführt. 
In mehreren Vorträgen, Diskussionsveranstaltungen 
und Ausstellungen zur kritischen Erinnerung an den 
vor 100 Jahren begonnenen 1. Weltkrieg haben sich 
die Teilnehmenden mit den Ideen des Krieges und 
ihren Auswirkungen auf den Nationalsozialismus 
sowie mit Anknüpfungspunkten bis in die heutige 
Zeit auseinandergesetzt.

Verschiedene Ausstellungen würdigten Bremer 
PazifistInnen, die sich gegen Krieg, Militarismus, 
Faschismus und Antisemitismus sowie für Frieden, 
Freiheit, Demokratie und soziale Gerechtigkeit ein-
gesetzt haben.

Im November zeigte die DGB-Jugend in Kooperation 
mit der Beratungsstelle „pro aktiv gegen rechts - 

Mobile Beratung in Bremen und Bremerhaven“ eine 
Ausstellung, die die Rolle der Frauen im rechtsext-
remen Weltbild thematisierte.

Sachsen-Anhalt

Der DGB hat die Interessen der Gewerkschaften in 
den Bündnissen für Toleranz und Demokratie, am 
Runden Tisch gegen Ausländerfeindlichkeit und im 
Bündnis für Zuwanderung und Integration vertreten. 
Hinzu kamen zahlreiche Bündnisse vor Ort und die 
Beiräte des Lokalen Aktionsplans im Rahmen des 
Bundesprogrammes Toleranz fördern, Kompetenz 
stärken.

Im Januar fand in Magdeburg die fünfte “Meile der 
Demokratie“ vom Universitätsplatz bis zum Hassel-
bachplatz statt. Diese gemeinsame Veranstaltung des 
Bündnisses gegen Rechts und der Stadt Magdeburg 
war die Antwort auf die jährliche Demonstration der 
NPD zum Jahrestag der Bombardierung der Stadt 
Magdeburg.
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In den Rundfunkräten des MDR, NDR und Radio Bre-
men sowie in den Versammlungen der Medienanstal-
ten in den drei Ländern Niedersachsen, Bremen und 
Sachsen-Anhalt sind zahlreiche Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter vertreten.

Niedersachsen

Bezirks-Pressesprecherin Tina Kolbeck-Landau ver-
tritt den DGB im NDR-Rundfunkrat und leitet den 
Rechts- und Eingabenausschuss als Vorsitzende. Als 
Mitglied der Versammlung der Niedersächsischen 
Landesmedienanstalt vertritt DGB-Abteilungsleiterin 
Lea Arnold den DGB, sie fungiert als stellvertretende 
Vorsitzende des Programmausschusses.

Im Arbeitskreis Medienpolitik tauschen sich die in den 
Medienräten vertretenen Gewerkschaftsmitglieder 
regelmäßig zu aktuellen medienpolitischen Themen 
aus. Der Arbeitskreis formulierte Anforderungen an 
eine Novellierung des Niedersächsischen Landesme-
diengesetzes und führte diesbezüglich Gespräche mit 
dem medienpolitischen Sprecher der grünen Land-
tagsfraktion Gerald Heere.

Bremen

Der DGB arbeitet aktiv im Rundfunkrat von Radio 
Bremen mit. Aufgrund von ARD-Beschlüssen hat 
sich die finanzielle Situation des Senders verbessert. 
Trotzdem waren die Diskussionen zur Neuausrichtung 
des Senders sehr konfliktreich. Besonders im Fokus 
stand die Ausrichtung auf das junge Publikum und 
die Nutzung neuer Technik mit dem Ziel, Personal-
kosten zu reduzieren. Letzteres ist immer wieder 
ein Konfliktpunkt, da im Sender zwei Tarifverträge 
gel ten: der besser ausgestaltete Tarifvertrag für Alt-
Radio-Bremen-Beschäftigte und der neue Tarifvertag 
für Beschäftigte über die Tochtergesellschaft Breme-
dia mit erheblich niedrigerem Gehalt.

Sachsen-Anhalt

Im Verwaltungsrat des MDR hält der ehemalige DGB-
Landesvorsitzende Dr. Jürgen Weißbach einen Sitz. In 
der Versammlung der Medienanstalt Sachsen-Anhalt 
(MSA) hat gemäß Satzung ein Arbeitnehmer einen 
Sitz. Diese Vertretung nimmt Pressesprecher Bern-
hard Becker wahr. Er arbeitet im Rechtsausschuss 
der MSA mit.

Der DGB hat im März mit einer Pressemitteilung da-
rauf hingewiesen, dass die Arbeitnehmerschaft im 
Verhältnis zu Parteien- und Regierungsvertretern im 
MDR-Rundfunkrat wie auch in der MSA strukturell 
unterrepräsentiert ist. Anlass war das zuvor veröf-
fentlichte Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum 
ZDF-Staatsvertrag zugunsten von mehr Staatsferne 
öffentlich-rechtlicher Medien. Wie der DGB-Bezirk 
Sachsen hatte auch der DGB in Sachsen-Anhalt 
von den Staatsvertragsländern des Mitteldeutschen 
Rundfunks eine diesbezügliche Modernisierung des 
MDR-Staatsvertrages verlangt. Die DGB-Vertretungen 
in Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt bereiten 
sich seit Herbst 2014 abgestimmt darauf vor, an der 
Novellierung des Staatsvertrages in ihren Ländern 
mitzuwirken. Die politischen Gespräche mit den je-
weiligen Staatskanzleien und zuständigen Ausschüs-
sen in den Landtagen haben begonnen.

Medienpolitik
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Der Streit um die Besoldung der Bremer Beamtinnen und 
Beamten war 2014 der zentrale Konflikt zwischen DGB 
und rot-grüner Koalition. Wie zufrieden ist der DGB mit 
dem Ergebnis?

Es gab viele Gesprächstermine mit dem Bürgermeister 
Jens Börnsen und der Finanzsenatorin Karoline Lin-
nert. Von Anfang an stand ihr Ergebnis fest. Sie woll-
ten nicht verhandeln, sondern verordnen. Der DGB 
und seine Mitgliedsgewerkschaften ver.di, GdP und 
GEW gingen mit der klaren Zielvorgabe für alle Be-
soldungsgruppen in die Gespräche. Wir wollen 5,68 
Prozent zum 1. Januar 2015. Das wurde leider nicht 
realisiert. Wir haben dem Ergebnis nicht zugestimmt. 
Die Musterklagen werden weitergeführt.

Welche weiteren Akzente konnte der DGB im vergange-
nen Jahr landespolitisch setzen?

Bei der Erhöhung des Landesmindestlohnes von 
8,50 auf 8,80 Euro. Des Weiteren konnten wir durch 
gezielte Gespräche erreichen, dass die Wahlen zur 
Arbeitnehmerkammer als Friedenswahl laufen. 102 
Vertreterinnen und Vetreter aus den Gewerkschaf-
ten wurden in die Vollversammlung gewählt. Und 
wir freuen uns sehr über die Fortführung der Ko-
operationsstelle Hochschule – Gewerkschaften mit 
neuer Konzeption und über ihre Finanzierung durch 
EFRE-Mittel.

Im Mai 2015 wurde in Bremen gewählt. Welche Themen 
müssen aus Sicht der Gewerkschaften für die neue Re-
gierung im Vordergrund stehen?

Das Land Bremen hat im Ländervergleich die viert-
höchste Arbeitslosenquote und einen überdurch-
schnittlich hohen Anteil an prekären Beschäfti-
gungsverhältnissen. Hier ist das Land gefordert. Gute 
Arbeit, Sicherung der industriellen Kerne, Einsatz und 
Ausbau mobiler Beratungsteams und nicht zuletzt 
Rekommunalisierung sind unsere zentralen Forde-
rungen. Bremen muss Gestaltungsräume schaffen 
für eine qualifizierte Ausbildung in Betrieben und gut 

ausgestatteten Berufsschulen. Wir unterstützen die 
Jugendberufsagentur und die Ausbildungsgarantie. 
Die Lebensqualität beider Städte, Bremen und Bre-
merhaven, muss deutlich steigen. Dazu bedarf es ei-
ner guten Infrastruktur. Wichtig ist aber auch, dass 
die Arbeit von Beschäftigten in den Verwaltungen 
und öffentlichen Einrichtungen wertgeschätzt und 
stärker anerkannt wird.

Landespolitisches aus Bremen
Drei Fragen an Annette Düring
Geschäftsführerin der DGB-Region Bremen-Elbe-Weser,
Leiterin der Landesvertretung Bremen

Annette Düring
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DGB in Kooperation

In den drei Bundesländern des DGB-Bezirks verant-
worten die Pressestellen die Öffentlichkeitsarbeit für 
die Aktivitäten der Fachabteilungen, führen zu ausge-
wählten Themen Pressegespräche durch, bearbeiten 
Presseanfragen und unterstützen JournalistInnen bei 
ihrer Recherche. Darüber hinaus setzen sie bundes-
weite DGB-Kampagnen um und entwickeln eigene 
Konzepte. Auch die redaktionelle Betreuung der Inter-
net- und Web 2.0-Auftritte sowie die Koordinierung 
von Veröffentlichungen zählen zum Aufgabengebiet.

Der DGB im Netz
Der Zugriff auf die Internetseiten www.niedersach-
sen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de, www.nieder-
sachsen.dgb.de, www.bremen.dgb.de und www.
sachsenanhalt.dgb.de ist weiter gestiegen. Vor allem 
rund um den Tag der Arbeit waren die Seiten gut 
besucht. Ein Newsletter informiert Beschäftigte des 
DGB und der Gewerkschaften sowie Interessierte aus 
Politik, Verbänden und Medien über die Themen und 
Termine des DGB Niedersachsen.

In unregelmäßigen Abständen treffen sich die Inter-
net-Verantwortlichen aus dem Bezirk, um sich ge-

genseitig bei der Arbeit mit dem Redaktionssystem 
union.cms zu unterstützen und aktuelle Fragen zu 
besprechen.

Der DGB und Web 2.0
Die Aktivitäten des DGB Niedersachsen auf facebook 
und twitter haben einen steten Zuwachs von Fans 
und Followern zu Folge. Derzeit hat das Facebook-
Profil 529 Fans, dem Twitter-Account folgen 1.084 
NutzerInnen. Auch der DGB Bremen-Elbe-Weser und 
einige Regionen sind auf Facebook aktiv. Seit dem 
9. Juli betreibt der DGB zudem den Twitter-Account 
DGB Sachsen-Anhalt @DGBPRESSE.

Pressearbeit
Zum Tag der Arbeit unter dem Motto „Gute Arbeit. 
Soziales Europa“ fanden bezirksweit rund hundert 
Veranstaltungen statt. Intensive Pressearbeit hatte 
sowohl in lokalen als auch in überregionalen Medien 
eine umfangreiche Berichterstattung zum Ergebnis. 
Besondere Aufmerksamkeit in den Medien fand die 
Maikundgebung in Bremen, da dort der scheiden-
de DGB-Vorsitzende Michael Sommer seine letzte 
Mairede hielt.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Der Demontrationszug 
am 1. Mai 2014 in Bremen mit 

dem damaligen DGB-Vorsitzenden 
Michael Sommer
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Niedersachsen

Der DGB hat rund 30 Pressemitteilungen herausgege-
ben und sich dabei zu Themen wie dem Mindestlohn, 
der Beamtenbesoldung oder der Haushaltspolitik in 
Niedersachsen geäußert. Zu Beginn des Jahres be-
wertete der DGB ein Jahr nach der Landtagswahl die 
Arbeit der rotgrünen Landesregierung. Kommentiert 
wurden auch aktuelle Entwicklungen auf dem Ar-
beits- und Ausbildungsmarkt.

Bereits zum neunten Mal organisierte der DGB das 
Fastnachtgespräch. In einem Hintergrundgespräch 
stellten die PressesprecherInnen von DGB und Ge-
werkschaften den wichtigsten landespolitischen Re-
daktionen am 5. März zentrale Themen und Termine 
für 2014 vor. Auch zur Bezirkskonferenz im Februar 
waren Journalistinnen und Journalisten zur Bericht-
erstattung eingeladen. Am 15. Oktober präsentierte 
die DGB-Jugend den Ausbildungsreport für Nieder-
sachsen vor PressevertreterInnen. Ende Oktober kom-
mentierte der DGB die Zahlen der Bundesagentur für 
Arbeit für das Ausbildungsjahr 2013/2014 in einem 
gut besuchten Pressegespräch. Sowohl eine Aktion 

für die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns am 
31. März als auch der Protest von DGB und Gewerk-
schaften begleitend zur Haushaltklausur am 25. Juli 
fand Widerhall in der Presse.

Sachsen-Anhalt

Der DGB-Landesverband hat mit Pressemitteilungen, 
Redaktionsgesprächen und Interviews die politischen 
Ziele der Gewerkschaften öffentlich kommuniziert. 
Der flächendeckende gesetzliche Mindestlohn und 
der bevorstehende Geltungsbeginn des entsprechen-
den Gesetzes standen dabei eindeutig im Vorder-
grund. Vor allem Wirtschaftsverbände und Kammern 
glaubten, im gesetzlichen Mindestlohn den „Unter-
gang des Abendlandes“ sehen zu müssen – ein-
schließlich des Kollapses ganzer Dienstleistungsbran-
chen und drohender Massenarbeitslosigkeit. Somit 
waren VertreterInnen von Gewerkschaften und DGB 
oft gefordert, die Podien öffentlicher Veranstaltun-
gen und TV-Diskussionen des MDR zu besetzen, um 
die gewerkschaftlichen Argumente in die Diskussion  
einzubringen.

Aktion für den Mindestlohn am 31. März 2014 am Kröpcke in Hannover
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Vor allem im Sendeformat „Fakt ist…“ des MDR-
Fernsehens war der gesetzliche Mindestlohn bzw. 
dessen Wirkung auf andere wirtschaftliche Entwick-
lungen mehrmals Thema. Die entsprechende TV-Re-
daktion im Landesfunkhaus Magdeburg hat dazu den 
DGB ausgiebig als Recherchequelle genutzt. Dabei 
hat das DGB-Büro regelmäßig Verbindungen zu be-
troffenen ArbeitnehmerInnen als ProtagonistInnen 
und sachkundigen Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschaftern als ExpertInnen hergestellt. Trotzdem 
war die gewerkschaftliche Sicht in den TV-Diskussi-
onen nicht ausreichend vertreten. Der DGB hat dies 
gegenüber MDR-RedaktionsvertreterInnen kritisiert. 
Dieser Kritik wurde zumindest nicht widersprochen.

Der DGB Sachsen-Anhalt ist an der bundesweiten 
DGB-Kampagne zur Einführung des Mindestlohns 
aktiv beteiligt. In diesem Rahmen hat das am Mag-
deburger Gewerkschaftshaus seit Jahren gezeigte 

Großplakat „Deutschland braucht den Mindestlohn“ 
einen aktualisierenden Aufkleber „OHNE AUSNAH-
MEN!“ erhalten. Auch bei Themen wie Abwanderung 
und Fachkräftemangel, Nachbesserung des Landes-
vergabegesetzes, Tarifbindung, Wirtschaftsförderung 
und Beschäftigungseffekte hat der DGB Bezüge zum 
Mindestlohn und zu Guter Arbeit hergestellt.

In Kooperation mit dem Volksbund Deutsche Kriegs-
gräberfürsorge e.V. agiert der DGB im Rahmen einer 
bis 2018 in verschiedenen Städten laufenden Aus-
stellung als Kooperationspartner. Es handelt sich 
um die Ausstellung „14/18 MITTEN IN EUROPA – Die 
Urkatastrophe des ersten Weltkrieges und ihre Folgen 
für das 20. und 21. Jahrhundert“. Bei den Ausstel-
lungseröffnungen wird der DGB Rednerinnen und 
Redner stellen und an der Pressebetreuung im Sinne 
gewerkschaftlichen Friedensengagements mitwirken.

Großtransparent am Gewerkschaftshaus in Magdeburg

„14/18 MITTEN IN EUROPA“ – Ausstellung zum 1. Weltkrieg
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Bremen

Der DGB hat seine eigenen Aktivitäten und tages-
aktuelle Ereignisse im Land durch Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit begleitet. So wurden über vierzig 
Pressemitteilungen herausgegeben und mehrere 
Pressekonferenzen durchgeführt. Schwerpunkte 
waren die Ausbildungssituation von Jugendlichen, 
die Ausbildungsgarantie, die Übernahme des Tarif-
abschlusses für die Beamtinnen und Beamte, das 
Mahl der Arbeit.

Seit fünf Jahren gibt der DGB zum 1. Mai eine Zeitung 
in einer Auflage von 15.000 Exemplaren heraus. Hier 
kommen Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter, 
betriebliche Interessenvertretungen, aber auch zivil-
gesellschaftliche Akteure zu Wort. Schwerpunkte der 
diesjährigen Ausgabe waren Beiträge zur Europa-
wahl, über prekäre Beschäftigung und zum Rechts-
extremismus.

Um das Gewerkschaftshaus für alle interessierten 
Bre merinnen und Bremer zu öffnen, finden im Foyer 
regelmäßig Ausstellungen statt. Im Berichtszeitraum 
konnte der DGB drei Ausstellungen präsentieren. Die 
Ausstellung mit dem Titel „Nieder die Waffen – die 
Hände gereicht!“ zeigte die Geschichte der Bremer 
Friedensbewegung von 1898 bis 1958. Die Foto-
ausstellung „Die Brücke von Varvarin“ setzte sich mit 
dem Jugoslawienkrieg vor 15 Jahren auseinander. Die 
Ausstellung „Frauen im Rechtsextremismus“ des Zen-
trums Demokratische Bildung aus Wolfsburg machte 
deutlich, dass der Anteil der Frauen in der rechtsext-
remen Szene seit Jahren kontinuierlich steigt.

Zudem präsentiert sich der DGB mit gewerkschaftli-
chen Themen in den sechs Schaukästen am Gewerk-
schaftshaus. Aufgrund der aktuellen Diskussion über 
die Ausbildungsgarantie und die Einführung einer 
Jugendberufsagentur fanden die DGB-Forderungen 
an die Bremer Politik dort ihren prominenten Platz. 
Auch die am Gewerkschaftshaus angebrachte Reich-
tumsuhr findet große Beachtung.
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Internationaler Frauentag
Die DGB-Frauenstrukturen bzw. -ausschüsse ha-
ben mehr als 50 Veranstaltungen organisiert und 
erfolgreich durchgeführt. Der Aufruf des DGB zum 
Internationalen Frauentag hatte in diesem Jahr einen 
europäischen Fokus und machte deutlich, dass die 
Gewerkschaften die Gleichstellung von Frauen und 
Männern durch verbindliche und wirksame europä-
ische Regelungen vorantreiben wollen. Und zwar 
sowohl bei der Durchsetzung von gleichem Lohn 
für gleiche und gleichwertige Arbeit, bei der Gleich-
stellung auf dem Arbeitsmarkt durch mehr Frauen 
in Führungspositionen als auch durch eine bessere 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie.

equal pay day
Dieser Tag stand unter dem Motto „Frauen haben 
Recht auf Mehr!“ Der DGB forderte in seinem Aufruf

– einen Rechtsanspruch auf Rückkehr aus Teilzeit- in 
Vollzeitbeschäftigung, damit Frauen nach einer 
familienbedingten Reduzierung ihre Arbeitszeit 
wieder aufstocken können,

– alle Arbeitsverhältnisse sozial abzusichern, um alle 
ArbeitnehmerInnen bei der Durchsetzung ihres 
Anspruches auf Urlaub und Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall zu unterstützen,

– gesetzliche Regelungen zur Durchsetzung der Ent-
geltgleichheit, damit Unternehmen verpflichtet 
werden, ihre Entgeltpraxis geschlechtergerecht 
zu gestalten sowie

– die Einhaltung bestehender Tarifverträge und 
einen gesetzlichen Mindestlohn als Lohnunter-
grenze, weil Frauen besonders häufig für Dum-
pinglöhne arbeiten müssen.

Bezirksweit haben die DGB-Frauen zahlreiche erfolg-
reiche Veranstaltungen zum equal pay day durch-
geführt. Das niedersächsische epd-Aktionsbündnis, 
an dem auch der DGB beteiligt ist, hat am 21. März 
unter dem Motto „Wir feiern Silvester!“ an zentraler 
Stelle in Hannover seine Aktion öffentlich präsentiert. 
Mit der Friedrich-Ebert-Stiftung und der IG BCE hat 
der DGB-Bezirk eine Veranstaltungsreihe durchge-
führt unter der Überschrift „Wir verdienen mehr! 
Wie schaffen wir Gleichstellung in Arbeit und Ge-
sellschaft?“. Der DGB konnte in diesem Rahmen die 
Vorsitzende des deutschen Frauenrates Hannelore 
Buls als Referentin zum Thema „Minijob – Minirente! 
Über die Zusammenhänge von Erwerbstätigkeit und 
Altersarmut“ gewinnen. An der Veranstaltungsreihe 
haben sich erneut viele Fachmänner und -frauen mit 
fundierten Kenntnissen und kritischen Fragen ein-
gebracht.

Tag der betrieblichen Entgeltgleichheit
Im Durchschnitt 22 Prozent weniger Entgelt als Män-
ner - das ist die Realität für Frauen in Deutschland. 
Damit ist die Entgeltlücke hierzulande größer als in 
den meisten EU-Ländern. Auch wenn Frauen genauso 
viel und genauso gut arbeiten wie ihre männlichen 
Kollegen, ist ihr Entgelt deutlich geringer. 2014 fiel 
der Tag der betrieblichen Entgeltgleichheit auf den 
10. Oktober. Der DGB und seine Mitgliedsgewerk-
schaften haben sich geeinigt, an diesem Tag inner-
halb der Betriebe mit Aktionen auf diese Tatsache 
aufmerksam zu machen.

Frauen- und Gleichstellungspolitik

Veranstaltung „Wir verdienen mehr!“ in der Hauptverwaltung der IG BCE in Hannover
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Bezirksfrauenausschuss
2014 hat sich der Bezirksfrauenausschuss neu konsti-
tuiert. Gabrielle Pfeiffer (NGG) wurde als Sprecherin 
gewählt, Sabine Schwarz (IG Metall) als Stellvertrete-
rin. Inhaltlich hat sich der Ausschuss mit den Anträ-
gen des Bundesfrauenkongresses befasst. Gemein-
sam haben der DGB-Bezirk, das ver.di-Landesbüro 
und die IG BCE-Hauptverwaltung im Januar zu einem 
Wochenendseminar für haupt- und ehrenamtliche 
Kolleginnen aus den DGB-Frauenausschüssen ein-
geladen. Die Teilnehmerinnen haben mit viel Spaß 
und Erfolg große, bunte Frauenfiguren gebastelt. 
Die Figuren werden - meistens mit frauenpolitischen 
Slogans bzw. Forderungen versehen - für viele unter-
schiedliche Aktionen auch von externen Organisati-
onen ausgeliehen und in Szene gesetzt.

Niedersachsen

Geschlechtergerechter Rahmenplan
Das niedersächsische Sozialministerium hatte frauen-
und kommunalpolitische Verbände bereits 2013 zu 
einem Workshop eingeladen, der entsprechend der 
Koalitionsvereinbarung den Auftrag hatte, einen 
Masterplan Gender Mainstreaming zu erarbeiten. Da-
mit sollten alle Vorhaben aus der Koalitionsvereinba-
rung auf ihre Auswirkungen auf Frauen und Männer 
geprüft werden. Das Sozialministerium fasst derzeit 
die abgestimmten Vorhaben zu einem Rahmenplan 
Geschlechtergerechtes Niedersachsen zusammen. 
Ende des Jahres 2017 soll eine Bilanz erfolgen.

Um den Namen des niedersächsischen Ministeriums 
für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integra-
tion zu verkürzen, wurde die Behörde in Ministerium 
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung umbe-
nannt. Gleichzeitig wurde die bisherige Referats-
gruppe „Frauen und Gleichstellung“ zur Abteilung 
aufgewertet.

Fachkräfteinitiative Niedersachsen
In der Lenkungsgruppe “Fachkräfte Niedersachsen“ 
nimmt neben der Vorsitzenden des niedersächsischen 
Landesfrauenrats als DGB-Vertreterin Naciye Celebi-
Bektas teil, um die Stärkung der beruflichen Chancen 
von Frauen auf dem Arbeitsmarkt einzubringen.

Landesfrauenrat
Die Delegierten der 65 Mitgliedsverbände des Lan-
desfrauenrates Niedersachsen e.V. wählten am 15. 
November in Hannover einen neuen Vorstand. Dieser 
ist für drei Jahre gewählt und vertritt die Interessen 
von über 2,2 Millionen organisierten Frauen in Nie-
dersachsen. Neun Frauen gehören dem Vorstand des 
Landesfrauenrates an. Neue Vorsitzende ist Cornelia 
Klaus aus Burgdorf. Für den DGB als Beisitzerin in 
den Vorstand wurde Naciye Celebi-Bektas gewählt. 
Der Landesfrauenrat Niedersachsen ist eine etablierte 
Dachorganisation und ein nicht mehr wegzudenken-
der Ansprechpartner für die Landesregierung.

Gleichstellung und Migration
Für Fragen der Frauen-, Gleichstellungs- und Mig-
rationspolitik existiert in Niedersachsen ein breites 
Netzwerk, in das der DGB sich aktiv einbringt. Dabei 
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betrachtet der DGB die interkulturelle Vielfallt als 
Querschnittsaufgabe, die er mit Nachdruck vertritt.

Bremen

Im Land Bremen besteht ein großes frauenpolitisches 
Netzwerk, an dem die DGB-Frauen sich aktiv betei-
ligen. Dazu gehören der Bremer Frauenausschuss, 
der Koordinationsausschuss zum Internationalen 
Frauentag und das Kuratorium für Familie. Viele 
frauenpolitische Aktivitäten koordiniert der Landes-
frauenrat. Aktionen zum Internationalen Frauentag 
und zum equal pay day standen in diesem Jahr im 
Vordergrund.

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit soll Realität für 
Frauen werden, deren Arbeit immer noch deutlich 
geringer entlohnt wird als die vergleichbare Arbeit 
von Männern. Um dieses Ziel zu erreichen führt der 
Bremer Senat ein Modellprojekt mit mittelständischen 
Unternehmen durch. Auf Initiative von ver.di ist es 
nach langem Ringen gelungen, zwei Betriebe für die 
Durchführung des eg-checks zu gewinnen. Dieser soll 
die Entgeltgleichheit in einem Betrieb überprüfen. 
Zwei Bremer Unternehmen haben erfolgreich an der 
Prüfung teilgenommen und wurden ausgezeichnet, 
weil sie Vorbild für mehr Eigeninitiative zur Gleichbe-
handlung der Geschlechter beim Arbeitsentgelt sind.
Im Herbst fand auf Helgoland das Seminar „ Erwerbs-
tätige Frauen in Europa – die ungleichen Schwes-
tern!“ zur Situation von europäischen Frauen statt. 
Besonders im Fokus stand die Frage, was Europa 

für die Gleichstellung von Männern und Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt tut. Sehr ausführlich haben die 
Teilnehmerinnen dazu das Paritée-Gesetz in Frank-
reich diskutiert.

Sachsen-Anhalt

Der DGB hat in der Steuerungsgruppe für den Ge-
setzentwurf eines geschlechtergerechten Sachsen-
Anhalts mitgearbeitet. Der Gesetzentwurf ist im 
November im Landtag verabschiedet worden. Dies 
ist ein Schritt in die richtige Richtung, aber noch im-
mer ist viel zu tun.

Personengruppen-Arbeit und konkrete politische Ak-
tionen in Sachen Frauen- und Gleichstellungspolitik 
werden vorwiegend in den DGB-Regionen geleistet. 
Die Region Halle Dessau ist dabei beispielgebend. 
Besonders die DGB-Frauenarbeitskreise in Halle, San-
gerhausen und im Mansfelder Land sind sehr aktiv. 
Viele DGB-Frauen engagieren sich auch in Bündnis-
sen für Demokratie und Zivilcourage oder beraten in 
den Servicebüros Frauen zu sozialrechtlichen Fragen.
Susanne Wiedemeyer vertritt den DGB im Landes-
frauenrat.
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Jugendbildungsarbeit
„Bilde dich, bilde andere, bilden wir eine solidarische 
Gesellschaft!“ So lautete auch 2014 das Motto des 
bezirklichen Bildungsprogramms der DGB-Jugend 
Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt. Darin 
wurden wieder Seminare, Qualifikationen und Work-
shops zu einem breiten Themenfeld gewerkschaftli-
cher Jugendbildungsarbeit angeboten und umgesetzt.

Berufsschularbeit
Die DGB-Jugend hat den Projekttag „Demokratie 
und Mitbestimmung“ mit mehreren tausend Aus-
zubildenden im gesamten Bezirk durchgeführt. Ge-
werkschaftliche Werte zu vermitteln, zu Engagement 
und Mitbestimmung zu ermutigen sowie über Rechte 
in der Ausbildung zu informieren standen dabei im 
Mittelpunkt. 

Der Projekttag ist oftmals der erste Kontakt der Ju-
gendlichen mit Gewerkschaften. Mit Hilfe konkreter 
regionaler Absprachen und enger Zusammenarbeit 
mit den Mitgliedsgewerkschaften ist es gelungen, 
das Projekt noch stärker zu verankern.

Die Berufsschularbeit tragen regionale Teamenden-
Arbeitskreise (TAKs), die sich regelmäßig austau-
schen. Ihr Bildungsansatz „Jugend für Jugend“ 
orientiert sich dabei an der Lebenswelt der Aus-
zubildenden. Um die Qualität ihrer Bildungsarbeit 
dauerhaft zu gewährleisten, arbeiten sie mit einem 
bundesweit einheitlichen Konzept, das stetig evalu-
iert und weiter entwickelt wird.

Studierendenarbeit
Die gewerkschaftliche Studierendenarbeit nimmt 
einen großen Stellenwert innerhalb der DGB-Ju-
gend-Strukturen ein. Gemeinsam mit den Hoch-
schulinformationsbüros (HIBs) und den regionalen 
DGB-Studi-Gruppen hat die DGB-Jugend zahlreiche 
Veranstaltungen durchgeführt und auf die Notwen-
digkeit gewerkschaftlichen Engagements an den 
Hochschulen hingewiesen: bei Begrüßungsveran-
staltungen zum Semesterauftakt, thematischen An-
geboten wie Vorträgen zu Rechten und Pflichten im 
Praktikum oder in Bündnissen zur Verbesserung der 
Studienbedingungen.

Jugend

Am Stand der DGB-Jugend können sich Jugendliche über Gewerkschaften und ihre Rechte in der Ausbildung erkundigen.



39jahresbericht 2014 DGB

Gender – Geschlechterreflektierende 
Bildungs arbeit
Im Rahmen geschlechterreflektierender Bildungsar-
beit setzen sich Jugendliche mit Diskriminierungsfor-
men wie Sexismus, Transphobie und Homophobie 
auseinander. Die Angebote basieren auf der Annah-
me, dass Geschlecht ein grundlegender Ordnungs-
faktor in unserer Gesellschaft ist, der die Arbeitswelt 
genauso durchdringt wie alle anderen Lebensbereiche 
und individuelle Vor- und Nachteile im Alltag schafft.

Seminare an Schulen behandeln Themen wie Ge-
schlechternormen, Begehren und Sexualität, ge-
schlechterreflektierende Berufsorientierung, ge-
schlechtsspezifische Einteilung des Arbeitsmarktes 
oder Gewaltprävention. Das Ziel ist, junge Menschen 
darin zu stärken, Benachteiligungen aufgrund von 
Geschlechtsaspekten zu erkennen, zu benennen und 
abzuschaffen.

In diesem Jahr fand eine Teamenden-Qualifizierung 
statt. Zudem haben sich die Teamenden zu den The-
men „Gender, Arbeit und Gewerkschaften“, „He-
terosexismus“ und „Jungenarbeit“ weitergebildet.

„Für Demokratie Courage zeigen“
Die Seminare dieser Reihe bestärken junge Menschen 
darin, sich aktiv mit Rassismus, Antisemitismus und 
Nationalismus, aber auch Handlungsperspektiven 
dagegen auseinanderzusetzen. Dazu veranstaltet 
die DGB-Jugend ein- bis mehrtägige Projekttage mit 
SchülerInnen, Auszubildenden und jungen Menschen 
im sogenannten Übergangssystem. In bewusster 
Abgrenzung zum schulischen Alltag arbeiten die Se-
minare mit vielfältigen Methoden und Materialien, 
zum Beispiel mit Collagen und Comics, theaterpäd-
agogischen Übungen, Exkursionen oder Interviews 
mit ExpertInnen. In Kooperationen mit Schulen und 
außerschulischen Projekten fanden außerdem Semina-
re statt zum Thema „Empowerment (Selbstbemäch-
tigung) von Menschen mit Rassismus-Erfahrungen“.

Die Teamenden haben sich bezirksweit in überregi-
onalen Arbeitskreisen getroffen und sich mit dem 
Thema „NSU – das Scheitern der Institutionen und 
der Zivilgesellschaft“ befasst. Die regionalen Arbeits-
kreise haben 2014 aktiv in stadtpolitischen Bünd-
nissen gegen Rechts mitgewirkt. Neue Teamende 
konnten 2014 an zwei Qualifizierungen teilnehmen.

Ausbildungsreport
Im Oktober hat die DGB-Jugend ihren Ausbildungsre-
port für Niedersachsen und Bremen vorgestellt. Der 
Report basiert auf der schriftlichen Befragung von 
1.426 Auszubildenden aus 16 der 25 häufigsten Aus-
bildungsberufe. Die Befragung erfolgte im Rahmen 
der Berufsschularbeit der DGB-Jugend. Auch wenn 
der überwiegende Teil mit der eigenen Ausbildung 
zufrieden ist, gibt es erneut zahlreiche Mängel, die an 
der Ausbildungsreife der Unternehmen zweifeln las-
sen: Regelmäßige Überstunden, ausbildungsfremde 
Tätigkeiten und Verstöße gegen das Jugendarbeits-
schutzgesetz sind für viele Auszubildende bittere Re-
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alität. Diese zentralen Ergebnisse hat die DGB-Jugend 
in zwei Pressekonferenzen in Hannover und Bremen 
präsentiert und bewertet. Dass in diversen Zeitungs-
artikeln und Fernsehberichten über die mangelnde 
Qualität der beruflichen Ausbildung berichtet wurde, 
war sehr erfreulich.

Internationales
Vom 22. bis zum 30. März besuchte eine zehnköp-
fige Delegation der DGB-Jugend die israelischen 
PartnerInnen der Histadrut in Tel Aviv. Gedenken 
und Erinnern in Yad Vashem, der Austausch mit 
BetriebsrätInnen und JugendvertreterInnen sowie 
historische Stadtführungen durch Jerusalem und Tel 
Aviv-Jaffa standen ebenso auf dem Programm wie 
die Auseinandersetzung mit sozialen (Jugend-)Be-
wegungen und aktuellen politischen Entwicklungen 
im Nahen Osten.

Vom 5. bis 11. Oktober fand die Bildungsreise „Bella 
Ciao – Auf den Spuren der PartisanInnen“ in Reggio 
Emilia statt. In Italien begaben sich die Jugendlichen 
in Kooperation mit dem Geschichtsinstitut „Istore-
co“ auf die Pfade der PartisanInnen, die Widerstand 
gegen die Besatzung durch Nazi-Deutschland und 
gegen den italienischen Faschismus leisteten. In Ge-
sprächen mit ZeitzeugInnen, mit dem Besuch von 

Gedenkstätten und in Diskussionen mit Historike-
rInnen erlebten die Teilnehmenden die Geschichte 
der „Resistenza“ hautnah und konnten Bezüge zur 
Gegenwart knüpfen.

Gedenkstättenarbeit
Die DGB-Jugend beteiligte sich im März am Interna-
tionalen Workcamp in Bergen-Belsen. Dort trafen 
sich junge Leute und MultiplikatorInnen aus ver-
schiedenen Ländern, um sich mit dem Wesen von 
Rassismus und Faschismus auseinander zu setzen. 
Das Workcamp ist eine Kooperationsveranstaltung 
zwischen der Gedenkstätte Bergen-Belsen und dem 
Landesjugendring Niedersachsen e. V., gefördert über 
die Stiftung niedersächsische Gedenkstätten.

Im Rahmen der mehrjährigen Seminarreihe „Wi(e)
der das Vergessen“ fanden 2014 in Sachsen-Anhalt 
mehrere Veranstaltungen und Seminare statt. So hat 
die DGB-Jugend in Nachbereitung einer im November 
2012 stattgefundenen Bildungsreise nach Auschwitz 
im Frühjahr das „Tagebuch der Gefühle“ veröffent-
licht. Im Rahmen mehrerer Lesungen stellten die Ju-
gendlichen ihre Eindrücke und Erfahrungen dar. Den 
Abschluss der Seminarreihe bildeten Ende des Jahres 
die Bildungsreise nach Auschwitz, die in Kooperation 
mit der Fachhochschule Magdeburg-Stendal und dem 

Die Delegation der DGB-Jugend gemeinsam mit Mitgliedern der Histradut in Tel Aviv
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Alternativen Jugendzentrum Dessau stattfand, sowie 
die Lesung mit Josef Pröll mit dem Titel „Lebensge-
schichte eines NS-Opfers – ‚Anna, ich habe Angst um 
dich‘“, die die DGB-Jugend in Kooperation mit der IG 
Metall-Jugend und anderen Initiativen Magdeburgs 
durchgeführt hat.

Bezirksjugendausschuss
Der Bezirksjugendausschuss traf sich sechsmal, um 
Aktivitäten zu planen, innerbezirklichen Austausch 
zu gewährleisten und die Beschlüsse der letztjährigen 
Bezirksjugendkonferenz zu bearbeiten. Der Ausschuss 
setzt sich aus delegierten VertreterInnen aller acht 
Mitgliedsgewerkschaften zusammen und ist ein wich-
tiger Ort für die Vernetzung der Aktiven und für die 
Diskussion der gewerkschaftsübergreifenden Ziele 
der DGB-Jugend.

Niedersachsen

Die DGB-Jugend war auch im Jahr 2014 im Landes-
jugendring aktiv. Auf der Vollversammlung am 1. 
März in Hannover hat die große Mehrheit der Dele-
gierten den Antrag „Solidarität mit rumänischen und 
bulgarischen ArbeitnehmerInnen in Niedersachsen“ 
angenommen, der von der DGB-Jugend eingebracht 
worden war. Darüber hinaus ist die DGB-Jugend seit 
einigen Jahren im Vorstand vertreten und bringt sich 
in die politischen Debatten ein.

Bremen

Die DGB-Jugend konnte in Bremen einen Jugend-
ausschuss etablieren, der sich aus Delegierten der 
Mitgliedsgewerkschaften und VertreterInnen der 
Jugend-Arbeitskreise zusammensetzt. Der Ausschuss 
hat eine Veranstaltung zu der in Bremen geplanten 
Ausbildungsgarantie durchgeführt und ein kritisches 
Positionspapier mit Forderungen und Vorschlägen 
zum Thema Ausbildung herausgegeben.

Am Vorabend des 1. Mai hat die DGB-Jugend eine öf-
fentlichkeitswirksame Aktion durchgeführt. Während 
eines Stadtrundgangs sind Informationen verteilt und 
die Forderungen der DGB Jugend zu (Aus-)Bildungs-
bedingungen und zu sozialer Gerechtigkeit verbreitet 
worden. Zudem hat sie beim deutsch-israelischen 
Fachkräfteaustausch in Bremen mitgewirkt.

Für eine bessere Ausstattung der Jugendverbands-
arbeit und -förderung kämpft die DGB-Jugend im 
Bündnis „30% mehr Zukunft“. Sie setzt sich für die 
Förderung einer lebendigen und vielfältigen Jugend-
arbeit, aber auch für die interkulturelle Öffnung von 
Jugendverbänden ein.

Sachsen-Anhalt

Die DGB-Jugend beteiligte sich an den Protestaktio-
nen gegen geplante Haushaltskürzungen insbeson-
dere im Hochschulbereich, die sich 2014 aufgrund 
der Kürzungspolitik der Landesregierung fortsetzten.

Sie war darüber hinaus in die Arbeit des Kinder- und 
Jugendringes Sachsen-Anhalt eingebunden – sowohl 
inhaltlich, als auch personell durch die Mitarbeit im 
Vorstand. Die DGB-Jugendbildungsreferentinnen 
beteiligten sich an landesweiten, verbandsübergrei-
fenden Treffen und diskutierten aktuelle jugendpoli-
tische und förderrelevante Themen. Der Kinder- und 
Jugendring hat maßgeblich den Beschluss der Lan-
desregierung begleitet, ein eigenständiges jugendpo-
litisches Programm für Sachsen-Anhalt zu erarbeiten. 
Eine Open-Space-Konferenz, Mikroprojekte sowie 
ExpertInnen-Foren initiierten und begleiteten den 
Prozess. Dabei standen die Kinder und Jugendlichen 
als ExpertInnen ihrer Lebenswelt, ihrer Bedürfnisse 
und Erwartungen im Mittelpunkt. Gemeinsam mit 
anderen Verbänden setzte sich die DGB-Jugend dafür 
ein, die landesweite und kommunale Jugendförde-
rung zu erhalten und zu verbessern.
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Seniorinnen und Senioren

Niedersachsen

Der Arbeitskreis der Seniorinnen und Senioren befass-
te sich mit den Anträgen, der DGB-Bezirkskonferenz 
vom 8. Februar und der Frage der Generationenge-
rechtigkeit unter dem Gesichtspunkt des demogra-
fischen Wandels. Auch die Ergebnissen der Europa-
wahl, insbesondere das erschreckende Ergebnis der 
AfD sowie die Vorbereitung des Internationalen Tags 
der älteren Generation am 1. Oktober stand auf der 
Agenda des Arbeitskreises.

Am 1. Oktober konnte der Vorsitzende des Arbeits-
kreises Henry Kirch rund 80 Seniorinnen und Senioren 
zur Veranstaltung zum Thema „Wie geht es weiter 
mit Rente, Gesundheit und Pflege? Zur aktuellen 
sozialpolitischen Lage in Deutschland“ begrüßen. 
Axel Gerntke, Ressortleiter Allgemeine Sozialpolitik 
beim Vorstand der IG Metall, referierte dazu, eine 
muntere Diskussion schloss sich an. Teilnehmende 
berichteten von einer Infostandaktion zum Thema 
Rente und Pflege, die sie am Vormittag in Hannover 
durchgeführt hatten. Um die Brücke zwischen Jung 
und Alt zu schlagen, berichtete Jeanette Hentschel 
von der IG Metall-Jugend in der Veranstaltung über 
die Kampagne „Revolution Bildung“, die sich für eine 
gerechte und soziale Politik für alle einsetzt und den 
wichtigen Punkt Bildung hervorhebt.

Bremen

Die Seniorengruppen der Gewerkschaften treffen 
sich regelmäßig und diskutieren seniorenpolitische 
Themen, oft auch mit Referentinnen und Referen-
ten. Gemeinsam bereiteten sich alle Gruppen auf 
den Internationalen Tag der älteren Generationen 
vor, den sie zum vierten Mal auf dem bremischen 
Hanseatenhof durchführten. Verschiedene Gruppen 
und Verbände haben sich im Vorbereitungskreis 
beteiligt und mit Informations- und Aktionsständen 
auf dem Hanseatenhof präsentiert. Unter dem Motto 
„Gerechte Politik für alle Generationen - Wohnen 
selbstbestimmt und bezahlbar“ forderten die Teil-
nehmenden ausreichend bezahlbaren Wohnraum, 
faire Löhne und sichere Renten. Kabarett und Musik 
haben die Veranstaltung abgerundet.

Veranstaltung „Wie weiter mit Rente, Gesundheit und Pflege?“ am 1. Oktober 2014 im Gewerkschaftshaus Hannover
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Niedersachsen

Für die neue Amtsperiode ab dem 1. Januar 2014 hat 
der DGB auf Vorschlag der Mitgliedsgewerkschaf-
ten 1.300 ehrenamtliche Richterinnen und Richter 
für die erste Instanz und 234 ehrenamtliche Rich-
terinnen und Richter für die zweite Instanz an das 
Landesarbeitsgericht Niedersachsen gemeldet. Alle 
Vorgeschlagenen sind berufen worden. Die Zahl der 
ehrenamtlichen RichterInnen für die I. Instanz setzt 
sich zusammen aus 617 Erstbenannten und 683 Wie-
derbenannten.
Auch in diesem Jahr hat der DGB Schulungen für die 
ehrenamtlichen Richterinnen und Richter angeboten. 
Die durchschnittliche Teilnehmerzahl der Schulungen 
lag bei circa. 23 Personen.

„Die Einführung in die Tätigkeit als ehrenamtliche 
Arbeitsrichterin/als ehrenamtlicher Arbeitsrichter“ 
und „Der gelbe Schein und seine Folgen – die krank-
heitsbedingte Kündigung“ lauteten die Themen der 
sechs Schulungen für erstberufene Richterinnen und 
Richter der ersten Instanz. Sieben Schulungen für 
die wiederberufenen Richterinnen und Richter der 
ersten Instanz befassten sich mit dem Thema „Rela-
tionstechnik – Die Arbeitsweise des Arbeitsrichters“.

Für die Richterinnen und Richter der zweiten Ins-
tanz fanden zwei Schulungen zu folgenden Themen 
statt: „Auswirkungen der neuesten Rechtsprechung 
zu Werkvertrag und Leiharbeit sowie psychischen 
Belastungen am Arbeitsplatz“ und „Aktuelle LAG-
Entscheidungen auf dem Prüfstand des BAG - aus 
der Praxis des gewerkschaftlichen Rechtsschutzes 
beim höchsten deutschen Arbeitsgericht“.

Auf Vorschlag der Mitgliedsgewerkschaften wurden 
288 Richterinnen und Richter der Sozial- und Lan-
dessozialgerichtsbarkeit berufen. Diese konnten an 
drei Seminaren zu folgenden Themen teilnehmen: 60 
Jahre Sozialgerichtsbarkeit, das medizinische Gut-

achten im sozialgerichtlichen Verfahren, Recht der 
Berufskrankheiten, Änderungen im Sozialgerichtsge-
setz und Änderungen im Bereich der ehrenamtlichen 
Richter.

Bremen

Auf Vorschlag der Mitgliedsgewerkschaften hat der 
DGB 215 ehrenamtliche Richterinnen und Richter in 
der ersten Instanz und 47 ehrenamtliche Richterinnen 
und Richter in der zweiten Instanz der Arbeitsge-
richtsbarkeit benannt.

Die im Frühjahr durchgeführte Fortbildung für erst-
mals benannte RichterInnen leitete Oliver Sanner, 
Richter am Arbeitsgericht Bremen/Bremerhaven. Im 
Mittelpunkt standen die Einführung in die Arbeit von 
Arbeitsgerichten, das Lesen einer Akte, Fragen des 
Prozessablaufs sowie Einblicke in die Aufgabe von 
ehrenamtlichen RichterInnen.

Im Herbst hat der DGB eine Schulung für alle Richte-
rinnen und Richter der 1. und 2. Instanz angeboten, 
bei der es um aktuelle Rechtsprechung ging. Hol-
ger Anthonisen aus der Rechtsabteilung des ver. di-
Landesbezirks leitete die Schulung, die im Gewerk-
schaftshaus stattfand und die Themen Befristungen 
und Urlaub behandelte.

In der Sozialgerichtsbarkeit sind in der ersten Ins-
tanz der 70 ehrenamtliche Richterinnen und Richter 
benannt, sowie 13 ehrenamtliche Richterinnen und 
Richter in der zweiten Instanz.

Ehrenamtliche Richterinnen und Richter
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DGB vor Ort

Der DGB-Bezirk hat die Arbeit seiner 60 Kreis- und 
Stadtverbände durch ein gemeinsam mit ARBEIT UND 
LEBEN Niedersachsen e.V. gestaltetes Bildungspro-
gramm für Ehrenamtliche unterstützt. Viele herausra-
gende Aktionen und Aktivitäten der ehrenamtlichen 
DGB-Strukturen sind in den Tätigkeitsberichten der 
Regionen beschrieben. (siehe S. 46 bis S. 63)

Gemeinsam mit Gewerkschaften und Regionen hat 
der DGB-Bezirk festgelegt, 2014 und in den Folge-
jahren jeweils eine zweitägige und eine dreitägige 
Qualifizierungstagung mit den Vertreterinnen und 
Vertretern der Kreis- und Stadtverbände durchzufüh-
ren. Beide Veranstaltungen wollen gewerkschaftliche 
Themen setzen und politische Aktionen fördern.

Die diesjährige Frühjahrstagung vom 28. bis 29. März 
in Sarstedt stand unter dem Motto „Zukunftsinvesti-
tionen – Europa sozial gestalten“ und vermittelte den 
DGB-Ehrenamtlichen kompakt und informativ Wissen 
zum Thema Europapolitik. Annelie Buntenbach, Mit-
glied des geschäftsführenden DGB-Bundesvorstan-
des, beschrieb die gewerkschaftlichen Anforderungen 
an einen Kurswechsel in Europa. Dr. Mehrdad Paya-
ndeh, Abteilungsleiter für Wirtschafts-, Finanz- und 

Steuerpolitik, präsentierte den Marshallplan des 
DGB. Der niedersächsische SPD-Europaabgeordnete 
Bernd Lange und Kerstin Warnecke vom DGB-Ver-
bindungsbüro in Brüssel vermittelten die Grundzüge 
der Gesetzgebung in der Europäischen Union und 
anstehende politische Themen. Daran anschließend 
diskutierten die Teilnehmenden in Arbeitsgruppen 
zu den Themen „Europas Arbeitsmarkt in der Krise“, 
„Ausgrenzung und Nationalismus in Deutschland und 
Europa“ sowie „Migration und Arbeit in Europa und 
Deutschland“.

Die Herbstkonferenz vom 17. bis 19. Oktober in Wals-
rode stand unter dem Motto „Politische Aktionen: 
Bunt, kreativ, überzeugend“. Sie startete Freitag-
abend mit einer politischen Talkrunde zum Thema 
„Politikwechsel in Deutschland und Europa“, an 
der die Bundestagsabgeordneten Markus Paschke 
(SPD) und Herbert Behrens (Die Linke) sowie der 
Bezirksvorsitzende Hartmut Tölle teilnahmen. Am 
Samstag konnten die VertreterInnen der DGB-Stadt- 
und Kreisverbände an ganztägigen Arbeitsgruppen 
teilnehmen. Die bearbeiteten Themen waren „Me-
thoden der Kampagne Revolution Bildung der IGM“, 
„Aktive Pressearbeit für Ehrenamtliche – Pressemit-

Kreis- und Stadtverbände

Die Plenumsdiskussion am Freitagabend der Herbsttagung der DGB-Kreis- und Stadtverbände
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teilung und Ankündigungstexte schreiben“, „Video 
– Bewegte Bilder für die politische Arbeit“ und 
„Professionelles Gestalten von Flugblättern, Plaka-
ten und Einladungen“. Die beiden Videos „Herzlich 
Willkommen“ sind Ergebnis eines Workshops. Zu 
finden sind sie unter http://youtu.be/UyXz21J9_lY 
und http://youtu.be/ehnV4r-F75. Die ehrenamtlich 
Aktive Cornelia Koch leitete im offenen Angebot 
„Mode zum Wegwerfen – Arbeitsbedingungen in der 
Textilindustrie“ am Samstagabend eine engagierte 
Diskussionsrunde über faire Kleidung.

Die Videogruppe in Aktion
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Die Region umfasst die Landeshauptstadt Magdeburg 
sowie die Landkreise Salzwedel, Stendal, Börde, Jeri-
chower Land, Harz und Salzlandkreis. Sie ist damit eine 
der größten Flächenregionen des DGB in der Bundes-
republik. Die Mitgliederzahl liegt bei 93.315 (Stand 31. 
Dezember 2013). Der Hauptsitz befindet sich in Mag-
deburg, eine Geschäftsstelle in Halberstadt. Regions-
geschäftsführer ist Siegfried Stegner.

In jedem Landkreis der Region hat sich ein Kreisverband 
bzw. in der Landeshauptstadt ein Stadtverband gegrün-
det. Die Kreisverbände Harz und Salzlandkreis bestehen 
aus mehreren Ortsverbänden. Alle unterhalten DGB-
Servicebüros, die regelmäßig Sprechstunden anbieten.
Zum Internationalen Frauentag am 8. März führten die 
Kreis- und Ortsverbände zahlreiche Veranstaltungen und 
Aktionen durch. Am 1. Mai fanden insgesamt dreizehn 
Veranstaltungen und Kundgebungen statt.  

Die Mitglieder der drei Seniorenarbeitskreise trafen 
sich auf einer gemeinsamen Klausur zum Gedanken-
austausch. Sie sind integraler Bestandteil der Ge-
werkschaftsarbeit und unterstützen die Region bei 
zahlreichen Veranstaltungen und Aktionen. Die für die 
Frauenarbeit Verantwortliche der Region, Hella Hoff-
meister, nahm regelmäßig am Politischen Runden Tisch 
der Frauen der Landeshauptstadt Magdeburg teil.

Im Laufe des Jahres fanden zahlreiche Veranstaltungen 
der Region zu Handwerk, Demografie, Freihandelsab-
kommen oder Rechtsradikalismus in Europa statt. Die 
nachfolgende Auswahl gibt einen kleinen Einblick in die 
Arbeit der Region und ihrer ehrenamtlichen Kolleginnen 
und Kollegen.

Aktivitäten gegen Rechts – Kein Tag für 
Nazis in Magdeburg und anderswo!
Neonazis nehmen den 16. Januar als Jahrestag der 
Zerstörung der Stadt Magdeburg im Jahr 1945 immer 
wieder zum Anlass, um ihren Geschichtsrevisionismus 
und den falschen Mythos vom „deutschen Opfervolk“ 

zu verbreiten. Um dem Naziaufmarsch entschlossen 
entgegenzutreten, finden in Magdeburg viele Gegen-
veranstaltungen statt. Gemeinsam mit der DGB-Jugend 
und den Mitgliedsgewerkschaften führte der DGB vor 
dem Haus der Gewerkschaften die Veranstaltung „Mei-
lenstein der Demokratie“ durch, in der gesamten Innen-
stadt fand die „Meile der Demokratie“ statt, getragen 
vom Bündnis gegen Rechts.

Auch gegen andere Aufmärsche von rechten Gruppie-
rungen sowie gegen das Rechtsrock-Konzert in Nienha-
gen bei Halberstadt engagierten sich DGB-Kolleginnen 
und Kollegen aktiv. Der DGB arbeitet in den Bündnissen 
gegen Rechts in Magdeburg, Halberstadt, Wernigerode, 
Oschersleben, Aschersleben, Burg sowie in den Bünd-
nissen Nienhagen und Groß Germersleben mit.

Diskussionen rund um Wahlen
Im April führte die Region zahlreiche Veranstaltungen 
zur Europawahl sowie zu Landrats- und Kommunal-
wahlen durch. Zu seinem traditionellen „politischen 
Stammtisch“ zum 1. Mai lud der Kreisverband Jeri-
chower Land in diesem Jahr unter anderem die Land-
ratskandidaten ein. Höhepunkt der Aktionen war die 
zentrale Veranstaltung zur Europawahl unter dem Titel 
„Europa/Wirtschaft/Arbeit“ mit Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschaftern aus Italien und Frankreich.

Für den Mindestlohn unterwegs
Anlässlich der Anhörung zum Mindestlohngesetz im 
Ausschuss Arbeit und Soziales des Deutschen Bundes-
tages am 30. Juni hat die Region Busse für die DGB-
Kundgebung in Berlin organisiert. Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter aus Magdeburg und dem Ortsver-
band Schönebeck fuhren zur Unterstützung mit. 

Zum Thema Mindestlohn führten VertreterInnen des 
Kreisverbandes Harz Gespräche mit der CDU-Bundes-
tagsabgeordneten Heike Bremer, VertreterInnen des 
Kreisverbandes Börde diskutierten mit dem CDU-Bun-
destagsabgeordneten Manfred Behrens.

Altmark-Börde-Harz
DGB-Regionen

Regionsgeschäftsführer
Siegfried Stegner
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In den sehr sachlichen Gesprächen bestand zwischen 
beiden Seiten Konsens, dass Menschen bei acht Stunden 
Arbeit von ihrem Lohn leben können müssen. Auch war 
man sich darüber einig, dass die Ausnahmereglungen 
rasch abgeschafft werden sollten, denn auch Zeitungs-
austrägerInnen sollten schnellstmöglich den Mindest-
lohn bekommen. Beide Seiten vereinbarten, weiter im 
Gespräch zu bleiben und sich gegenseitig über Verstöße 
gegen den Mindestlohn zu informieren, um dagegen 
vorgehen zu können.

Interkulturelle Woche Halberstadt
Seit mehr als zwanzig Jahren findet unter Federführung 
des DGB die Interkulturelle Woche in Halberstadt statt. 
Mit Hilfe von mehr als zwanzig Vereinen und Bündnis-
partnern gibt es über eine Woche lang politische Diskus-
sionen und interkulturelle Veranstaltungen, bei denen 
auch Migrantinnen und Migranten aus der Zentralen 
Anlaufstelle (ZASt) Halberstadt eingebunden werden. 
Höhepunkt und gleichzeitiger Abschluss der Woche ist 
der Markt der Kulturen, der auf dem Fischmarkt in Hal-
berstadt stattfindet. Vereine und Bündnispartner wie 
etwa die Polizei gestalten ein buntes Programm und 
zahlreiche Informationsstände.

Sommertour von Stefan Körzell
Am 28. Juli besuchte Stefan Körzell, Vorstandsmitglied 
des DGB-Bundesvorstandes, im Rahmen seiner Som-
mertour Magdeburg. Er sprach mit Mitgliedern der EVG 
und besuchte die Handwerkskammer Magdeburg. Die 
Region organisierte einen Besuch im Fraunhofer-Institut 
für Fabrikbetrieb und -automatisierung IFF.

Eine Gruppe tanzt auf der „Interkulturellen Woche“ in Halberstadt
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Die Region besteht aus dem Bundesland Bremen mit 
den beiden Städten Bremen und Bremerhaven sowie 
den niedersächsischen Landkreisen Cuxhaven, Stade, 
Rotenburg/Wümme, Verden und Osterholz. Das Regi-
onsbüro befindet sich in Bremen, eine Geschäftsstelle 
existiert in Bremerhaven, in Stade gibt es ein Service-
büro in Kooperation mit den Mitgliedgewerkschaften. 
In der Region leben 118.414 Gewerkschaftsmitglieder 
(Stand Ende 2013). Regionsgeschäftsführerin ist An-
nette Düring.

Insgesamt gibt es zehn Kreis-, Stadt- und Ortsverbän-
de. Im Landkreis Verden existieren der Kreisverband 
Verden und die beiden Ortsverbände Dörverden und 
Achim. In den Landkreisen Rotenburg/Wümme, Os-
terholz, Stade und Cuxhaven arbeiten jeweils Kreis-
verbände. Im Landkreis Cuxhaven ist der Ortsverband 
Cadenberge aktiv, in Bremen und Bremerhaven je-
weils ein Stadtverband.

Aktiv für Arbeitsplätze der Erneuerbaren Energien
Das schnelle Wachstum der Offshore-Windenergie-
Branche hatte in Bremerhaven für Euphorie gesorgt. 
Umso schmerzlicher trifft die Stadt die Novellierung 
des Erneuerbaren Energiegesetzes (EEG), mit dem 
die Ausbauziele halbiert und die Fördermittel redu-
ziert wurden. Die ansässigen Betriebe reagierten mit 
Arbeitsplatzabbau und Kurzarbeit.
Der DGB-Kreisverband Bremerhaven hat deshalb 
betriebliche VertreterInnen der Branche und den 
parlamentarischen Staatssekretär im Bundes-
wirtschaftsministerium Uwe Beckmeyer zu einem 
Meinungsaustausch eingeladen. Uwe Beckmeyer 
betonte, man wolle die VerbraucherInnen vor unge-
bremsten Strompreiserhöhungen schützen und In-
vestoren verlässliche Rahmenbedingungen bieten. 
Betriebliche und gewerkschaftliche VertreterInnen 
kritisierten diese harten Einschnitte, weil sie zu Ar-
beitsplatzverlusten führen würden. Der DGB-Kreisver-
band forderte eine verlängerte Kurzarbeiterregelung 
für die Branche, um Arbeitsplätze zu sichern und 

Fachkräfte zu erhalten. Dieser Forderung wurde von 
politischer Seite her leider nicht entsprochen, so dass 
der Offshore-Windenergie-Branche in Bremerhaven 
viele Stellen und Fachkräfte verloren gingen.

Kreativ und sozial aktiv in Stade
Mit viel Präsenz im öffentlichen Raum macht der 
DGB-Kreisverband Stade auf gewerkschaftliche 
Forderungen wie die Einführung des gesetzlichen 
Mindestlohns oder die Abschaffung der Rente mit 
67 aufmerksam. Die Aktionsformen reichen vom  
Infostand über Flugblattaktionen bis hin zu „leben-
digen Litfaßsäulen“. Dabei will der Kreisverband um 
den Vorsitzenden Wilfried Behrendt den Kontakt mit 
Bürgerinnen und Bürgern pflegen und persönlich 
identifizierbar sein.

Im Stadtteilhaus „Altländer Viertel“ bietet der Kreis-
verband Sozialberatung an. Das „Altländer Viertel“ 
gehört zu einem sozialen Brennpunkt und ist geprägt 
von hoher Arbeitslosigkeit der BewohnerInnen, die 
oft einen Migrationshintergrund haben. Der Standort 
ist bewusst gewählt, um einen Beitrag zur sozialen 

Bremen-Elbe-Weser
DGB-Regionen

Mit „lebendigen Litfaßsäulen“ für gewerkschaftliche Forderungen

Regionsgeschäftsführerin
Annette Düring
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Sanierung des Viertels zu leisten. Gemeinsam mit 
Trägern wie dem Kirchlichen Dienst in der Arbeits-
welt oder dem Stadtteil-Streetworker ist so eine 
Begegnungs- und Beratungsstelle entstanden, die 
viele BewohnerInnen aber auch Gewerkschaftsmit-
glieder gerne und oft besuchen. IG Metall, IG BCE 
und der DGB teilen sich die Beratungsstunden im 
DGB-Büro, ver.di und IG BAU haben im Stadtteilhaus 
hauptamtlich besetzte Büros.

Inklusion vor Ort verwirklichen!
In einem Seminar diskutierte der DGB-Kreisverband 
Verden mit VertreterInnen der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW) die Anforderungen an 
eine Inklusive Schule im Landkreis Verden. Diese soll 
behinderten SchülerInnen den ungehinderten Zugang 
zu allgemeinbildenden Schulen ermöglichen. Schnell 
wurde deutlich, dass eine inklusive Schule sowohl 
baulich als auch personell mehr Mittel benötigt, um 
ihrem Auftrag gerecht zu werden. Der DGB-Kreisver-
band Verden wird die Einführung der Inklusiven Schu-
le im Landkreis Verden politisch begleiten. Grundlage 
dafür sind die Ergebnisse des Seminares.

Alternativen zur Austeritätspolitik
„Euro ja, aber anders: Perspektiven für ein soziales 
und ökologisches Europa“ war der Titel einer Ver-
anstaltung des DGB-Kreisverbands Rotenburg mit 
dem Bremer Wirtschaftsprofessor Dr. Rudolf Hickel. 
Dieser zeigte dabei Alternativen zur sogenannten 
Austeritätspolitik der Europäischen Union (EU) auf. 
Dabei sollen strikte Sparprogramme und Ausgaben-
kürzungen des öffentlichen Sektors die hochverschul-
deten südeuropäischen Staaten zu ausgeglichenen 
Haushalten zurückführen. Aus seiner Sicht führen 
die staatlichen Sparprogramme nicht zu mehr wirt-
schaftlicher Stabilität, im Gegenteil ruinieren sie jede 
Möglichkeit der wirtschaftlichen Stärkung und des 
nachhaltigen Wachstums, mit katastrophalen Folgen 
für die Beschäftigten und die sozialen Sicherungssys-
teme. Sinnvoller wäre es die südeuropäischen Länder 

mit öffentlichen Konjunkturprogrammen bei der Mo-
dernisierung ihrer Volkswirtschaften zu unterstützen 
und diese Programme an Nachhaltigkeitsforderun-
gen etwa im Energie- oder Arbeitsmarktbereich zu 
binden.
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Die Region umfasst die kreisfreien Städte Halle/Saa-
le und Dessau-Roßlau sowie die Landkreise Anhalt-
Bitterfeld, Saalekreis, Mansfeld-Südharz, Wittenberg 
und den Burgenlandkreis. Hier leben rund 79.725 Ge-
werkschaftsmitglieder (Stand Ende 2013). Regionsge-
schäftsführer ist Johannes Krause, Regionssitz ist Hal-
le/Saale. Gemeinsam mit den Einzelgewerkschaften 
vor Ort unterhält die Region Service- und Beratungs-
büros in Sangerhausen, Naumburg, Hettstedt und 
Weißenfels, in der Lutherstadt Wittenberg nutzt sie 
Räumlichkeiten des ver.di-Ortsvorstandes. Kreisver-
bände gibt es im Burgenlandkreis, in den Landkreisen 
Mansfeld-Südharz, Wittenberg und Anhalt-Bitterfeld. 
In Dessau-Roßlau sowie in Halle/Saalekreis arbeiten 
Stadtverbände.

Fest verankert im Gewerkschaftskalender sind der In-
ternationale Frauentag, der Tag der Arbeit, der Welt-
friedenstag, der equal pay day (epd), die Lange Nacht 
der Wissenschaften, der Hochschulinformationstag 
sowie weitere regionale und jährlich wiederkehrende 
Aktivitäten zu unterschiedlichsten Gesellschafts- und 
Politikfeldern. Im Folgenden sind einige Beispiele 
gewerkschaftlicher Vorortarbeit näher beschrieben.

Länderübergreifende Aktion zu den Betriebsrats-
wahlen
Im März führten die DGB Regionen Halle-Dessau und 
Leipzig-Nordsachsen zwischen 5.00 Uhr und 7.00 
Uhr zwei gemeinsame Aktionen zu den Betriebsrats-

wahlen durch. Bei einem Pendlerfrühstück verteilten 
sie je 1.000 Frühstücksbeutel an die Reisenden. An 
Infoständen vor den Bahnhöfen in Halle, Dessau-
Roßlau und Leipzig machten der DGB, die Mitglieder 
der Stadt- und Kreisverbände sowie viele Kolleginnen 
und Kollegen aus den Einzelgewerkschaften auf die 
Gründung von Betriebsräten aufmerksam. Sie war-
ben bei den Reisenden dafür, sich bei den Wahlen 
zu beteiligen. Unter dem Motto „WIR TÜTEN FÜR 
GUTE ARBEIT EIN“ konnten sie durch die regions-
übergreifende Aktion das Thema Betriebsratswahlen 
in einer sehr kurzen Zeit öffentlich präsentieren und 
sehr vielen Personen näher bringen. Besonders das 
Bestücken und Lagern der 1.000 Tüten stellte die 
Aktiven vor einige logistische Probleme. Alles in allem 
war die zum dritten Mal mit der DGB-Region Leipzig-
Nordsachsen durchgeführte Pendleraktion ein voller 
Erfolg und ein Beispiel für eine gute Zusammenarbeit 
von Regionen aus unterschiedlichen DGB-Bezirken.

Wir vergessen niemanden
Einen hohen Stellenwert nahm die Seniorenarbeit 
ein. Seit Jahren arbeiten viele aktive Seniorinnen 
und Senioren in verschiedenen Arbeitskreisen mit. 
Der Seniorenarbeitskreis Halle-Dessau tagt in regel-
mäßigen Abständen. Besonders die Angleichung 
der Entgeltpunkte Ost-West und weitere relevante 
Gesetzgebungsverfahren standen im Mittelpunkt 
der Diskussionen. Seniorenpolitische Tagungen und 
Konferenzen haben die gewerkschaftliche Arbeit be-
reichert. Die von den älteren Kolleginnen und Kol-
le gen ausgearbeiteten Resolutionen, Hinweise zu 
senio ren politischen Schwerpunkten und Ratschläge 
sind fester Bestandteil der Arbeit der DGB-Region 
und stellen eine wichtige Grundlage für zielgruppen-
orientierte Argumentationen dar. 

Der Senioren arbeitskreis pflegt enge Beziehungen 
zur DGB-Region SüdOstNiedersachsen und festigte 
diese mit einem Besuch im Gewerkschaftshaus und 
in der Autostadt Wolfsburg.

Halle-Dessau
DGB-Regionen

Regionsgeschäftsführer
Johannes Krause
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Am Mindestlohn kommt keiner vorbei
Das Thema Mindestlohn begleitete die Region 
durch das gesamte Jahr. Dutzende Gespräche mit 
Bundestags- und Landtagsabgeordneten, Oberbür-
germeistern, Verbandsvertreterinnen und Vertretern 
sowie zahlreiche Gespräche und Diskussionen mit 
der Bevölkerung gehörten zum Tagesgeschäft der 
Region. Mitglieder aus den Stadt- und Kreisverbän-
den unterstützten diese Aktionen nicht nur, sondern 
waren fester Bestandteil der Aufklärungskampagne. 
Zum Abschluss der Aktivitäten fand am Ende des 
Jahres eine Fachtagung statt, bei der die Region mit 
VertreterInnen aus Politik, Arbeitsverwaltung, Wis-
senschaft und Gesellschaft das neue Mindestlohn-
gesetz analysierte und wichtige Aufklärungsarbeit 
leisten konnte.

Bildung ist für uns wichtig
Die Region richtete Anfang 2014 ihre Arbeit auf 
eine gezielte Bildungsarbeit aus. Sie veröffentlich-
te Anfang des Jahres die Broschüre „Tagebuch der 
Gefühle“, welche die Erfahrungen und Eindrücke 
Jugendlicher während einer Bildungsfahrt in das 
Vernichtungslager Auschwitz authentisch wider-
spiegelt. Diese Broschüre wurde im gesamten Jahr 

für Aufklärungsseminare und Gespräche mit Ju-
gendlichen genutzt. Weitere Bildungsthemen wa-
ren Asylpolitik, Marken- und Menschenrechte sowie 
die Jugendausbildungsvertretung. Des Weiteren bot 
die Region Seminare für ehrenamtliche Richterinnen 
und Richter an und führte Veranstaltungen zu den 
Europa- und Kommunalwahlen durch. Seminare für 
SGB II-Beraterinnen und -Berater, Genderseminare, 
Schulungen für die Mitglieder der Vollversammlung 
der Handwerkskammer und die neuaufgelegten 
Ringvorlesungen an der Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg vervollständigten die Aktivitäten.

Aktion für den Mindestlohn
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Die Region umfasst das Gebiet des ehemaligen 
Regierungsbezirks Hannover mit den Landkreisen 
Diepholz, Hameln-Pyrmont, Hildesheim, Holzminden, 
Nienburg/Weser und Schaumburg sowie die Region 
und Stadt Hannover. Im Regionsgebiet leben etwa 
195.573 Gewerkschaftsmitglieder (Stand Ende 2013).
DGB-Kreisverbände sind in Diepholz, Hameln-Pyr-
mont, Hildesheim, Holzminden, Nienburg/Weser 
und in der Region Hannover aktiv. Im Landkreis 
Schaumburg ist die Gründung eines Kreisverbandes 
in Vorbereitung. Zurzeit findet dort eine kommunale 
Vertretung durch den DGB in Abstimmung mit den 
örtlichen Gewerkschaften statt; dieses gilt auch für 
den Stadtverband Alfeld.

Ehrenamtliche Ortsverbände arbeiten in Lehrte, 
Sehnde, Burgdorf/Uetze, Barsinghausen, Sarstedt, 
Laatzen und Liebenau. Die Ortsverbände Wennig-
sen, Rinteln, Hessisch-Oldendorf und Bad Münder 
haben aus Gründen der demografischen Entwick-
lung verbunden mit einem akuten Nachwuchsmangel 
ihre Arbeit weitestgehend oder zum Teil vollständig 
eingestellt.

Geschäftsführer der Region ist Reiner Eifler. Ihr Sitz 
ist die Landeshauptstadt Hannover. Weitere Büros 
unterhält die Region in Hameln, Hildesheim und Ni-
enburg, zwei Servicebüros existieren in Holzminden 
und Sulingen.

Herausforderung demografischer Wandel
Maßgebende Parameter für die Arbeit der DGB 
Kreis- und Stadtverbände sind die demografische 
Entwicklung, die Beschäftigungsmöglichkeiten und 
die Sozialstruktur der Region. Innerhalb der Regi-
on unterscheiden sich besonders stark die Region 
Hannover und die Bereiche, in denen der Einfluss 
der Landeshauptstadt weniger ausgeprägt ist. Die 
wirtschaftliche Entwicklungsdynamik der Umland-
Landkreise nimmt mit zunehmender Entfernung 
zur Landeshauptstadt ab. Dies wird besonders 

im Weserbergland und dem südlichen Landkreis 
Hildesheim spürbar. Hier besteht eine besonders 
starke Betroffenheit vom demografischen Wandel 
durch Alterung und Abwanderung und dem damit 
verbundenen Rückgang der erwerbsfähigen Bevöl-
kerung. Verstärkend wirkt sich hier die schlechte 
Erreichbarkeit insbesondere im Landkreis Holzmin-
den aus. Im dünn besiedelten ländlichen Raum mit 
zurückgehender und alternder Bevölkerung besteht 
zunehmend Handlungsbedarf zur Nachwuchsgewin-
nung für gewerkschaftlich ehrenamtliche Arbeit, um 
mittel- bis langfristig die DGB-Strukturen in der Flä-
che zu sichern.

Protest gegen Freihandelsabkommen
In Folge der gewerkschaftlichen Aufklärungsarbeit 
und des wachsenden Protestes gegen CETA und Co. 
wurden unter Beteiligung des DGB in Hannover, Hil-
desheim, Hameln und Diepholz Veranstaltungen or-
ganisiert und zusammen mit verschiedenen Akteuren 
neue Bündnisse gegründet. In Hannover organisierte 
der DGB eine Betriebs- und Personalrätekonferenz am 
3. November, in der sich ArbeitnehmervertreterInnen 
über die Auswirkungen von Freihandelsabkommen 
auf die Arbeits- und Lebensbedingungen von abhän-
gig Beschäftigten informieren konnten. In Hildesheim 

Niedersachsen-Mitte
DGB-Regionen

Informationsveranstaltung am 13. November 2014 in Hildesheim zum Thema TTIP

Regionsgeschäftsführer
Reiner Eifler
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diskutierten am 13. November rund 140 Bürgerin-
nen und Bürger über die Inhalte und Effekte von 
Freihandelsabkommen. Das Hildesheimer Bündnis 
gegen TTIP, CETA & Co hatte gemeinsam mit der 
Stiftung Leben & Umwelt, Heinrich Böll Stiftung, und 
der Volkshochschule Hildesheim dazu eingeladen.

Aktiv gegen Rechts
In Barsinghausen, Bad Nenndorf, Hildesheim und 
Hannover veranstaltete der DGB in Kooperation mit 
seinen Bündnispartnern Foren sowie Demonstra-
tionen gegen rechte Gewalt und neofaschistische 
Aktivitäten. Am 15. Februar fand die 17. antifa-
schistische Sozialkonferenz in Hannover statt unter 
der Überschrift „Europas neue politische Rechte – 
Ausgrenzung, Nationalismus als Zeichen der Krise“. 
An der Veranstaltung, die der DGB zusammen mit 
Kooperationspartnern organisierte, nahmen über 
100 Menschen teil. Bei den vom DGB und dem Bür-
gerbündnis “Bad Nenndorf ist bunt” veranstalteten 
Aktionen am 2. August haben weit mehr als 1.400 
Menschen friedlich gegen den „Trauermarsch“ von 
Neonazis in Bad Nenndorf protestiert. Als am 15. 
November in Hannover Hooligans und Rechtsextreme 
gegen Islamismus aufmarschierten, stellte sich ihnen 
ein breites Bündnis aus Gewerkschaften, Kirchen, 
Parteien und Verbänden mit etwa 4.600 Bürgerinnen 
und Bürgern entgegen.

100 Jahre 1. Weltkrieg
Der DGB hat in Hannover eine Veranstaltungsreihe 
mit verschiedenen Elementen zur kritischen Ausein-
andersetzung mit der Geschichte und ihren Folgen 
konzipiert und durchgeführt. Die Veranstaltungsreihe 
lief über einen Zeitraum von Mai bis September und 
präsentierte Ausstellungstafeln, Lesungen, Podiums-
diskussionen und Kundgebungen.

Rentenpolitik und Mindestlohn heiß diskutiert
Zur Rentenpolitik der Berliner Regierungskoalition 
und den aktuellen Veränderungen im Rentenrecht 
wurden Infoveranstaltungen in Holzminden und Han-
nover organisiert. Aktionen zum Mindestlohn wurden 
regionsweit organisiert und durchgeführt.

1.Mai 2014: Gute Arbeit – Soziales Europa
Kundgebungen und Demonstrationen haben 2014 
zum 1. Mai in mehreren Ortschaften der Region 
stattgefunden. In Alfeld, Bad Salzdethfurt, Barn-
storf, Barsinghausen, Bodenburg, Hänigsen, Ha-
meln, Hannover, Hildesheim, Holzminden, Lehrte, 
Nienburg, Sarstedt, Sehnde, Sibbesse, Stadthagen 
und Wehrstedt ist es engagierten Gewerkschafterin-
nen und Gewerkschaftern gelungen, Veranstaltungen 
mit einer hervorragenden Beteiligung zu organisieren. 
Allein in Hannover kamen 10.000 Menschen zu dem 
internationalen Maifest auf den Trammplatz.

Aktion in Bad Nenndorf gegen Neonazis
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Die Region besteht aus den Landkreisen Celle, Heide-
kreis (ehemals Soltau-Fallingbostel), Harburg (Land), 
Lüneburg, Uelzen und Lüchow-Dannenberg. Sitz der 
Region ist Lüneburg, in Celle befindet sich eine Ne-
benstelle. Darüber hinaus beteiligt sich der DGB an 
den Gewerkschaftshäusern in Soltau, Lüchow und 
Uelzen. Ende 2013 wohnten in der Region 59.773 
Gewerkschaftsmitglieder. Regionsgeschäftsführer ist 
Matthias Richter-Steinke. In Anlehnung an die Gebie-
te der Landkreise gibt es fünf Kreisverbände, wobei 
Lüneburg und Harburg (Land) zu einem Kreisverband 
zusammengefasst wurden.

Kreisverbände werben für Betriebsräte
Die DGB-Kreisverbände Uelzen und Lüneburg-Har-
burg (Land) beteiligten sich im März an der Begleit-
kampagne zu den Betriebsratswahlen. Sie warben in 
den Innenstädten mit dem DGB-Flyer „Gerechtigkeit 
schaffen“ für mehr betriebliche Mitbestimmung und 
die Neugründung von Betriebsräten. An Aktionsstän-
den informierten sie über die Arbeit von Betriebsräten 
und deren Vorteile für Beschäftigte. Auf Einlegern 
in den Flyern und durch Pressearbeit machten die 
Ehrenamtlichen auf eine Hotline hauptamtlicher 
Gewerkschaftssekretäre aus der Region aufmerk-
sam, bei der Fragen zum Thema Betriebsratswahlen 
beantwortet und Kontakte zu den zuständigen Ge-
werkschaften zwecks Gründung neuer Betriebsräte 
vermittelt werden konnten.

Am Weltfrauentag verteilte der Kreisverband Uel-
zen Rosen und erzielte hiermit zusätzliche Aufmerk-
samkeit bei den Passantinnen. Die Stände beider 
Aktionen bestanden aus großen weißen Würfeln, 
auf denen Slogans geklebt waren wie „Ich sag mir, 
wenn keine/r im Betrieb mitmischt, ist das für uns 
alle dumm gelaufen!“ oder „Es kann ja immer mal 
was passieren. Da ist es gut, engagierte, kompeten-
te Betriebsräte zu haben!“. Zusammen mit großen 
Luftballons mit der Aufschrift „Mitbestimmen bewegt 
was! DGB“ stellten diese Würfel einen optischen Ma-
gneten für die Passantinnen und Passanten dar. Dank 
der guten Außendarstellung konnten Hunderte von 
Flyern verteilt werden, auch die lokalen Tageszeitun-
gen berichteten von der gelungenen Aktion.

Projekt Demokratie und Mitbestimmung/Courage-
Seminar
Die Region führt regelmäßig den Projekttag „Demo-
kratie und Mitbestimmung“ an über 30 berufsbilden-
den Schulen durch und bietet in allgemeinbildenden 
Schulen so genannte Courage-Seminare für Demo-
kratie und Toleranz an. Unter anderem diskutierten 
die TeamerInnen der Lüneburger DGB-Jugend im 
Februar an der Realschule in Bleckede gemeinsam 
mit SchülerInnen die Themen Rassismus, Vorurteile, 
Gewalt sowie die Erscheinungsformen der radikalen 
Rechten. Die Teilnehmenden gestalteten gemeinsam 
Plakate und arbeiteten interaktiv mit der Methode 
„Der Phrasensack“. Die Schülerinnen und Schüler dis-
kutierten in Kleingruppen Aussagen wie „Die Auslän-
der nehmen uns die Arbeitsplätze weg“, „Arbeitslose 
sind nur zu faul“ oder „Ausländer sind krimineller 
als Deutsche“. Angeregt von der Diskussionsfreude 
und den Beiträgen der Jugendlichen entwickelten 
die Teamenden die Themenschwerpunkte für die 
nächsten Tage.

Vernetzungstagung gegen Rechts
Auf der jährlichen Vernetzungstagung niedersäch-
sischer Bündnisse und Netzwerke gegen Rechts in 

Nord-Ost-Niedersachsen
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DGB-Ehrenamtliche setzen sich für Betriebsräte ein

Regionsgeschäftsführer
Dr. Matthias Richter-Steinke



55jahresbericht 2014 DGB

der Heinvolkshochschule (HVHS) Hustedt widmete 
sich die Region mit ihren Kreisverbänden im Januar 
dem Umgang mit Flüchtlingen in Niedersachsen. 
Die Tagung fand in Kooperation mit der DGB-
Region SüdOstNiedersachsen, lokalen Gewerk-
schaften, Netz werken, Bildungsträgern und der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung Niedersachsen statt. Die 
Gewerkschaf terInnen diskutierten mit VertreterIn-
nen von Flüchtlingsorganisationen und lokalen Will-
kommensinitiativen und arbeiteten in Workshops zu 
Fragen der praktischen Solidarität mit Flüchtlingen 
vor Ort, des Rassismus aus der Mitte der Gesell-
schaft oder der Fremdenfeindlichkeit innerhalb der 
Gewerkschaften. Hierbei tauschten die weit über 60 
TeilnehmerInnen ihre unterschiedlichen Standpunkte 
und konstruktiven Ideen für die tägliche Praxis aus. In 

Folge der Tagung entstanden in der Region zahlreiche 
lokale Veranstaltungen.

Aktiv gegen TTIP, CETA und TiSA
Aufgrund aktueller Verhandlungen der Europäischen 
Union mit den USA und Kanada über die Freihandels-
abkommen TTIP und CETA sowie das Dienstleistungs-
abkommen TiSA veranstalteten die Kreisverbände der 
Region im Oktober unter dem Motto „Chance für 
Wohlstand oder Gefahr für Arbeit, Umwelt und So-
ziales?“ eine Inhouse-Schulung. Die Beiträge des Se-
minars haben Mitarbeiterinnen der Region sowie ört-
liche GewerkschaftsvertreterInnen zusammengestellt 
und präsentiert. Sie widmeten sich den geplanten 
Sonder-Klagerechten für Unternehmen und den dro-
henden Angriffen auf Verbraucherschutzinteressen, 
ArbeitnehmerInnenrechte und die Demokratie. Die 
Teilnehmenden beleuchteten die unterschiedlichen 
Interessen aus Politik, Wirtschaft, Kommunen und 
Gewerkschaften und suchten nach Ansatzpunkten 
für eine gemeinsame Informationsarbeit. In Folge 
des Seminars betrieben Region und Kreisverbände 
mit Nachdruck ihre Öffentlichkeitsarbeit, um einen 
fairen internationalen Handel zu fordern, der nicht 
zu Lasten der Beschäftigten oder von Umwelt- und 
Verbraucherstandards gehen darf.

Tagung der Bündnisse und Netzwerke gegen Rechts in Hustedt

Am 1. Mai in Lüneburg: Der DGB für gute Arbeitsbedingungen und ein soziales Europa
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Seit dem 8. Februar sind die Regionen Ostfriesland-
Nördliches Emsland und Oldenburg-Wilhelmshaven 
zur Region Oldenburg-Ostfriesland fusioniert. Die 
neue Einheit umfasst die Landkreise Aurich, Leer, 
Nördliches Emsland, Wittmund, Wesermarsch, Am-
merland, Friesland, Oldenburg-Land, Cloppenburg, 
Vechta sowie die kreisfreien Städte Emden, Delmen-
horst, Oldenburg und Wilhelmshaven. Der Sitz der 
Region befindet sich in Oldenburg, zwei weitere Bü-
ros existieren in Leer und Wilhelmshaven. In Emden, 
Delmenhorst und Cloppenburg gibt es Servicebüros. 
In der Region leben rund 123.548 Gewerkschaftsmit-
glieder (Stand Ende 2013). Regionsgeschäftsführerin 
ist Dorothee Jürgensen.

In allen Landkreisen und kreisfreien Städten bestehen 
DGB-Kreis- und Stadtverbände. Zusätzlich gibt es in 
Orten wie Brake, Nordenham, Norderney, Norden 
und Aurich-Umland Ortsverbände. Sie bieten örtliche 
Informationsveranstaltungen zu gesellschaftspoliti-
schen Themen an, nehmen an politischen Diskursen 
teil und setzen sich vor Ort für die Interessen von Be-
schäftigten ein. Zur Koordinierung dieser Arbeit und 
zum Informationsaustausch führte die Region drei 
Tagesveranstaltungen und eine zweitägige Klausur-
tagung mit den Vorsitzenden und stellvertretenden 
Vorsitzenden der Kreis- und Stadtverbände durch. 
Auch übergreifende Themen wie das niedersächsi-
sche Tariftreuegesetz werden behandelt, um von den 
Kreis- und Stadtverbänden aufgegriffen zu werden. 
Die nachfolgendenden Berichte verdeutlichen die 
Bandbreite der bearbeiteten Themen:

Prekär beschäftigt: befristet – benutzt – billig
Immer mehr Normalarbeitsverhältnisse werden ab-
gebaut und durch so genannte atypische Arbeits-
verhältnisse ersetzt. Wie ein roter Faden ziehen sich 
Leiharbeit, Werkvertrag oder unfreiwillige Teilzeit-
beschäftigung heute durch die Erwerbsbiographien 
vieler ArbeitnehmerInnen. Von unfreiwilliger Teil-
zeitbeschäftigung sind knapp 70 Prozent der Frauen 

betroffen; in der Wesermarsch liegt ihr Anteil bei 
73 Prozent. Unter dem Motto „Prekär beschäftigt: 
befristet – benutzt – billig“ hat sich der DGB-Kreis-
verband Wesermarsch dem Thema angenommen 
und eine Veranstaltungsreihe durchgeführt. In der 
ersten Veranstaltung standen Auszubildende im Fo-
kus. Nach dem Film von Dirk Lütter „Die Ausbildung“ 
diskutierten die ZuschauerInnen mit Jugendsekretä-
rInnen aus den Mitgliedsgewerkschaften über die 
Problematik vor Ort. Die zweite Veranstaltung nahm 
die Arbeitsbedingungen beim Online-Versandhändler 
Zalando unter die Lupe. Caro Lobig aus dem Team 
Wallraff berichtete im Rahmen einer Lesung über 
ihre dreimonatige Undercover-Arbeit bei Zalando 
in Erfurt. 

Im Gedenken an die Reichspogromnacht 
Gerade in konfliktreichen Zeiten ist es wichtig, den 
Blick zurück zu wagen, um nicht die Fehler der Ver-
gangenheit zu wiederholen. Unter dem Motto „Im 
Gedenken an die Reichspogromnacht“ führte der 
Stadtverband Wilhelmshaven eine Veranstaltungs-
reihe in unterschiedlichen Formaten durch. Der 
Reichspogromnacht wurde am 9. November mit einer 
Kranzniederlegung gedacht. In der zweiten Veranstal-
tung stand Felix Lipski im Mittelpunkt, der als Drei-
jähriger im Minsker Ghetto eingepfercht war, mit fünf 
Jahren gemeinsam mit seiner Mutter fliehen und so 
den Holocaust überleben konnte. Nach Recherchen 
des Stadtverbandes wurden 14 Wilhelmshavener 

Oldenburg-Ostfriesland
DGB-Regionen

Regionsgeschäftsführerin
Dorothee Jürgensen
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Juden ins Minsker Ghetto deportiert und bei Mas-
senerschießungen ermordet. Eine antifaschistische 
Stadtrundfahrt rundete die Reihe ab. Mit einem Bus 
fuhren die Teilnehmenden knapp 20 Stationen aus 
der Zeit des NS-Terrors an. 

Sonntags gehören Mami und Papi mir!!!
Aufgrund der Landesgartenschau (LGS) in Papenburg 
wollte die Verwaltung der Stadt die Zahl der erlaub-
ten verkaufsoffenen Sonn- und Feiertage pro Jahr von 
vier auf 26 ausdehnen und auf alle Geschäfte auswei-
ten. Einer der verkaufsoffenen Feiertage sollte sogar 
der 1. Mai sein. Gespräche und Briefwechsel des 
DGB mit den Verantwortlichen führten leider nicht 

zum Ziel. In einer Pressemitteilung wurde behauptet, 
der DGB würde die Öffnung der Geschäfte an Sonn- 
und Feiertagen mittragen. Die DGB-Kreisverbände 
Nördliches Emsland, Leer und Aurich organisierten in 
Zusammenarbeit mit der Allianz für den freien Sonn-
tag im Landkreis Emsland massive Proteste, Innen-
stadtaktionen und eine Unterschriftensammlung mit 
mehr als 2000 Unterschriften. Dadurch konnte sie die 
Geschäftsöffnungen am 1. Mai verhindern und eine 
Beschränkung der Sonn- und Feiertagsöffnung auf 
den Bereich der Läden am Papenburger Hauptkanal 
erreichen.

Darüber hinaus forderte der DGB von den Verant-
wortlichen der Stadt und der LGS die Einhaltung 
der Tariftreue und des Mindestlohns von 8,50 Euro. 
Beides wurde trotz Zusagen nicht eingehalten. In 
mehreren Aktionen während der LGS machten die 
Kreisverbände auf diese Missstände und schlechten 
Arbeitsbedingungen bei der LGS aufmerksam.
Aus diesen Aktivitäten heraus bildete sich im Land-
kreis Leer eine regionale Allianz für den freien Sonn-
tag mit VertreterInnen der Kirchen, des Kolpingwerks, 
von ver.di und des DGB, die gegen die Ausweitung 
der Sonn- und Feiertagsöffnungen kämpft.

Mitglieder der DGB-Kreisverbände setzen sich für den arbeitsfreien Sonntag ein
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Die Region umfasst die Landkreise Emsland (außer 
dem Altkreis Aschendorf-Hümmling), Grafschaft 
Bentheim und Osnabrück sowie die kreisfreie Stadt 
Osnabrück. Hier leben circa 61.981 Gewerkschafts-
mitglieder (Stand Ende 2013). Der Regionssitz befin-
det sich in Osnabrück, in Lingen ist der DGB mit einer 
Geschäftsstelle vertreten. Regionsgeschäftsführerin 
ist Petra Tiesmeyer.

Die drei Kreisverbände sowie der Stadtverband füh-
ren zu wichtigen gewerkschaftlichen Terminen wie 
dem Internationalen Frauentag, dem Tag der Arbeit 
oder dem Antikriegstag Veranstaltungen durch und 
unterstützen bundesweite DGB-Kampagnen mit 
öffentlichkeitswirksamen Aktivitäten. Sie engagie-
ren sich nicht nur vor Kommunal-, Landtags- und 
Bundestagswahlen, sondern transportieren gewerk-
schaftliche Forderungen auch durch Gespräche mit 
Abgeordneten und Veranstaltungen in die Öffent-
lichkeit. Drei Beispiele für ihre Schwerpunktthemen 
werden hier kurz vorgestellt.

Ansprache internationaler Beschäftigter   
in Osnabrück
Die sogenannte Liberalisierung des Arbeitsmarktes 

führte zu Beschäftigungsmodellen, die gewerkschaft-
lich schlecht zu organisieren sind. Zum einen beste-
hen schwer nachvollziehbare Arbeitsverhältnisse und 
zum anderen Ressentiments gegen institutionalisierte 
Strukturen. Auch die Historie von unfrei agierenden 
Gewerkschaften zum Beispiel in Osteuropa ist eine 
Hürde.

Mit einer gemeinsamen Initiative wollen Osnabrücker 
Gewerkschaften eine Ansprache von internationalen 
ArbeitnehmerInnen, MigrantInnen bis hin zu Wan-
derarbeiterInnen erreichen. Mit Hilfe von KollegIn-
nen aus der Migrationsarbeit – insbesondere aus 
dem studentischen Bereich – haben sie Optionen 
und Hürden beraten und Flyer für die Erstansprache 
entwickelt. Diese wurden inzwischen um achtspra-
chige Info-Flyer zu Themen wie Ausbeutung und 
für internationale Studierende bereichert. Die Flyer 
vermitteln die Einladung, über Probleme und Hür-
den auf dem deutschen Arbeitsmarkt ins Gespräch 
zu kommen. Obwohl den Gewerkschaften bewusst 
ist, dass kurzfristige Erfolge schwierig zu erreichen 
sind, haben sie größere Verteilaktionen in Betrieben 
sowie in Kommunikations- und Begegnungsorten in 
den Stadtteilen organisiert. Beim jährlichen Fest der 

Osnabrück-Emsland
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Kulturen richten sie die Ansprache mit besonderen 
Angeboten auf Familien mit Kindern aus. Diese fan-
den großes Interesse, so dass sich gute Gespräche 
zur Rolle der Gewerkschaften ergaben.

Durch die Aktionen gelang es dem DGB und seinen 
Gewerkschaften, in Migrantenkreisen als fachlich 
versierte Interessenorganisation anerkannt und 
einbezogen zu werden. Verbände, Netzwerke und 
Initiativen sprechen den DGB nun an, wenn es um 
Interessen und Rechte von ausländischen Arbeitneh-
merInnen geht. Die mittelfristig angelegte Ansprache 
soll fortgesetzt und ausgebaut werden.

Allianz für den freien Sonntag 
Seit mehreren Jahren engagieren sich die Kreisver-
bände im Emsland und der Grafschaft Bentheim 
in der Allianz für den freien Sonntag. 2011 führte 
der engagierte Protest der Allianz dazu, dass der 
ursprünglich angesetzte verkaufsoffene Sonntag am 
1. Mai in Lingen abgesagt wurde.

Anlässlich der Landesgartenschau in Papenburg ha-
ben die DGB-Verbände sehr wirksam mit kreativen 
Aktivitäten gegen die grenzenlose Sonntagsöffnung 
im Handel während der Landesgartenschau protes-
tiert. Auch wenn diese Aktionen nicht zum ange-
strebten Maximalerfolg geführt haben, so sind die 
Themen Sonntagsöffnung und unzumutbare Arbeits-
zeiten im Westen Niedersachsens medial überaus 
präsent gewesen. Zahlreiche Leserbriefe Pro und 
Kontra Ladenöffnung zeigten die große Resonanz 
auf die DGB-Aktivitäten.

Bezahlbarer Wohnraum in der   
Stadt Osnabrück
Die DGB-Senioren der Region haben sich intensiv mit 
dem Wohnen im Alter beschäftigt. Sie sind dabei zu 
der Überzeugung gelangt, dass bezahlbarer Wohn-
raum für alle Generationen in der Stadt Osnabrück 
zunehmend zum Problem wird. Daher beschäftigten 

sie sich auf ihrer jährlichen Generationenkonferenz 
am 1. Oktober mit dieser Thematik öffentlich. Unter 
dem Titel “Leben, wo wir praktisch und gut wohnen“ 
sind sie zahlreichen Fragen auf den Grund gegangen: 
„Können wir uns das noch leisten? Dort, wo wir gern 
leben wollen, auch geeigneten Wohnraum zu finden, 
wird inzwischen zu Wunschdenken. Gut zu wohnen 
und das bezahlbar. Darum geht es gesellschaftlich 
und natürlich für jeden privat. Für ältere Menschen 
wird weit draußen gebaut. Gern teurer. Familien-
tauglicher Wohnraum findet sich am Stadtrand und 
Studierende kommen in Anlagen unter. Wer lebt dann 
noch in der Stadt, zwischen diesen modernen Get-
tos? Die Trennung von sozialem, kulturellem Leben 
und dem angemessenen Wohnen ist keine Lösung. 
Bezahlbarer Wohnraum und dabei die Teilhabe am 
ganzen Leben schon.“

Verschiedene an der Veranstaltung teilnehmende 
Organisationen wie die Initiative Recht auf Stadt, 
der ASTA und die Jusos haben den DGB-Senioren-
arbeitskreis gebeten, das Thema weiter zu verfolgen. 
Der DGB-Stadtverbandsvorstand will nun ein Bünd-
nis initiieren, das Standards formuliert und konkrete 
Vorschläge für Verwaltung und Politik erarbeitet, die 
es allen Osnabrücker Bürgerinnen und Bürgern und 
damit auch Beschäftigten ermöglichen, angemessen 
und zu bezahlbaren Mieten zu wohnen.

Die Generationenkonferenz 2014 in Osnabrück
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Die Region umfasst die Landkreise Göttingen, 
Northeim, Osterode und Goslar mit rund 59.831 
Gewerkschaftsmitgliedern (Stand Ende 2013). Re-
gionsgeschäftsführer ist Lothar Hanisch. Der Sitz der 
Region befindet sich in Göttingen, ein weiteres Büro 
existiert in Goslar.

Im Herbst 2013 wurden entsprechend den Landkrei-
sen die Kreisverbände gegründet. Im DGB-Kreisver-
band Goslar sind die DGB-Ortsverbände Goslar und 
Bad Harzburg sowie der DGB-/IG BCE-Seniorenkreis 
Langelsheim aktiv. Im DGB-Kreisverband Osterode 
ist der DGB-Ortsverband Bad Lauterberg mit seinen 
monatlichen Bildungsveranstaltungen sehr rege. 
Im DGB-Kreisverband Northeim gibt es die DGB-
Ortsverbände Northeim und Uslar sowie die DGB-
Seniorenkreise Northeim und Einbeck. Im DGB-Kreis-
verband Göttingen gibt es den DGB-Ortsverband 
Hannoversch-Münden.

Die Mitglieder der vier Kreisverbände kamen im Früh-
jahr zu einer zweitägigen Klausurtagung nach Goslar. 
Die 40 Teilnehmenden haben sich unter anderem mit 
den Aufgaben der Stadt- und Kreisverbände und von 
Städten, Gemeinden und Landkreisen beschäftigt. 

Außerdem haben sie sich mit der finanziellen Situa-
tion der Kommunen und über mögliche Handlungs-
felder für Gewerkschaften in der Kommunalpolitik 
auseinandergesetzt. Zur Europawahl, zu den Frei-
handelsabkommen TTIP und CETA, zum neuen Ren-
tenpaket und der Forderung nach der Flexirente gab 
es eine Reihe von Bildungsveranstaltungen bei den 
Ortsverbänden der Gewerkschaften und des DGB.

Aktion zur Europawahl
In Bad Lauterberg hat der Kreisverband Osterode vor 
der Wahl des Europaparlaments mit einer Bodenzei-
tung für die Teilnahme an der Wahl geworben. Die 
Bodenzeitung bestand aus Informationsblöcken zu 
den Themen: Ausgangslage in Europa, Ist-Situation 
in Europa, Fakten zur Europäischen Union, die wich-
tigsten Forderungen der Gewerkschaften an die eu-
ropäische Politik, warum am 25. Mai wählen gehen? 

Veranstaltung Gewerkschaften in den USA
Der Kreisverband (KV) Göttingen führte in Zusam-
menarbeit mit der IG Metall Süd-Niedersachsen-Harz 
eine Veranstaltung zum Thema „Gewerkschaften 
unter dem Sternenbanner, zur Situation der Ge-
werkschaftsbewegung in den USA“ durch. Referent 
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war Dr. Bill Smaldone, Geschichtsprofessor an der 
Willamette University. Im März 2014 scheiterte der 
Versuch der US-Gewerkschaft UAW (United Auto 
Workers), in einem VW-Montagewerk in Chattanoo-
ga anerkannt zu werden. Die Hälfte der Beschäftigten 
lehnte es ab, in Tarifverhandlungen durch die UAW 
vertreten zu werden. Ausgehend von diesem Ereig-
nis leuchtete Dr. Bill Smaldone die Hintergründe des 
gescheiterten Organisationversuchs aus. Dabei ging 
er auf Entwicklung, Situation, Struktur und Politik der 
US-amerikanischen Gewerkschaften ein.

Podiumsdiskussion „Krankenpflege vor  
dem Kollaps?“
Der Kreisverband Goslar lud im Hotel „Der Achter-
mann“ in Goslar am 13. Oktober zur Diskussion unter 
anderem mit der niedersächsischen Sozialministerin 
Cornelia Rundt. Unser Gesundheitswesen befindet 
sich seit Jahren in einem dramatischen Wandel. Hier 
sind insbesondere die Krankenhäuser im Fokus. 
Einsparungen führen zu Überlastungen des Pflege-
personals und zu einer immer schlechter werdenden 
Versorgung der PatientInnen. Die Kliniken beklagen 
die mangelnde finanzielle Unterstützung von Bund 
und Land und wollen Gewinne erzielen. Diese un-
terschiedlichen Interessen sind offensichtlich schwer 
miteinander zu vereinbaren und sorgen immer wieder 
für Diskussionsstoff. Der DGB-Kreisverband Goslar 
hat mit dem Diskussionsabend über die Hintergrün-
de der Krankenhausfinanzierung informiert und die 
Arbeits- und Belastungssituation des Pflegepersonals 
thematisiert.

Toleranz fördern – Kompetenz stärken
Der DGB-Kreisverband Northeim beteiligt sich aktiv 
im Begleitausschuss des Bundesprogramms „TOLE-
RANZ FÖRDERN – KOMPETENZ STÄRKEN“ Lokaler 
Aktionsplan (LAP) im Landkreis Northeim. Im Jahr 
2014 stimmte der Begleitausschuss des LAP über die 
finanzielle Förderung von 30 Projekten ab. Zur Euro-
pawahl wurde öffentlichkeitswirksam mit Plakaten 
und Postkarten im gesamten Landkreis geworben. 
Kontinuierliche Fortbildungen bewirken ein weites 
Netzwerk über Niedersachsen hinaus. 

Gegen Rechtsextremismus
Die Bündnisse gegen Rechtsextremismus in Göt-
tingen, Northeim und Goslar sind geprägt von den 
regionalen DGB-Strukturen. Die Bündnisse aus Göt-
tingen und Northeim unterstützten die Aktivitäten 
der 600 Bürgerinnen und Bürger aus der Gemeinde 
Güntersen. Dort ist für den 28. Februar 2015 ein 
Neonazi-Aufmarsch zum Gedenken an den SA-Mann 
Horst Wessel angemeldet. Obwohl es in Güntersen 
keinerlei Bezug zu Horst Wessel gibt, wollen die Neo-
nazis vom Ortseingang zum Dorffriedhof marschieren 
und eine Kundgebung vor dem Landgasthof Lindhorst 
abhalten.



62 DGB jahresbericht 2014

SüdOstNiedersachsen
DGB-Regionen

Die Region umfasst die Landkreise Gifhorn, Helm-
stedt, Peine, Wolfenbüttel sowie die kreisfreien Städ-
te Braunschweig, Salzgitter und Wolfsburg. In der 
Region wohnen 179.752 Gewerkschaftsmitglieder 
(Stand Ende 2013). Michael Kleber ist Regionsge-
schäftsführer, der Sitz der Region ist Braunschweig. 
DGB-Büros in Kooperation mit Gewerkschaften gibt 
es in Helmstedt, Salzgitter und Wolfenbüttel. In al-
len Gebietskörperschaften sind ehrenamtliche DGB-
Kreis-und Stadtverbände tätig.

Zu den festen Terminen im „Gewerkschaftsjahr“ 
der Region zählen der Internationale Frauentag (8. 
März), der Tag der Arbeit (1. Mai), der Tag der Be-
freiung (8. Mai), die Rieseberg-Gedenkveranstaltung 
(4. Juli), der Antikriegstag (1. September) oder die 
Betei ligung an den Braunschweiger Gramsci-Tagen 
im Herbst. Darüber hinaus organisieren die Kreis- und 
Stadt verbände vielfältige Aktionen, Bildungs- und 
Kultur veranstaltungen sowie Tagungen. Die folgen-
den Beispiele geben einen Einblick in die Vielfalt 
regio naler Gewerkschaftsarbeit.

DGB fühlte Landratskandidaten in Gifhorn auf  
den Zahn
„Können Sie sich eine ‚Allianz für faire Arbeit‘ vor-
stellen? Welche Verkehrsinfrastruktur wollen Sie im 
Landkreis entwickeln? Wie sind Ihre Vorstellungen 
zu einer bedarfsgerechten Gesundheitsversorgung?“ 
Diese und weitere Fragen konnten interessierte Bür-
gerInnen auf dem DGB-Wahlforum am 31. März im 
Gifhorner AOK-Kasino stellen. Der DGB setzte damit 
seine Tradition fort, vor Wahlen mit Kandidatinnen 
und Kandidaten ins Gespräch zu kommen und ge-
werkschaftliche Forderungen zu transportieren. In der 
Pressemitteilung hieß es: „Am 25. Mai 2014 haben 
die Einwohner des Landkreises Gifhorn zwei Wahl-
chancen, sie wählen für das Europäische Parlament 
und sie wählen einen neuen Landrat. Der Landkreis 
braucht eine Politik, die für gute Arbeit und Lebens-
qualität sorgt sowie die demografischen Herausfor-

derungen meistert.“ Gunter Wachholz, ehrenamtli-
cher DGB-Kreisverbandsvorsitzender in Gifhorn, rief 
alle Wahlberechtigten auf, ihr Wahlrecht zu nutzen: 
„Denn nur wer wählt, kann mitbestimmen, wie Politik 
in Europa und vor Ort gestaltet wird.“

Ostermarsch in Wolfsburg: Für Frieden und 
Abrüstung, gegen Krieg und Rassismus
Am Ostersamstag fand in Wolfsburg erstmals seit 
mehr als 20 Jahren wieder ein Ostermarsch statt. 
Organisiert vom DGB-Stadtverband mit Unterstüt-
zung von IG Metall, ver.di, VVN/BdA sowie Attac 
zogen rund 100 WolfsburgerInnen durch die Innen-
stadt. „Wir haben uns voriges Jahr gegründet und 
schnell dazu entschieden, die Tradition der Oster-
märsche wieder aufleben zu lassen“, so Wolfsburgs 
DGB-Vorsitzender Thomas Heyn. Bei der aktuellen 
politischen Situation weltweit sei dies besonders 
wichtig. Nach dem Start am Gewerkschaftshaus 
stoppte der Marsch am Sara-Frenkel-Platz, danach 
fand eine Kundgebung auf dem Hugo-Bork-Platz mit 
Superintendentin Prof. Dr. Hanna Löhmannsröben als 
Hauptrednerin statt. Sie kritisierte die Rüstungsex-
porte und neuen Waffenprogramme und betonte: 

Der DGB-Regionsgeschäftsführer Michael Kleber (2. von links) mit Landratskandidaten in Gifhorn

Regionsgeschäftsführer
Michael Kleber
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„Frieden muss sich wieder lohnen!“ Dr. Kati Zenk 
vom Wolfsburger Zentrum für Demokratie betonte 
in ihrem Redebeitrag: „Demokratie ist das Beste, 
was wir je auf deutschem Boden hatten. Wir sind auf 
einem guten Weg, haben aber noch längst nicht alles 
erreicht.“ Der DGB-Stadtverband hat entschieden, die 
Ostermarschtradition 2015 fortzusetzen.

Jugendbündnis 1. Mai Braunschweig
Das Bündnis besteht aus Aktiven verschiedener 
Organisationen von Gewerkschaftsjugenden über 
Kinder- und Jugendverbände bis hin zu antifaschis-
tischen Gruppen. Sie eint eine fundamentale Kritik 
an der kapitalistischen Gesellschaftsordnung und 
die Forderung nach einem besseren Leben für alle. 
Ihr Motto lautet „Gemeinsam für eine solidarische 
Gesell schaft!“ In der Broschüre „Unser Protest ist 
gren zenlos“ heißt es: „Auch in diesem Jahr hat sich 
unsere Vorstellung von einer befreiten und solidari-
schen Gesellschaft nicht erfüllt und der Kampf darum 
ist heute noch notwendiger geworden, da die Aus-
wirkungen der Krise und reaktionärer Krisenpolitik 
in vielen europäischen Ländern immer dramatischer 

werden.“ Neben der Broschüre produzierte das 
Bünd  nis ein Mobilisierungsvideo, bildete mit über 
250 Jugendlichen einen eigenen Block während der 
1. Mai-Demonstration durch Braunschweigs Innen-
stadt und gestaltete einen Jugendstand im Rahmen 
des Internationalen Festes im Bürgerpark.

Veranstaltungsreihe „Neues aus Berlin“
Am 19. Juni startete der DGB-Stadtverband Braun-
schweig gemeinsam mit der Regionsgeschäftsstelle 
die Veranstaltungsreihe „Neues aus Berlin“. Gewerk-
schafterInnen und politisch Interessierte erhielten 
die Möglichkeit, mit Bundestagsabgeordneten zu 
aktuellen Themen ins Gespräch zu kommen. Den 
Anfang machte Jutta Krellmann (MdB, Die Linke), 
die zum Mindestlohngesetz sowie zur Rentenreform 
Stellung bezog. Beim zweiten Gespräch am 10. Juli 
diskutierte Dr. Carola Reimann (MdB, SPD) Fragen 
der Arbeitsmarktpolitik sowie die geplanten Refor-
men der Gesundheits- und Pflegeversicherung. Dass 
50 TeilnehmerInnen jeweils mehr als zwei Stunden 
angeregt diskutierten, zeigt, wie gut diese Veranstal-
tung angenommen wurde.

Der DGB-Jugendblock am 1. Mai 2014 in Braunschweig
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2014 war der 25. Jahrestag des Mauerfalls. Immer noch 
gibt es große Unterschiede zwischen Ost und West. Was 
muss sich aus Sicht der Beschäftigten ändern?

Die Arbeitslosenzahl lag 2014 in Sachsen-Anhalt 
erstmals unter 10 Prozent, aber das muss man re-
lativieren. Im bundesweiten Vergleich gehören wir 
nach wie vor zu den Problemländern. Ältere und 
Langzeitarbeitslose haben kaum eine Chance auf dem 
Arbeitsmarkt. Deshalb brauchen wir einen sozialen 
Arbeitsmarkt. Arbeitsbedingungen und Löhne sind 
noch immer schlecht. Die Arbeitgeber handeln nicht 
weitsichtig. So können sie keine Fachkräfte für unsere 
Wirtschaftsstandorte gewinnen.

Einkommens- und Armutsstatistiken, aber auch Er-
hebungen über psychische und physische Erkrankun-
gen von Beschäftigten werfen kein gutes Licht auf 
Sachsen-Anhalt als Arbeitsort. Unternehmen und 
Politik müssen dringend nach Wegen suchen, wie 
sich gute Arbeitsbedingungen schaffen lassen. Dazu 
gehören berufliche Sicherheit, ein faires Einkommen 
und betriebliche Mitbestimmung.

Im Jahr 2010 hat die Landesregierung mit Arbeitgebern 
und DGB eine Erklärung unterzeichnet, die die Bedeutung 
von Tarifbindung unterstreicht. Welche konkreten Schritte 
sind seitdem erfolgt?

Die Gewerkschaften haben das ihre getan. Etliche 
Betriebe sind zum Flächentarifvertrag zurückgekehrt 
oder haben Haustarifverträge abgeschlossen. Minis-
terpräsident Haseloff hat sich mehrmals für Tarifver-
träge mit attraktiven Entgelt- und Arbeitsbedingun-
gen ausgesprochen. Indes bleibt die Landesregierung 
hinter ihren Möglichkeiten zurück. Sie könnte zum 
Beispiel die Vergabe von Fördermitteln konsequenter 
an Tarifbindung und Beschäftigungseffekte binden. 
Die Arbeitgeber selbst halten sich sehr zurück. Gerade 
große Konzerne spielen gern „Wilder Osten“, schürfen 
nach dem Gold der Fördermittel und schießen gegen 
Betriebsräte und Gewerkschaften.

Die Große Koalition aus SPD und CDU setzte in den 
letzten Jahren auf Haushaltskürzungen bei Hochschu-
len, Jugend und Kultur. Wie hat sich der Protest der Ge-
werkschaften gegen diesen Kurs ausgewirkt?

Leider hat sich die Landesregierung trotz der vielen 
Proteste nicht zu konsequenter Nachhaltigkeit durch-
gerungen. Noch immer hat sie nicht begriffen, dass 
Sparpläne allein keine gestaltende Politik sind. An den 
Hochschulen mangelt es an Planungssicherheit. Uni-
Institute werden offen mit Schließung bedroht. Doch 
Zukunft kann man nicht ersparen. In Zukunft muss 
investiert werden. Hoheitliche Aufgaben gehören in 
starke staatliche Hände: Polizei, Justiz, Strafvollzug, 
Zoll, genehmigende und kontrollierende Ämter. Der 
öffentliche Dienst müsste besser ausgestattet sein. 
Und zwar auf allen Ebenen.

Landespolitisches aus Sachsen-Anhalt
Drei Fragen an Udo Gebhardt
Stellvertrender Bezirksvorsitzender,
Leiter der Landesvertretung Sachsen-Anhalt

Udo Gebhardt
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DGB in Projekten

Der Filmpreis des DGB-Bezirks ging an den Spielfilm 
„Sternstunde ihres Lebens“ von Regisseurin Erica 
von Moeller. Der mit 7.000 Euro dotierte Publikums-
preis wurde bereits zum 17. Mal vergeben. Der DGB 
würdigt damit gesellschaftlich in besonderer Weise 
engagierte Filme. Die Geschäftsführerin der DGB-
Region Oldenburg-Ostfriesland, Dorothee Jürgensen, 
überreichte den Filmpreis am 11. Mai im Rahmen 
der Gala des 25. Internationalen Filmfestes Emden-
Norderney im Neuen Theater in Emden. Nominiert 
waren vier Filme, die sich sozial relevanten Themen 
wie Gleichberechtigung, Armut oder den Folgen des 
Kapitalismus widmen.

Das historische Drama „Sternstunde ihres Lebens“, 
mit Iris Berben und Anna Maria Mühe in den Haupt-
rollen, erzählt die Geschichte von Elisabeth Selbert, 
die als „Mutter des Grundgesetzes“ in die Geschichte 
eingegangen ist. Bei ihrem Kampf um die Gleichbe-
rechtigung der Frauen in der deutschen Nachkriegs-

zeit erhält sie Unterstützung von ihrer Sekretärin. 
Zusammen schaffen sie es, die „Frau von der Straße“ 
für ihre Idee zu mobilisieren und erleben damit ei-
nen grandiosen Triumph. Überaus spannend erzählt 
„Sternstunde ihres Lebens“ ein eher unbekanntes 
Kapitel der deutschen Nachkriegsgeschichte, wel-
ches den Grundstein für eine nunmehr 65-jährige 
politische und gesellschaftliche Auseinandersetzung 
zum Thema Gleichberechtigung legte.

Vorgestellt wurden die vier für den DGB-Filmpreis 
nominierten Filme beim DGB-Filmgespräch am 9. Mai 
im Rummel im Rathaus in Emden. Michael Klein-
schmidt vom Institut für Kino und Filmkultur e. V. 
Wiesbaden präsentierte die Filme anhand von Aus-
schnitten und führte Gespräche mit RegisseurInnen 
und SchauspielerInnen der Filme. Daran anschließend 
fand der DGB-Empfang „Blaue Stunde“ statt, mit 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern, Film-
schaffenden und Kinofreundinnen und -freunden.

DGB-Filmpreis

DGB-Frau Dorothee Jürgensen (2. von rechts) mit den Preisträgerinnen des DGB-Filmpreises 2014
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Seit Herbst 2013 arbeitet in Oldenburg eine Bera-
tungsstelle für mobile Beschäftigte mit inzwischen 
zwei Beraterinnen. Seit Frühjahr 2014 ist in Hannover 
eine solche Stelle mit Beraterin und Assistentin aktiv. 
Zudem hat der DGB-Bezirk einen Antrag für eine wei-
tere Einrichtung in Braunschweig (mit Zuständigkeit 
auch für Wolfsburg und Salzgitter) gestellt. Alle diese 
Institutionen sind beim Bildungsträger ARBEIT UND 
LEBEN Niedersachsen e.V. angesiedelt, werden aber 
intensiv durch den DGB-Bezirk begleitet. Finanziert 
werden sie durch das Land Niedersachsen sowie 
teilweise durch kommunale Mittel (in Hannover von 
der Region Hannover und in Braunschweig von den 
Städten Braunschweig, Wolfsburg sowie Salzgitter).
Mobile Beschäftigte sind Angehörige anderer Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union, die sich vo-
rübergehend in Niedersachsen aufhalten, um hier 
zu arbeiten. Es handelt sich um eine der prekärsten 
Gruppen von ArbeitnehmerInnen am deutschen Ar-
beitsmarkt. Mobile Beschäftigte arbeiten überwie-
gend in der Bauwirtschaft, Pflege, Landwirtschaft, 
Industrie, in Schlachtereien und in der Fleischverarbei-
tung, in Transport- und Logistikunternehmen sowie in 
der Gebäudereinigung. Ihre prekäre Situation macht 
sie in hohem Maße erpressbar. Hinzu kommt, dass 
viele ihre sozialrechtlichen Ansprüche und ihre Rechte 
am Arbeitsplatz nicht kennen. 

Die Beratungsstellen stehen diesen Menschen zur 
Seite, um Rechte und Ansprüche gegenüber Arbeit-
gebern und Behörden durchzusetzen. Die Angebote 
werden stark nachgefragt. Beide Einrichtungen ar-
beiteten schon kurz nach ihrem Start an der Kapazi-
tätsgrenze. Ziel des DGB-Bezirks ist es deshalb, neue 
Anlaufstellen zu schaffen.

Broschüre „Gleiche Arbeit, gleiche Rechte?“
Um über die Lebens- und Arbeitssituation mobiler 
Beschäftigter zu informieren, hat der DGB-Bezirk 
im Oktober die Broschüre „Gleiche Arbeit, gleiche 
Rechte?“ veröffentlicht. Neben verschiedenen Ana-

lysen zum Thema stellen die drei Beraterinnen aus 
Hannover und Oldenburg anonymisiert einzelne Fälle 
vor, die die Relevanz des Themas unterstreichen.

Jahrestagung „Europa in Bewegung“
In enger Zusammenarbeit mit dem DGB-Bezirk haben 
die Beratungsstellen am 14. Oktober in Hannover 
eine Fachtagung zur Lebens- und Arbeitssituation 
mobiler Beschäftigter in Deutschland und Europa 
durchgeführt. Die Oldenburger Juristin Christiane 
Brors referierte über rechtliche Rahmenbedingun-
gen für den Einsatz von Pflegekräften aus Polen in 
Deutschland.

Beratungsstellen für mobile Beschäftigte
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Demografieagentur für die niedersächsische 
Wirtschaft GmbH

Personell und wirtschaftlich neu aufgestellt startete 
die Demografieagentur 2014 durch. Der Schwerpunkt 
der Demografieagentur lag in der sozialpartnerschaft-
lichen Beratung beider Betriebsparteien von Unter-
nehmen, die ihre Arbeitsbedingungen vor dem Hin-
tergrund alternder Belegschaften verbessern wollen. 
Aktuell hält die Demografieagentur besondere Bera-
tungsangebote für kleine und mittelständische Unter-
nehmen in den Regionen Hannover und Osnabrück 
sowie für Betriebe der niedersächsischen Metall- und 
Elektroindustrie und der deutschen Kautschukindus-
trie bereit. Für den Kautschukbereich wurde dies ei-
gens im Demografie-Tarifvertrag der Gewerkschaft 
IG BCE und des Arbeitgeberverbands der Deutschen 
Kautschukindustrie verankert. Perspektivisch möch-
te die Demografieagentur durch die Förderung im 
BMAS-Programm „unternehmenswert:Mensch“ den 
kleinen und mittleren Unternehmen niedersachsen-
weit kostenfreie Erstberatungen anbieten.

Für Unternehmen, die bereits wesentliche alter(n)s-
gerechte Maßnahmen auf den Weg gebracht haben, 
bietet die Demografieagentur seit 2014 im Auftrag 
des niedersächsischen Ministeriums für Arbeit, Wirt-
schaft und Verkehr ein Zertifikat an. Unter dem Titel 
„Demografiefest. Sozialpartnerschaftlicher Betrieb“ 
können sich Betriebe in einem mehrstufigen Verfah-
ren auszeichnen lassen, die sozialpartnerschaftlichen 

Kriterien erfüllen und eine demografiefeste Betriebs-
politik etablieren.

Im Auftrag des niedersächsischen Ministeriums für 
Soziales, Gesundheit und Gleichstellung erstellte die 
Demografieagentur bis Ende 2014 eine Studie über 
die Probleme und Herausforderungen für Beschäftig-
te, die Angehörige pflegen. Aufbauend auf diesen 
Erkenntnissen wird die Demografieagentur in den 
kommenden Jahren entsprechende Angebote zur 
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf entwickeln.

Durch zahlreiche Veranstaltungen, zum Beispiel beim 
Bürgerfest zum Tag der Deutschen Einheit, hat die 
Demografieagentur das Thema der alter(n)sgerech-
ten Arbeitsbedingungen in die Öffentlichkeit getra-
gen. Neu aufgestellt hat sich das Team der Demogra-
fieagentur in der Geschäftsführung. Zum September 
trat Lutz Stratmann, ehemaliger niedersächsischer 
Wissenschaftsminister, seine neue Aufgabe als 
Geschäfts führer an. Der bisherige Geschäftsführer 
Edmund Schulz wechselte zurück in die Wirtschaft. 
Weiterhin Teil der zweiköpfigen Geschäftsführung ist 
Hans Hoffmann, Geschäftsführer von ARBEIT UND 
LEBEN Niedersachsen e. V.
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Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge II (AZF II)

Das Projekt AZF II hat zum Ziel, Flüchtlingen Zu-
gang zum Arbeitsmarkt zu verschaffen. Neben dem 
DGB-Bezirk arbeiten als Partner mit: die Bildungs-
vereinigung ARBEIT UND LEBEN Niedersachsen 
Mitte gGmbH, die Handwerkskammer Hannover, 
die VHS Celle sowie kargah e.V. Hannover – Verein 
für interkulturelle Kommunikation, Migrations- und 
Flücht lingsarbeit. Der Flüchtlingsrat Niedersachsen e. V. 
koordiniert das Projekt. Die MitarbeiterInnen des Pro-
jekts beraten zu Fragen von Arbeitserlaubnis und 
Aufenthaltsperspektive. Ferner bieten sie eine indivi-
duelle Beratung zu Berufsperspektiven, Kompetenzen 
sowie zu möglichen Qualifizierungen. Gleichzeitig 
bietet AZF II Schulungen an für Arbeitsmarktakteure 
wie Arbeitsagenturen, Jobcenter oder Kommunen. 

Im Februar 2014 zog die Beratungsstelle in Räumlich-
keiten der Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Niedersachsen Ost gGmbH in Braunschweig. Diese 
steht Flüchtlingen aus Braunschweig, Wolfsburg, 
Salzgitter, Helmstedt und Wolfenbüttel zur Verfü-
gung. Die Mitarbeiterin der Stelle beriet seitdem fast 
200 Flüchtlinge. 156 Personen haben sich aufgrund 
der Beratung zum Sprachkurs bei der VHS Braun-
schweig angemeldet. Informiert wurden aber auch 
kommunale MitarbeiterInnen sowie ehrenamtlich 
Aktive diverser Organisationen.

Die Beratungsstelle führte 241 persönliche Gespräche 
durch. 25 Flüchtlinge meldeten sich daraufhin ar-
beitslos, 39 Personen nahmen an Veranstaltungen im 
Berufsinformationszentrum Braunschweig und Wolfs-
burg teil, bei denen sie lernten, die Jobbörse und das 
Bewerberterminal zu nutzen. Für 69 Flüchtlinge hat 
die Beratungsstelle Bewerbungsunterlagen erstellt 
und 101 Bewerbungen abgeschickt.

Das Projekt hat sich bei zahlreichen Veranstaltungen 
präsentiert, unter anderem am 1. Mai, beim Inter-
nationalen Frauenfrühstück, beim Sommerfest in der 
Landesaufnahmebehörde in Braunschweig, an der 
Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften 
in Wolfenbüttel sowie im Phönix Gymnasium in Vors-
felde. Eine Fachveranstaltung in Kooperation mit dem 
Flüchtlingsrat Niedersachsen besuchten ca. 40 Teilneh-
merInnen. Für drei Kurse „Start-in-den-Arbeitsmarkt“, 
die ARBEIT UND LEBEN ins Leben gerufen hatte, or-
ganisierte der DGB Klassenzimmer in den Asylheimen, 
so dass der Unterricht vor Ort stattfinden konnte.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales finan-
ziert das Projekt zunächst bis zum 30. Juni 2015. Eine 
Verlängerung ist beantragt und wäre wünschenswert, 
um die aufgebauten Strukturen nicht nur zu festigen, 
sondern auch auszubauen.

Teilnehmer eines AZF II-Kurses in Braunschweig
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Zur hundertsten Wiederkehr des Ausbruchs des 
Ersten Weltkriegs erarbeitete die Akademie die Pu-
blikation „1914 – Europa – Menschen – Toleranz/
Blickwinkel aus Niedersachsen und Sachsen-Anhalt“, 
in der 14 AutorInnen zahlreiche Facetten des Kriegs-
ausbruchs beschreiben. Die Akademie hat an der 
Durchführung einer Gedenkstunde am 21. Juli im 
Nie dersächsischen Landtag mitgearbeitet.

Niedersachsen

Gemeinsam mit dem „Institut für Braunschwei-
gische Regionalgeschichte“ hat die Akademie die 
Reihe „Zeitreise“ fortgesetzt. Die Veranstaltungen 
im ersten Halbjahr vermittelten Aspekte des Alltags 
während des ersten Kriegsjahrs 1914.  Dazu waren 
AutorInnen des Buches „1914 – Europa – Menschen 
– Toleranz“ als ReferentInnen eingeladen. Die Ver-
anstaltungen im zweiten Halbjahr beschäftigten sich 
mit der 25-jährigen Grenzöffnung und den Erfolgen 
bzw. Misserfolgen des Freien Deutschen Gewerk-
schaftsbund (FDGB) in der damaligen DDR. Als Re-
ferentInnen waren in Braunschweig zu Gast Annelis 
Kimmel, ehemalige FDGB-Vorsitzende, Prof. Horst 
Schneider, letzter Rektor der FDGB-Hochschule Ber-
nau, und Werner Peplowski, letzter Vorsitzender der 
FDGB-Gewerkschaft Druck und Papier. 

Das „Forum Zeitgeschichte“ stand unter dem Mot-
to „1938-1939 – Vorbereitungen des Zweiten Welt-
kriegs“. Die Vorträge dieser Tagesveranstaltung 
be handelten die Entstehungsgeschichte des VW-Vor-
werks Braunschweig, den Aufbau des „Kraft-durch-
Freude“-Werkes bei Fallersleben sowie „Rechte und 
Pflichten“ der Arbeiterinnen und Arbeiter , die sich 
in der Deutschen Arbeitsfront zwangsvereinigt sa-
hen. Ein besonderer Höhepunkt war der Besuch des 
Instituts für „oral history“ in Voronezh (Russland).

Zur 125. Wiederkehr des 1. Mai bereitet die Akade-
mie eine Publikation vor, die anhand von Beispie-
len aus Hannover, Braunschweig, Magdeburg oder 
Halberstadt die Entwicklungen des Tags der Arbeit 
nachzeichnet. Teilweise druckreif sind sieben Hefte 
der „Regionalen GewerkschaftsBlätter“, die die Zeit 
zwischen 1943/44 bis 1948 behandeln und Zeitzeu-
gen zu Wort kommen lassen.

Die Akademie hat mehrere Tafeln zum Thema „1989 
– Grenzöffnung und Gestaltungsmöglichkeiten des 
Alltags“ erarbeitet. Die Ausstellungstafeln sind in 
Braunschweig ausleihbar.

Sachsen-Anhalt

Die geplante feierliche „Neu-Übergabe“ des ge-
werkschaftseigenen Denkmals in Quedlinburg für 
die Opfer des Kapp-Putsches aus dem Jahr 1921 
musste auf das Frühjahr 2015 verschoben werden. 
Die Geschichte des Kapp-Putsches im damaligen 
Deutschen Reich und im Raum Quedlinburg hat die 
Akademie in einer Publikation zusammengefasst. In 
Vorbereitung  sind Veröffentlichungen über die Ge-
schichte des Post- und Fernmeldewesen von 1945 
bis 1990 in Dessau sowie zur Geschichte des nie 
fertiggestellten Kohlekraftwerks Stendal.

Akademie Regionale Gewerkschaftsgeschichte

Vor 100 Jahren begann der 1. Weltkrieg: Gedenkstunde im Niedersächsischen Landtag
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Service
Bezirksverwaltung und Landesvertretungen

Otto-Brenner-Str. 7, 30159 Hannover
Fon:  0511 12601-0
www.niedersachsen.dgb.de
www.niedersachsen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de

Bezirksvorsitzende 
Bezirksvorsitzender:
Hartmut Tölle

Stellvertr. Bezirksvorsitzender:
Udo Gebhardt

Sekretariat: Brigitta Moleski 
brigitta.moleski@dgb.de
Fon:  0511 12601-21

Referentin/Referent Vorstand
Johannes Grabbe
johannes.grabbe@dgb.de
Fon:  0511 12601-40

Rebekka Hoppenstedt
rebekka.hoppenstedt@dgb.de
Fon:  0511 12601-37

Politische Koordination, Organisation, Arbeits-
schutz, Senioren, Kreis- und Stadtverbände

Ulrich Gransee
ulrich.gransee@dgb.de

Sekretariat: Brigitta Moleski
brigitta.moleski@dgb.de
Fon:  0511 12601-21 

 
Organisation, Kreis- und Stadtverbände, 
Gleichstellungs- und Frauenpolitik

Naciye Celebi-Bektas 
naciye.celebi-bektas@dgb.de
Fon:  0511 12601-62

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Medien-
politik, Frauen- und Gleichstellungspolitik

Tina Kolbeck-Landau
tina.kolbeck@dgb.de

Sekretariat: Brigitta Moleski 
brigitta.moleski@dgb.de
Fon:  0511 12601-21

Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Umwelt und Europa

Dr. Patrick Schreiner
patrick.schreiner@dgb.de

Bernd Lange (MdEP)
bernd.lange@dgb.de

Sekretariat: Ute Kamradek
ute.kamradek@dgb.de
Fon:  0511 12601-33

 
Arbeitsmarkt und Beschäftigung, Berufliche 
Bildung, Handwerk, Koordination Sozial politik

Lars Niggemeyer
lars.niggemeyer@dgb.de

Sekretariat: Thomas Domke
thomas.domke@dgb.de
Fon:  0511 12601–25

Öffentlicher Dienst/Beamte, Bildungspolitik, 
Erwachsenenbildung, Hochschule, Recht

Lea Arnold
lea.arnold@dgb.de

Sekretariat: Anke Schulze 
anke.schulze@dgb.de
Fon:  0511 12601–31

Jugendpolitik, Jugendbildung,   
Studierendenarbeit, HIB

Ruben Eick
ruben.eick@dgb.de

Sekretariat: Birgit Alexander
Fon:  0511 12601-61
birgit.alexander@dgb.de

Projekt AZF II
Julia Krawczyk
julia.krawczyk@dgb.de
Fon:  0531 1233651

DGB-Bezirksverwaltung Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt
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DGB Landesvertretung Bremen
Bahnhofsplatz 22–28, 28195 Bremen
Fon:  0421 33576-0
Fax: 0421 33576-60
bremen@dgb.de
www.bremen.dgb.de

Leiterin
Annette Düring
anette.duering@dgb.de

Sekretariat: Katja Bohling und Jutta Tietjen
Fon: 0421 33 576-10 /-11

Handwerk, Beamte, 
Allgemeine und Berufliche Bildung

Daniela Teppich
daniela.teppich@dgb.de
Fon: 0421 33576-26

Wirtschafts- und Strukturpolitik, Hochschul-
politik, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Dr. Tim Voss
tim.voss@dgb.de
Fon: 0421 33576-20

Berufliche Bildung Niedersachsen,
OV-KV-Bremerhaven

Lutz Bock
litz.bock@dgb.de
Fon: 0471 9262712

DGB-Jugend
Johanna Waldeck
johanna.waldeck@dgb.de

Hannes Scherf
hannes.scherf@dgb.de
Fon:  0421 33 576-21

DGB Landesvertretung Sachsen-
Anhalt

Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon:  0391 62503-0
Fax:  0391 62503-27
www.sachsen-anhalt.dgb.de

Leiter
Udo Gebhardt
udo.gebhardt@dgb.de
Fon:  0391 62503-15

Sekretariat: Marlies Quaas, Margit Kürfke, 
   Renate Döring 
Fon: 0391 62503-10/-19
 
Sozialpolitik, Öffentlicher Dienst/Beamte, 
Migration, Wirtschafts- und Strukturpolitik
Susanne Wiedemeyer
susanne.wiedemeyer@dgb.de
Fon:  0391 62503-18
 
Jugend
Katrin Skirlo
katrin.skirlo@dgb.de
Fon:  0391 62503-17

Öffentlichkeitsarbeit, Grundsatz, Medienpolitik
Bernhard Becker
bernhard.becker@dgb.de
Fon:  0391 62503-23

Beschäftigte des Bezirks auf der Konferenz am 8. Februar 2014 in Hannover



72 DGB jahresbericht 2014

DGB-Region Altmark-Börde-Harz
Geschäftsführer: Siegfried Stegner
www.altmark-boerde-harz.dgb.de

Regionsbüro Magdeburg
Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon: 0391 5334410
Fax:  0391 5334418
magdeburg@dgb.de

DGB-Büro Halberstadt
Bernhard-Thiersch-Str. 2, 38820 Halberstadt
Fon: 03941 693022
Fax:  03941 693024
halberstadt@dgb.de

DGB-Region Bremen-Elbe-Weser
Geschäftsführerin: Annette Düring
www.bremen.dgb.de

Regionsbüro Bremen
Bahnhofsplatz 22-28, 28195 Bremen
Fon: 0421 335760
Fax:  0421 3357660
bremen@dgb.de

Büro Bremerhaven
Hinrich-Schmalfeldt-Str. 31b, 27576 Bremerhaven
Fon: 0471 9262712
Fax:  0471 9262711
bremerhaven@dgb.de

Büro Cuxhaven
Bahnhofstraße 26, 27472 Cuxhaven
Fon: 04721 35551
Fax:  04721 34895
cuxhaven@dgb.de

DGB-Region Halle-Dessau
Geschäftsführer: Johannes Krause
www.halle-dessau.dgb.de

Regionsbüro Halle
Augustastraße 1, 06108 Halle/Saale
Fon: 0345 6826911
Fax:  0345 6826910
halle@dgb.de

DGB-Büro Dessau
Grenzstraße 5, 06849 Dessau
Fon: 0340 80021-0
Fax: 0340 80021-40
dessau@dgb.de

DGB-Servicebüro der Gewerkschaften Hettstedt
Markt 5, 06333 Hettstedt
Fon: 03476 398613

Büro Naumburg
Rosa-Luxemburg-Str. 24, 06618 Naumburg
Fon: 03445 7034-31/32
Fax: 03445 7034-26

Büro Sangerhausen
Kylische Straße 54a, 06526 Sangerhausen
Fon: 03464 2609074

Unsere Regionen, Geschäftsstellen 
und Servicebüros
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DGB-Region Niedersachsen-Mitte
Geschäftsführer: Reiner Eifler
www.niedersachsen-mitte.dgb.de

Regionsbüro Hannover 
Otto-Brenner-Str. 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 16387-0
Fax:  0511 1638734
hannover@dgb.de

Büro Hameln
Bahnhofstr. 18 – 20, 31785 Hameln
Fon: 05151 9366840
Fax:  05151 9366849
hameln@dgb.de

Büro Hildesheim
Osterstr. 39A, 31134 Hildesheim
Fon: 05121 703463
Fax:  05121 514953
hildesheim@dgb.de

Büro Holzminden
Wilhelm-Raabe-Str. 3, 37603 Holzminden
Fon: 05531 4452
Fax:  05531 13841
holzminden@dgb.de

Büro Nienburg/Weser
Mühlenstr. 14, 31582 Nienburg
Fon: 05021 607077
Fax:  05021 961925
nienburg@dgb.de

GIBS-Büro Sulingen
Lange Str. 12, 27232 Sulingen
Fon: 04271 955850
Fax:  04271 955890
 

DGB-Region Nord-Ost-Niedersachsen
Geschäftsführer: Matthias Richter-Steinke
www.nordostniedersachsen.dgb.de

Regionsbüro Lüneburg
Heiligengeiststr. 28, 21335 Lüneburg
Fon: 04131 223396-0
Fax:  04131 223396-20
lueneburg@dgb.de

DGB-Region Oldenburg-Ostfriesland
Geschäftsführerin: Dorothee Jürgensen
www.oldenburg-ostfriesland.dgb.de

Regionsbüro Oldenburg
Kaiserstr. 4-6, 26122 Oldenburg
Fon: 0441 21876-0
Fax:  0441 21876-54
oldenburg@dgb.de

 
Büro Wilhelmshaven

Weserstraße 51, 26382 Wilhelmshaven
Fon: 04421 1801-0
Fax:  04421 1801-19
wilhelmshaven@dgb.dee

 
Büro Leer

Jahnstraße 2, 26789 Leer
Fon: 0491 912130
Fax:  0491 9121315
leer@dgb.de

Die GeschäftsführerInnen unserer DGB-Regionen
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DGB-Region Osnabrück-Emsland
Geschäftsführerin: Petra Tiesmeyer
www.osnabrueck-emsland.dgb.de

Regionsbüro Osnabrück
August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33806-0
Fax:  0541 33806-1529
osnabrueck@dgb.de

Büro Lingen
Am Gasthausdamm 6, 49808 Lingen/Ems
Fon: 0591 9128211
Fax:  0591 9128220
lingen@.dgb.de

DGB-Region Südniedersachsen-Harz
Geschäftsführer: Lothar Hanisch
www.suedniedersachsen-harz.dgb.de

Regionsbüro Göttingen 
Weender Landstraße 6 , 37073 Göttingen
Fon: 0551 44097
Fax: 0551 486382
goettingen@dgb.de

Büro Goslar
Vititorwall 14, 38640 Goslar/Harz
Fon: 05321 22452
Fax: 05321 25477
goslar@dgb.de

DGB-Region SüdOstNiedersachsen
Geschäftsführer: Michael Kleber 
www.suedostniedersachsen.dgb.de

Regionsbüro Braunschweig
Wilhelmstraße 5, 38100 Braunschweig
Fon: 0531 48096-0
Fax: 0531 48096-17
braunschweig@dgb.de
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Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Niedersachsen e. V.
Landesgeschäftsstelle

Geschäftsführer: Hans Hoffmann
Arndtstr. 20, 30167 Hannover
Fon: 0511 16491-0
lgst@arbeitundleben-nds.de
www.arbeitundleben-nds.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Bremen e. V.

Geschäftsführerin: Dr. Brigitte Brück
Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen 
Fon: 0421 96089-0 
info@aulbremen.de
www.aulbremen.de

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Bremerhaven e. V.

Geschäftsführerin: Annette Knobbe
Hinrich-Schmalfedt-Str. 31b, 27576 Bremerhaven 
Fon: 0471 92231-0 
info@arbeitundleben-bhv.de
www.arbeitundleben-bhv.de

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Sachsen-Anhalt e. V.

Geschäftsführerin: Dr. Catherina Schmidt
Stresemannstraße 18/19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 623495 
info@arbeitundleben.org
www.sachsen-anhalt.arbeitundleben.de

TIB/UB Hannover, Gewerkschaftsarchiv
Fachbibliothek Sozialwissenschaften 
Öffnungszeiten:  Mo. – Fr.:  9:00 – 20:00 Uhr
  Sa.:  9:00 – 18:00 Uhr
Theodor-Lessing-Haus, Welfengarten 2 c
30167 Hannover
Fon: 0511 7625455 
winfried.kullmann@tib.uni-hannover.de
  

Arbeitsstelle gegen Rechtextremismus  
und Gewalt

Geschäftsführer: Reinhard Koch
Bohlweg 55
38100 Braunschweig
Fon:  0531 12336-42
Fax: 0531 12336-35
info@arug.de
www.arug.de
  

Akademie Regionale Gewerkschafts-
geschichte für Niedersachsen   
und Sachsen-Anhalt

Geschäftsführer: Gundolf Algermissen 
Fallersleber-Tor-Wall 23
38100 Braunschweig
gundolf.algermissen@dgb.de

Technologie-Beratungs-System der  
Arbeitnehmerkammer Bremen

Leitung: Ingo Schierenbeck
Bürgerstr. 1, 28195 Bremen 
Fon: 0421 36301-0
mitbestimmung@arbeitnehmerkammer.de
www.arbeitnehmerkammer.de/tbs/

  

Unsere Partner vor Ort
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Technologieberatungsstelle (TBS)  
Leitung: Lorenz Hinrichs
Arndtstr. 20, 30169 Hannover
Fon: 0511 16304-0
info@tbs-niedersachsen.de
www.tbs-niedersachsen.de
  

Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW)
Leitung: Dr. Günter Warsewa
Universitätsallee 21-23, 28359 Bremen
Fon: 0421 218-61700
info@iaw.uni-bremen.de
www.iaw.uni-bremen.de
  

Kooperationsstelle Hochschule und  
Gewerk schaften an der Carl-von-Ossietzky-
Universität Oldenburg

Leitung: Harald Büsing
Ammerländer Heerstr. 121, 26129 Oldenburg
Fon: 0441 798-2909
harald.buesing@uni-oldenburg.de
www.kooperationsstelle.uni-oldenburg.de
  

Kooperationsstelle Hochschulen und  
Gewerkschaften in Osnabrück  

Leitung: Manfred Flore
August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück 
Fon: 0541 33807-1814 und -1816
kontakt@kooperationsstelle-osnabrueck.de
www.kooperationsstelle-osnabrueck.de

Kooperationsstelle Hochschulen und  
Gewerkschaften Hannover-Hildesheim 

Leitung: Klaus Pape
Wilhelm-Busch-Str. 22, 30167 Hannover
Fon: 0511 762-19785
info-koop-hannover@zew.uni-hannover.de
www.koop-hg.de
  

Kooperationsstelle Hochschulen –   
Gewerkschaften Region SüdOstNieder-
sachsen an der TU Braunschweig

Leitung: Marianne Putzker
Bültenweg 74/75, 38106 Braunschweig 
Fon:  0531 391-4280
koop-son@tu-braunschweig.de
www.koop-son.de
  

Kooperationsstelle Hochschulen und  
Gewerkschaften Göttingen   

Leitung: Dr. Frank Mußmann
Humboldtallee 15, 37073 Göttingen  
Fon: 0551 394756 
kooperationsstelle@uni-goettingen.de
www.kooperationsstelle.uni-goettingen.de
  

Kooperationsstelle Wissenschaft/
Arbeitswelt Halle

Leitung: Susan Willhardt
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
DGB Sachsen-Anhalt
Adam-Kuckhoff-Str. 15, 06108 Halle (Saale) 
Fon:  0345 5523844
koop-dgb@uni-halle.de
www.kooperationsstelle.uni-halle.de



77jahresbericht 2014 DGB

M
itg

lie
de

rz
ah

le
n

St
an

d 
De

ze
m

be
r 2

01
4

M
itg

lie
de

rs
ta

tis
tik

 –
 B

ez
irk

 (G
es

am
t)



78 DGB jahresbericht 2014

M
itg

lie
de

rs
ta

tis
tik

 –
 N

ie
de

rs
ac

hs
en



79jahresbericht 2014 DGB

M
itg

lie
de

rs
ta

tis
tik

 –
 B

re
m

en



80 DGB jahresbericht 2014

M
itg

lie
de

rs
ta

tis
tik

 –
 S

ac
hs

en
-A

nh
al

t





www.niedersachsen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de 
www.niedersachsen.dgb.de
www.bremen.dgb.de
www.sachsen-anhalt.dgb.de


